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Vorwort

/

1989 waren sowohl bei den Europawahlen als auch bei Kommunalwa-hlen Parteien erfolg-
reich, deren zentrale Programminhalte rassistisch und ausländerfeindlich sind. Die Bun-
desregierung hat einen Ausländergesetzentwurf vorgelegt, der eine ausländerfeindliche
Gesetzgebung festschreibt. Der Versuch Schleswig-Holsteins, Ausländern ein kommuna-
les Wahlrecht zuzugestehen, wurde vom Bundesverfassungsgericht vorerst abgewiesen.
All dies steht für die Gefahr, daß Rassismus und Ausländerfeindlichkeit zum "normalen"
Bestandteil des öffentlichen Lebens in der Bundesrepublik werden.

Die Verschärfung in der Asylpolitik wurde hauptsächlich mit der Hetze gegen die so-
genannten "Scheinasylanten'' und "Wirt schaftsflüchtlinge" vorangetrieben. Hierbei hat
sich besonders die Landesregierung von Baden-Württemberg hervorgetan: Die offiziell
praktizierte Abschreckungspolitik beinhaltet ghettomäßige Unterbringung von Flücht-
lingen in Lagern, deren diskriminierende Behandlung durch Verwaltungspersonal und Po-
lizeibehörden, die Verhängung einer Residenzpflicht und die Kürzung des Sozialhilfesat-
zes für Asylbewerber. Experimentierfeld für die Erprobung dieser Abschreckungspolitik
war in den letzten Jahren die "Zentrale Anlaufstelle für Asylbewerber" (ZAST) in Karls-
ruhe.

In diesem Lager, das für die Verteilung von Erstantragstellern auf die Gemeinden und
für die Bearbeitung von Folgeanträgen zuständig ist, wurden Maßstäbe gesetzt, was mit
Asylbewerbern gemacht werden darf. Bis zu 800 Menschen sind auf engstem Raum un-
tergebracht (4 qrn/Person), sie müssen sich 12 Duschen teilen. Es herrscht ein Kochver-
bot. Abgelehnte Antragsteller werden z.T. nachts aus ihren Betten heraus verhaftet und
in Abschiebehaft genommen. Dieses Lager ist auch die Geburtsstätte des sogenannten
"Karlsruher Modells", welches vordergründig eine Verkürzung des Asylverfahrens zum
Ziel hat, in Wirklichkeit aber eine weitere Reduzierung der Anerkennungsquote für Asyl-
bewerber bewirken soll und wird, da den Flüchtlingen die Möglichkeit genommen wird,
ihr Asylbegehren z.B. durch Hinzuziehung eines Rechtsanwalts formgerecht und über-
zeugend vorzutragen.

Im Dezember 1987 beschloß der Gemeinderat der Stadt Karlsruhe durch eine Anderung
des Flächennutzungsplans die Verlagerung der ZAST in ein Industriegebiet außerhalb
jeglicher Wohnbebauung. Er nahm damit das Urteil des Verwaltungsgerichtshofs Mann-
heim vom 19.°5.89 vorweg, demzufolge Unterkünfte für Asylbewerber nicht in normalen
Wohngebieten gebaut werden dürfen. Der Flüchtlingsrat Karlsruhe hat in dieser Situa-
tion seine Bemühungen darauf konzentriert, den Bau dieser neuen ZAST zu verhindern.
Hierzu wurden Eingaben in den Gemeinderat eingebracht, Gespräche mit verantwortli-
chen Politikern und Verwaltungsbeamten geführt und zahlreiche Informationsveranstal-

_tungen durchgeführt. Höhepunkt dieser Veranstaltungen war ein Hearing "Gegen Sam-
mellager und den ZAST-Neubau" im März 1989 in Karlsruhe, das zusammen mit der
Landtagsfraktion der GRÜNEN veranstaltet wurde.

Das Ziel, den Neubau zu verhindern, ist gescheitert - mittlerweile sind die Bauarbei-
ten in vollem Gange: Es ist nicht gelungen, eine gesellschaftliche Achtung der men-
schenunwürdigen Behandlung von Flüchtlingen zu erreichen. Gerade deshalb legt der
Flüchtlingsrat Karlsruhe hier eine Dokumentation seiner Aktivitäten gegen den Neubau
der ZAST und kritische Beiträge zur Asylpolitik vor mit dem Ziel, einen Beitrag gegen
Rassismus und Ausländerfeindlichkeit zu leisten. Die Broschüre kann für andere Grup-
pierungen eine Hilfestellung bei der praktischen Bewältigung ähnlicher Fragestellungen
sein, zudem will sie eine Diskussion über die Zusammenhänge zwischen der praktizierten
Asylpolitik und der zunehmenden Ausländerfeindlichkeit anregen. Über Anregungen
hierzu würden wir uns freuen.

Flüchtlingsrat Karlsruhe
Karlsruhe, im Oktober.ro So



Freerk Huisken

Die Bedeutung d'e r regierungsamtlichen Ausländer-

diskriminierung für die Ausbreitung von Rassismus und

Ausländerfeindlichkeit in der BRD

I.

Die regierungsamtliche . Ausländer-
feindlichkeit in der BRD ist nicht an
eine bestimmte Par t e ipol t ik gebun-
den, sondern ergibt sich aus den Prin-
zipien-dieses Staatswesens.

Der bundesdeutsche Staat belegt zunächst ein-
mal prinzipiell alle Ausländer mit dem
Verdacht, sie würden die "Belange der Bundes-
republik Deutschland beeinträchtigen" (AusiG
§ 2). Deswegen behält er sich bei jedem Aus-
länder das Recht vor, ihm den Aufenthalt in
der Bundesrepublik zu verwehren. Dieser im
Ausländergesetz § 2 festgeschriebene Ver-
dacht kann sich nicht aus einer Begutachtung
der um eine Aufenthaltserlaubnis nachsuchen-
den Individuen ergeben. Er wäre sonst nicht
derart prinzipiell ausgefallen. Vielmehr er-

klärt er sich aus dem Sta tus dieser Menschen
als Ausländer. Sie sind Bürger eines anderen
Landes und damit der Gewalt eines anderen,
konkurrierenden Staates untertan. Den Ver~
dacht, den die Bundesrepublik (wie jedes ande-
re Staatsgebilde auch) gegenüber jeder frem-
den Staatsgewalt in unterschiedlicher Weise
hegt, sie könne ihre Souveränität auf Kosten
der bundesrepublikanischen vermehren wollen,
überträgt das Ausländerrecht auf deren Bür-
ger. Es faßt sie zunächst einmal unterschieds- .
los als etwas auf, was sie nicht sind, nämlich
als Repräsentanten einer konkurrie-
renden (bis feindlichen) Staatsgewalt: Ir-
gendwie gilt es als eine Selbstverständlichkeit,
daß sichjeder Bürger mit seinem Staat iden-
tifiziert; folglich der Bürger eines fremden
Staates sich nicht mit den Belangen der BRD
identifiziert: Das reicht für den Verdacht. Das
Ausländerrecht verfährt folglich rassistisch:

"Nütz liehe" Ausländer: Das Ausländergesetz macht das Aufenthaltsrecht für Ausländer allein
abhängig von ihrem "Nutzen" für die "Belange der BRD".
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Menschen, die Bürger eines anderen Staates
sind und sich diese Staatsbürgerschaft ebenso-
wenig ausgesucht haben wie die Inländer, wer-
den nur nach ihrem politischen Status als Aus-
länder sortiert und damit zugleich verdäch-
tigt. Das Ausländergesetz behandelt folglich
eine an den Menschen per staatlicher
Gewalt hergestellte Eigenschaft -
Ausländer- und Inländerdasein -- wie eine Ei-
genschaft, die ihnen ganz individuell, quasi na-
türlich zukomme - daher eben der Verdacht.

Die Sortierung in Ausländer und Inländer .ist
also eine reine Staatsangelegenheit. Wenn sich
irgendwelche Menschen irgenwo treffen, dann
wissen sie zunächst einmal nicht, ob der je-
weils andere In- oder Ausländer ist. Auch an
der Sprache erkennt man das nicht (TV Bremen
III: In einer Live-Sendung erfragten deutsche
Jugendliche von ihren Gegenübern erst einmal
deren - türkische - Staatsbürger schaft, ehe
sie sie als Ausländer beschimpften.) Normaler-
weise interessiert die Staatsbürgerschaft auch
nicht groß. Es interessieren andere Dinge:
Aussehen, Hobbys, politische Interessen und
Urteile ... Es interessiert die individuelle Be-
sonderheit des anderen. Für den Staat ist diese
völlig 'wurscht'. Sein allererstes Sortie-
rungskriterium lautet: "Bist Du meinen Geset-
zen untertan oder nicht!" Danach wird dann
der Mensch behandelt: Inländer ist er, und
seine Pflicht soll er tun und möglichst seine
Pflichten gleich als seine Rechte begreifen
und dafür demStaat dankbar sein. Ausländer
ist der andere: Das ergibt zunächst den Ver-
dacht, weil der staatliche Zugriff relativiert
ist und es an willentlicher Selbstverpflichtung
gegenüber dem -anderen Staat hier und da
mangeln könnte.

Auf das Sortierungskriterium - Inländer und
Ausländer - sollte man sich nicht verpflichten
lassen. Es hat mit den privaten Interessen und
Anliegen der meisten Menschen - welche Na-
tionalität sie auch immer haben - nichts zu
tun.

Eine Frage stellt sich allerdings noch: Wie
kommt eigentlich die Ausländerpolitik auf den
Verdacht, daß die Ausländer die "Belange der
BRD beeinträchtigen" könnten? Sehr einfach:
Das wissen die Politiker von ihren eigenen An-
liegen her, die sie gegenüber anderen Staaten
geltend machen; Sie wissen, daß ihre Interes-
sen im Prinzip immer einen Angriff auf die Be-
lange des anderen Staates darstellen:
- Wenn es darum geht, wie sich auf dem frem-
den Markt BRD-Waren absetzen lassen, dann
geht es um die Bestreitung der Verkaufserfol-
ge der dort ansässigen Betriebe.
- Wenn das Land billig an Rohstoffe, die hiesi-

ge Betriebe verarbeiten wollen, herankommen
möchte, dann steht dies dem Anliegen des
Rohstoffexporteurs entgegen, mit seinen Roh-
stoffen z.B. möglichst viele Devisen zu erzie-
len.
- Wenn die Frage aufgemacht wird, ob ein
Land in die eigenen geostrategischen Kalkula-
tionen paßt, muß das gar nicht in die "Sicher-
heitskonzeption" des auf militärische Benutz-
barkeit hin untersuchten Landes passen.

Solche politischen, ökonomischen und mili-
tärischen Zwecke von Außenpolitik sollen nur
dem Ziel dienen, die Souveränität der BRD zu
stärken, was eben gleichbedeutend ist mit ei-
nem Angriff auf die prinzipiell gleichlauten-
den Interessen des (konkurrierenden) Staates -
egal, ob man sich nun in einem Staatenbündnis
befindet oder nicht.

Von den eigenen außenpolitischen Zwecken
her weiß die BRD also, daß sie Grund für den
Verdacht hat, daß I. der andere Souverän auf
ihre eigenen, eben bundesdeutschen Belange
nicht gut zu sprechen ist: und daß 2. dieser
Verdacht gegenüber ausländischen Bürgern
gleichermaßen berechtigt ist, sofern man da-
von ausgeht - und das tut die Ausländerpolitik
ganz offensichtlich -, daß sie ebenso gute Un-
tertanen ihres Staa tes sind, wie leider die mei-
sten Bundesdeutschen gegenüber der hiesigen
Staa tsgewalt,

Die Unterscheidung in In- und Ausländer ist
also ihrem Kern nach ziemlich brisant. Legt
sie doch Zeugnis ab von der Unverträglichkeit
konkurrierender Staatsinteressen. Sie aus der
Welt zu schaffen, ist folglich keine Sache der
bloßen Mißachtung der Unterscheidung und
keine Frage der privaten Freundschaftserklä-
rung gegenüber Ausländern.

2.

Die Ausländer, die "berechtigt" in der
Bundesrepublik leben, sind kein Beleg
dafür, daß die Bundesrepublik ihre
rassistische Ausländerfeindlichkei t
selbst nicht. ernst nimmt, sondern
zeugen nur von einem Vorbehalt, un-
ter den die Praxis der regierungsamt-
lichen Ausländerfeindlichkei t gesetzt
ist. Dieser Vorbehalt fragt nach dem
Nutzen der Ausländer für "bunde s-
deutsche Belange" •

Mit ihrer Ausländerfeindschaft geht die hiesi-
ge Staatsgewalt kalkulierend um. D.h. sie
kennt Ausnahmen und gestattet solchen
Ausländern den Aufenthalt, von denen und so-
fern sie sich einen Nutzen davon verspricht. So
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leicht im Kreise von Kritikern der Ausländer-
politik schnell verständigen. Aber als Kritik an
der Asyl- und Ausländerpolitik taugt dieses
Urteil in doppelter Weise nichts. Sie kreidet
den Ausländerpolitikern nämlich 1. ihre Taten
als Versäumnisse an, wo diese doch selbst
nach ihren eigenen Maßstäben gar nichts ver-
säumt haben. Warum sind etwa 1980 die Asyl-
verfahrensvorschriften verschärft worden,
warum sollen das Ausländerrecht und der Asyl-
grundsatz verschärft werden? Was da mit poli-
tischem Willen und parlamentarischen Mehr-
heiten sehr absichtsvoll in die Wege geleitet
wird, als Versäumnis zu charakterisieren, ist
nicht nur fahrlässig, sondern lebt von dem 'Be-
schluß' der Kritiker, den Politikern ihre Taten
als Abweichungen von ihrem eigenen politi-
schen Willen vorzurechnen; folglich darauf zu
bauen, daß sie schon anderes tun würden, wenn
man sie nur oft genug auf ihre "Versäumnisse"
aufmerksam machen würde. So erhält man sich
die Politik als Instanz, bei der man seine eige-
nen Vorstellungen einklagen könne. 2. soll
man sich einmal darauf besinnen, was mit dem
Maßstab 'menschlich' eigentlich alles ange-
stellt wird. Als 'unmenschlich' gilt z.B, ein
System, das sich gegen kapitalistisches Privat-
eigentum zur Wehr setzt, das bei sich keine
Arbeitslosigkeit zulaßt und eine lohnabhängige
Grundversorgung aller Menschen durchgesetzt
hat. Unter 'Unmenschlichkeit' firmiert hier
alles, was nicht "westliche Freiheit" ist; es ist
der moralische Titel des Antikommunismus.

Zusammenfassend läßt sich sagen: Wo es um
Nutzen und Schaden für die "Be lang e der
Bundesr epubl ik" geht, spielen Nutzen und
Schaden der "pol it isch Verfolgten 11 in je-
dem Fall keine Rolle. Das erfahren die Asylbe-
rechtigten nach erfolgter Anerkennung: Sie
rücken aus dem öffentlichen Interesse und ha-
ben hier nur noch ein Lebensrecht, sofern sie
sich wie jeder eigentumslose Inländer auch für
"bundesdeutsche Belange" nützlich machen.

Das darf eigentlich niemanden in Erstaunen
versetzen, denn die Notlage, in welche Asylbe-
werber in ihren Heimatländern gebracht wer-
den, verdankt sich in der Regel der Außenpoli-
tik jener Länder oder Länderverbände, bei de-
nen viele von ihnen jetzt um Asyl nachsuchen.
In westlichen Staaten wird diesen Menschen
von ihrer Herrschaft das Leben schwer ge-
macht, wenn sie ihr Land zur politischen, öko-
nomischen oder militärischen Benutzung für
die Staaten der I. Welt zurichten und dabei
nicht zimperlich mit ihrer Bevölkerung umge-
hen, wenn' es um IWF- oder andere Auflagen
geht.

Man muß schon mit ziemlicher Blindheit ge-
schlagen sein, wenn man darauf setzt, daß jene

kom men Ausländer, die Geld hier lassen (Tou-
risten), die Geld hier anlegen (Geschäftsleute),
die wirtschatliche Beziehungen politisch vor-
bereiten (Diplomaten) oder den "Schutz der

'Nachkriegsordnung ;, gewährleisten (Truppen
westlicher Sieger machte) ebenso in den Genuß
dieser Ausnahmeregelungen wie Künstler,
Wissenschaftler oder Sportler.

Auch ausländische Arbeitnehmer ("Gastar-
beiter") gehörten ehemals in diese Kategorie.
Den "Belangen der Bundesrepublik" sollten sie
nicht durch Reichtümer, sondern umgekehrt
durch ihre Armut dienen: Sie waren gefragt
und angeworben zum Zwecke der Auffüllung
der "Reservearmee" an Arbeitskräften für das
bundesdeutsche Geschäftsleben. Heute sind
sie in dieser Eigenschaft bekanntlich nicht
mehr gefragt, weil ein stattliches Heer an
bundesdeutschen Arbeitslosen als Arbeits":'
kraftreserve gute 'Di enst e leistet.

Auch das grundgesetzlich gewährte Asyl-
recht, welches "politisch Verfolgte genießen"
(GG, Art. 16.2), stellt keine Ausnahme dar.
Denn ob jemand als "politisch Verfolgter" in
der BRD Anerkennung findet, das ergibt sich
nicht aus der objekti ven Bedrohung, wel-
cher er in seiner Heimat unterliegt. Das hängt
vielmehr davon' ab, wie diese Bedrohung von
den bundesdeutschen Ämtern und Gerichten
beurteilt wird. Dabei werden "politisch Ver-
folgte", deren Heimatstaat sich die Feind-
schaft der BRD zugezogen hat (Sozialistische
Staaten, Afghanistan, Vietnam ... ), eher als
Asylanten anerkannt als politisch Verfolgte,
deren Heimat.szu den politisch, militärisch
oder ökonomisch Verbündeten der BRD gehört
(vgl. Urteile über Türken und Kurden). Der (au-
Ben-Jpolitische Nutzen, den die BRD mit der
Gewährung von Asyl für "politisch Verfolgte"
anstrebt, liegt damit auf der Hand: Diese ver-
folgten Menschen sind ihr das Material, an
welchem sie ihre Differenzen-mit den fremden
Staaten austrägt. Sie dienen bundesdeutscher
Politik als Instrument der Anklage für "un-
menschliche Systeme" und stehen für die Un-
termauerung eines selbstgefertigten Rechts
auf Einmischung in die "Belange" fremder
Staaten. Daß es bundesdeutscher Asylpolitik
nicht um "Menschlichkeit" zu tun ist, beweisen
obendrein hinlänglich die im Asylverfahrens-
gesetz, Arbeitsförderungsgesetz usw. festge-
schriebenen Prinzipien für den Umgang mit
Asylbewerbern (Arbeitsverbot, Verbot politi-
scher Betätigung, Einschränkung der Freizü-
gigkeit, Unterbringung ... ).

Man sollte mit der Kritik, die bundesdeut-
sche Asylpolitik sei 'unmenschlich', sehr vor-
sichtig sein: Daß Asylpolitik und -praxis 'un-
menschlich' sind, darüber kann man sich viel-
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politischen Kräfte, die auf der Welt das Elend
anrichten, welches Millionen in die Flucht
treibt - sofern sie noch fliehen können - , aus-
gerechnet ihre Opfer dann, wenn sie hier an-
klopfen, hätscheln würden.

3·
über Ausländerfeindlichkeit unter
deutschen Bürgern kann sich nur der-
jenige wundern, der die Ausländerpo-
litik der Bundesrepublik nicht zur
Kenntnis genommen hat. Ausländer-
feindlichkeit und Rassismus im deut-
schen Volk haben ihren Grund allein in
der Ausländerpolitik dieses Staats.
Das heißt nicht, daß automatisch alle
deutschen Bürger zu Ausländerfein-
den werden. Sondern: Die Ausländer-
feindschaft bundesdeutscher Politik
verfängt bei Bürgern, denen die deut-
sche Staatsbürgerschaft als ihr wich-
tigstes Wesensmerkmal gilt; sie ver-
fängt bei Nationalisten. .

Es sind also nicht Erziehung, "aufgestaute
Triebe", Vorurteile über Ausländer oder gar
die Ausländer selbst der Grund der Ausländer-
feindlichkeit, sondern die' ausländerfeindliche
Politik der Bundesrepublik. Bundesdeutsche
Bürger teilen die Sortierungskriterien und
den prinzipiellen Verdacht der Ausländerpoli-
tik. Sie folgen dabei bekanntlich sehr untertä-
nig sogar den wechselnden Konjunkturen, de-
nen dieser Verdacht unterliegt: So wurden

'nach dem 2. Weltkrieg aus den "Franzmän-
nern" schnell "Freunde", obwohl sich nur das
Verhältnis der beiden Staaten zueinander,
nicht aber das ihrer Bürger irgendwie geän-
dert hatte. Und die "Gastarbeiter"-Feindlich-
keit nahm ihren Aufschwung nicht zufällig mit
der Kehrtwende in der "Gastarbeiter"-Politik:
Ausländische Arbeitskräfte wurden nicht mehr
angeworben, sondern es wurde ab 1975 ihre
"Rückkehr gefördert". .

Diese Konjunkturen von Ausländerfeindlich-
keit der Bundesrepublik kann man nur teilen,
wenn man Nationalist ist, d.h. wenn man der
Auffassung anhängt, daß bundesdeutsche Poli-:
tik ganz prinzipiell um die Wohlfahrt deut-
scher Bürger besorgt sei, man es also mit einer
besonderen, deutschen Staatsgewalt letztlich
gut getroffen habe. Diese, für die Mehrzahl
bundesdeutscher Bürger kaum zu begründende
Auffassung von der Volksnützlichkeit deut-
scher Staatsgewalt erlaubt es den bundesdeut-
schen Nationalisten nicht, die tatsächli-
chen Gründe all jener Probleme zu ent-

Am 08.08.89 tötet ein offensichtlich in die En-
ge getriebener liberianischer Flüchtling zwei
Polizisten. Das Unglück wird zur Schürung von
Nationalismus mißbraucht. Der Stuttgarter
06 Rommel erklärt, beim Staatsakt für die
Getöteten habe er massive Ausländerfeind-
lichkeit gespürt. Seine Außerung, das hätte
auch ein Schwabe machen können, löst Mord-
drohungen aus. - Protest zug gegen die Tötung
der Polizisten. Auch Ausdruck "deutscher"
Empörung: Die Polizei läßt die Leiche des
Flüchtlings stundenlang auf der Straße liegen.
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decken, mit denen sie sich täglich herumschla-
gen müssen: zu teure Mieten, zu geringer
Lohn, Arbeitslosigkeit, zu teure Gesundheit,
sinkende Sozialleistungen zu höheren Kosten
usw. Für Anhänger der Auffassung, mit dem
bundesdeutschen Staat irgendwie schon einen
Hauptgewinn gezogen zu haben" können für all
jene Sorgen folglich nur Ausländer, nicht-
deutsche Kräfte verantwortlich sein. Und
Ausländerfeinde werden schnell fündig, wenn
es um Schuldige geht: Asylanten, "Gastarbei-
ter" und Aussiedler konkurrieren mit ihnen
in der Tat auf dem Wohnungs- und Arbeits-
markt. Dieser Tatbestand reicht Nationalisten
aus, um ausgerechnet in solchen Menschen, die
sich in der gleichen unerfreulichen öko-
nomischen Lage befinden wie sie selbst, die
Verantwortlichen für ihre Misere zu ent-
decken. Als Nationalisten erklären sie sich ih-
re beklagte materielle Lage falsch: Ihr Be-
schluß, daß es nicht an deutscher Politik liegen
könne, wenn es ihnen an ziemlich Vielem
fehlt, läßt für sie als Erklärung nur noch Aus-
ländisches oder Ausländer zu. (Zur Kritik die-
ser falschen Auffassung vgl. F. Huisken, Aus-
länderfeinde und Ausländerfreunde. Eine
Streitschrift wider den geächteten und den ge-
achteten Rassismus. Hamburg 1987, S. 30 H.)

4·
Wenn bundesdeutsche Politiker sich
über die Zunahme von Ausländer-
feindlichkeit bei ihr en Bürgern er-
schrocken geben, dann erfüllt dies ob-
jektiv den Tatbestand der Heuchelei.
Sie, die politischen Praktiker von kal-
kulierter Ausländerfeindlichkeit,
können und wollen Ausländerfeind-
lichkeit im deutschen Volk nicht kri-
tisieren. Sie geben ihr vielmehr
recht. Allenfalls stört es sie, wenn
deutsche Bürger mit ihrer Ausländer-
hetze nicht so kalkuliert umgehen wie
sie selbst, d.h, nicht zwischen Asy-
lanten und Aussiedlern unterscheiden
wollen.

Nach dem relativen Wahlerfolg der Republika-
ner in Westberlin gaben sich alle Parteien
schockiert und beschlossen, sich verstärkt dem
Thema "Ausländer" zuzuwenden. Sie - SPD,
FDP, CDU und CSU - waren nicht verärgert
über Ausländerhetze in Westberlin, sondern
darüber, daß es eine kleine rechtsextreme Par-
tei geschafft hatte, ihnen mit der Zugnummer
11 Ausländer raus" Stimmen abzuwerden. Seit
der Berlinwahl versuchen die großen politi-

sehen Parteien mit viel Aufwand, das verlore-
ne Terrain zurückzuerobern. Dabei hofieren
sie auf verschiedene Weise die Ausländer-
feindlichkeit ihrer Bürger, für die sie selbst
mit ihrer Ausländerpolitik den Grundstein ge-
legt haben:
- In der CDU und CSU gibt es die Beschwerde,
daß die Republikaner Teile ihres Wahlpro-
gramms von der CDU/CSU abgeschrieben hat-
ten, daß also die Ausländerfeinde eigentlich
die falsche Partei gewählt hätten. Ihre wahre
Heimat - so lautet diese Werbung - sei die
CDU/CSU.
- H. Geißler warnt dagegen seine Partei vo~
allzu offenkundiger Imitation der Republika-
ner, Weil er das außenpolitische Ziel "Binnen-
markt Europa" durch ausländerfeindliche Pa-
rolen beeinträchtigt sieht. Er plädiert für eine
kalkulierte Zurückhaltung, um jene Ausländer'
nicht zu verprellen, welche die bundesdeut-
sche Geschäftswelt doch in Europa für ihr
Wirtschaftswachstum benutzen will.
- Die SPD gibt den Klagen, daß Ausländer an
Wohnungs- und Arbeitsplatznot schuld seien,
recht, wenn sie sich im Namen der deutschen
Ausländerfeinde bei den Regierungsparteien
über verfehlte Wohnungs- und Arbeitsplatzpo-
litik beschwert. Ihr Rezept lautet: Wählt die
SPD, dann bemühen wir uns um mehr Wohn-
raum und Arbeitsplätze für Deutsche.
- Außerdem hat sich die SPD das kommunale
Ausländerwahlrecht einfallen lassen, das nur
auf den ersten Blick ausländerfreundlich
wirkt. Wenn es nämlich erstens nur solchen
Ausländern gewährt werden soll, die bereits
acht Jahre unbescholten in der Bundesrepublik
gearbeitet haben; und wenn es zweitens nur ei-
ne Wahl betrifft, in der es selbst nach Auffas-
sung der SPD nicht um wichtige nationale Fra-
gen geht, dann bleibt selbst von der beabsich-
tigten Ausländerfreundlichkeit nur noch der
Schein.
- Alle Parteien sind sich einig darin, daß
Rechtsextremismus und Ausländerfeindlich-
keit das Ansehen der Bundesrepublik beein-
trächtigen, zumal die BRD doch mit ihrer anti-
faschistischen Haltung überall auf der Welt
Punkte machen-möchte. Diese "Kritik" an Aus-
länderfeindlichkeit gilt also ebenfalls gar
nicht dem ausländerfeindlichen Umgang mit
Bürgern anderer Staaten, die hier leben möch-
ten. Vielmehr gilt sie nur den "braunen

. Tönen" und dies auch nur deshalb, weil Politi-
ker Auswirkungen auf ihre Glaubwürdigkeit in
der Welt befürchten. So machen sie auf der ei-
nen Seite - mit Einführung von Visum zwang,
mit Kürzung von Sozialhilfe und Verschärfung
des Asylrechts - den unerwünschten Auslan-
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dern das Leben noch schwerer und dämpfen auf
der anderen Seite die Ausländerhetze im Volk,
der sie mit ihrer Praxis gerade recht geben.

In einem Punkt allerdings werden Politiker
zu echten Kritikern der bundesdeutschen
Ausländerfeinde. Dann nämlich, wenn sich de-
ren Hetze auf Menschen erstreckt, die qua
staatlicher Definition nicht Zu den Ausländern
gezählt werden sollen. Gemeint sind 11 Aus-
s ie dl er ", denen als sogenannten Statusdeut-
schen ein Anspruch auf deutsche Staatsbürger-
schaft zugesprochen worden ist. Diese Unter-
scheidung der Ausländerpolitik zwischen Asy-
lanten, Arbeitsimmigranten auf der einen und
"Aussiedlern" auf der anderen Seite leuchtet
dem ausländerfeindlichen Bürger dann nicht so
ohne weiteres ein, wenn er sich gerade die

. Ausländer als Grund für seine wenig erfreuli-
chen Lebensumstände zurechtgelegt hat. Denn
darin sind ihm die "Aussiedler" wie die Asy-
lanten und die ausländischen Arbeiter gleich:
alle sind sie seine Konkurrenten um erschwing-
lichen Wohnraum, Arbeits- und Kindergarten-
plätze, und alle kommen sie aus dem' Ausland.

So gibt der deutsche Bürger zu verstehen,
daß er mit seiner Ausländerfeindlichkeit ein
anderes Anliegen verfolgt als sein Staat:
Während er die Ausländer als die Verantwort-
lichen für seine unerquickliche materielle La-

;;;:::::;:;:::

Erwünschte Ausländer: deutschblutige Zeugen
des "kommunistischen Unrechtsregimes",

ge angreift, nimmt die bundesdeutsche Ostpo-
litik die "Statusdeutschen" in der UdSSR, Ru-
mänien oderTschechoslowakei zum Anlaß, um
auf deutsches Mitspracherecht bei sowjeti-
schen oder rumänischen innenpolitische Ange-
legenheiten zu pochen. Deswegen gelten ihr
"Aussiedler" eben auch nicht als unerwünschte
Ausländer, die zur "Ilberfüllung der BRDIi bei-
tragen, sondern als Anspruchsdeutsche, die na-
türlich deswegen auch keinem Bundesdeut-
schen einen Arbeitplatz wegnehmen.

Spätestens an dieser Unterscheidung zwi-
schen Asylanten und Aussiedlern, die sich nur
den antisowjetischen Interessen deutscher
Ostpolitik verdankt, könnte der bundesdeut-
sche Ausländerfeind entdecken, daß die IIBe-
lange der Bundesr epub l ik", die "sein
Staat" auch mittels der Ausländerpolitik ver-
folgt, nicht identisch sind mit seinen
eigenen Alltags-IIBelangenll

• Er könnte
sogar entdecken, daß beide "Belange" in einem
ziemlichen Gegensatz zueinander stehen:
Wenn bundesdeutsche Politiker für er-
wünschte Ausländer das Geld bereitstellen,
das angeblich wegen der "Flut" unerwünschter
Ausländer fehlt, dann könnte dem Ausländer-
feind schon einfallen, daß unmöglich Auslän-
der ihn in eine materielle Notlage gebracht
haben~

s·
Wer in den bundesdeutschen Auslän-
derpoli tikern einen Bündnispartner im
Kampf gegen Ausländerfeindlichkeit
sieht, der täuscht sich. Der macht den
Bock zum Gärtner.

Die Ausländerfeindlichkeit ist allein dadurch
zu bekämpfen,
- daß erstens über Absichten und Zwecke
bundesdeutscher Ausländerpolitik, die aus-
schließlich Mittel imperialer Außenpolitik und
demzufolge Mittel innenpolitischer Feindpfle- .

.ge ist, aufgeklärt wird,
- und daß zweitens dem Nationalismus der
deutschen Ausländerfeinde dadurch der Boden
entzogen wird, daß man ihnen zeigt, welche
Inländer für ihre Nöte verantwortlich sind.

In diesem Zusammenhang muß ich auch den
'Flüchtlingsrat! (FR) kritisieren. Einerseits
weist der FR richtig auf den durchaus beab-
sichtigten 'Abschreckungseffekt' der Asylpra-
xis hin (vgl, Späth-Zitat). Er sagt damit, daß
die Sorte Lagerleben, die allenthalben zu be-
obachten ist, Methode hat und nicht auf
Schlampereien, Versagen von Behörden oder
regionale Besonderheiten zurückzuführen ist.
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Die Abschreckung, so die richtige Auskunft,
ist politisch gewollt. Andererseits nimmt der
FR diesen Befund dadurch wieder zurück bzw.
selbst nicht recht ernst, wenn er so tut, als
hätten die verantwortlichen Stellen sich nur
Versäumnisse in Sachen vmenschenwürdiger
Unterkunft" zuschulden kommen lassen; so daß
mit Appellen an das "gute Herz" (Zitat aus
FR-Material) von politisch Verantwortlichen
diese Praxis zu korrigieren sei. Wer jedoch ein
Lager gerade so einrichten will, daß von ihm
ein Abschreckungseffekt ausgeht, der fühlt
sich durch die Diagnose, das Lager "zer störe"
Menschen, nicht kritisiert, sondern bestätigt:
Sein Zweck ist damit gerade erreicht. Als
Vorwurf trifft ihn die Diagnose vom "un-
menschlichen Lager" gar nicht. Der FR muß
sich an dieser Stelle entscheiden: Entweder er
hält an dem richtigen Befund über den gewoll-
ten Abschreckungseffekt der Asylpraxis fest,

, dann muß er aber einsehen, daß die Ausländer-
politiker nicht die Adressaten seiner For-
derungen - was immer man von denen auch
halten mag - sind; sondern die Repräsen-
tanten der ausländerfeindlichen Poli-
tik. Oder der FR will es sich partout nicht
nehmen lassen, vertrauensvoll in hiesiger Aus-
länderpolitik den Ansprechpartner für alle Be-
schwerden zu sehen bzw. den Ausländerpoliti-
ker immer in.den Politiker (mit 11bö sen Absieh-
ten") und den Menschen (mit "gutem Herzen")

. zu zerlegen. Dann muß er aber sein Urteil über
-den Abschreckungseffekt durchstreichen. Im
letzten Fall muß er sich überlegen, wieviel ihm
eigentlich das Vertrauen in deutsche Auslän-
derpolitik wert ist. Solch ein Vertrauen ist

nämlich nicht zu haben ohne die entsprechen-
den - inländischen und ausländischen - Opfer
dieser Politik.

Übrigens ist dieser Idealismus - d.h. dieser
Irrglaube, deutsche Politiker, die auf der gan-
zen Welt mit dafür sorgen, daß es diese Flücht-
lingsbewegungen gibt, seien zuständig für die
Beseitigung des Elends der Flüchtlinge - auch
eine Spielart von Nationalismus. Es handelt
sich um alternativen Nationalismus: Man
möchte in jedem Stück deutscher Politik, das
man heftig kritisiert, doch immer nur ein Ver-
säumnis deutscher Politik sehen, d.h. eine
Abweichung von dem, was sich nach Auffas-
sung des Kritikers eigentlich für eine deut-
sche Ausländerpolitik - "gerade wir mit unse-
rer Vergangenheit" - gehört. Man kann sich
eben auch im Namen Deutschlands aus deut-
scher Politik ein Gewissen machen, d.h. sich
damit - zumindest ideell - für deutsche Poli-
tik zuständig erklären (s. F. Huisken, Auslau-

-derfeinde und Ausländerfreunde, S. 163 ff.).

Freerk Huisken ist Professor für Pädagogik
an der Universität Bremen. Seine Arbeits-
schwerpunkte sind Marxsche Theorie, Frie-
denserziehung und Politische Ökonomie des
Ausbildungssek tors. Zur Ausländerpolitik
hat er 1987 das Buch "Ausländerfeinde und
Ausländerfreunde. Eine Streitschrift gegen
den geächteten wie den geachteten Rassis-
mus" veröffentlicht. Die vorliegenden The-
sen hat er auf dem "Hearing gegen Sarnrnel-
lager und ZAST-Neubau" am 18\.03.89 in
Karlsruhe vorgetragen.

"Gefahr liehe Ausländer": "Zur Sicherheit der Anwohner" demonstriert die Polizei "Präsenz" in
d~r und um die Zentrale Anlaufstelle für Asylbewerber in Kar lsruhe, berichten die Badischen
Neuesten Nachrichten am 25.°7.85.
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Dokumentiert

Rede des Flüchtlingsrats beim

"Hearing gegen Sammellager und ZAST-Neubau"

Im Namen des Flüchtlingsrates
Karlsruhe (und der Landtagsfraktion
der Grünen Baden-Württembergs)
möchte ich alle hier zum Hearing
gegen Sammellager und ZAST -Neu-
bau Erschienenen herzlich begrüßen.
Zu Beginn möchte ich kurz den Kon-
text herstellen, in dem für die Ver-
anstalter dieses Hearing steht.

Der Oberburgermeister der Stadt
Karlsruhe hat auf einen an ihn ge-
richteten Protestbrief zur Asylpoli-
tik geantwortet, von einer Ab-
schreckungspolitik der Landesregie-
rung sei ihm nichts bekannt. Dazu
paßt dann auch, daß Vertreter offi-
zieller Stellen mit Verweis auf den
Titel dieses Hearings, welcher mit
dem Wort "gegen" eine Oppositions-
haltung kundtut, sich veranlaßt sa-
hen, das Aufhängen von Plakaten
zum Hearing zu verbieten und heute
nicht persönlich zu erscheinen. Die-
ses Verhalten und diese Argumenta-
tion sind zynisch und gänzlich unde-
mokratisch. Der Titel des Hearings
ist ganz bewußt so gewählt, denn er
drückt unsere Position zur herr-
schenden Lagerpolitik aus: Wir sind
gegen Lager in Baden- Württemberg
und begreifen die Sammellager als
Ausdruck menschenverachtender
Abschreckungspolitik!

Wir wollen deshalb heute auch
nicht über Sammellager reden, son-
dern deutlich gegen diese Politik
Stellung beziehen und die Ursachen
und Auswirkungen von Sammella-
gern offenlegen. Die Flüchtlinge
sind in diesen Lagern vielfältiger
Repression ausgesetzt. Wie syste-
matisch die zuständigen Behörden
sowohl persönliche Kontakte zwi-
schen Deutschen und Flüchtlingen,
wie auch deren politische Zusam-
menarbeit behindern, ze igen die
jüngsten Reaktionen auf einen
Essensboykott in der ZAST. Flücht-
linge, die mit Plakaten vor dem Spei-
sesaal der ZAST demonstrativ das
Essen verweigerten, wurden umge-
hend in andere Lager verteilt -
Flüchtlinge, die im Lager für 2 DM!
Stunde arbeiteten und sich am Boy-
kott beteiligten, haben jetzt auch
lagerintern Arbeitsverbot - beo-
bachtende Mitglieder des Flücht-
lingsrat Karlsruhe erhielten Haus-
verbot. Dies sind alles politische
Maßnahmen, die Menschen entmuti-

am 18.03.89 in Karlsruhe

Der Vertreter des Flüchtlingsrats bei seiner Einführung ..

gen sollen, für ihre, ihnen hier in Ba-
den- Württemberg vorenthaltenen,
grundlegenden Rechte zu kämpfen.
Derartige Behandlungsmaßnahmen
sind natürlich bestens geeignet, die
ohnehin schon ernormen Belastungen
der Flüchtlinge weiter zu verstär-
ken.

Die Landesregierung hat in den
vergangenen Jahren mit ihrer diffa-
mierenden Ausländerpolitik in Ba-
den-Württemberg wie auch mit Ini-
tiativen auf Bundesebene gezielt
Ausländerfeindlichkeit und Frem-
denhaß erzeugt. Daß diese Saat jetzt
dabei ist aufzugehen, zeigen nicht
zuletzt die jüngsten Wahlergebnisse
der rechtsextremistischen Parteien.
Trotzdem fährt das Land Baden-
Württemberg damit fort, weitere
Sammellager zu errichten, kürzt zu-
gewiesenen Asylbewerbern die So-
zialhilfe mit offen rassistischen Be-
gründungen und diskutiert eine be-
schränkte Arbeitserlaubnis für Man-
gelberufe, was nichts anderes zeigt,
als daß Flüchtlinge für die Verant-
wortlichen Mittel zum Zweck für
bundesdeutsche Wirtschaftsinteres-
sen darstellen. An die Mitschuld, die
die bundesdeutsche Wirtschaftspoli-
tik an Fluchtbewegungen gerade der
Länder der Dritten Welt trägt, wer-
den sie natürlich nur ungern er-
innert. .

Die Bedeutung des ZAST -Neubaus
ist eine doppelte:
- Zum einen erklärt sich die Stadt
Kar/sruhe damit bereit, das Samrnel-
lagerkonzept de.s Landes zu unter-

stützen und die Aufgaben der zen-
tralen Anlauf- und Abschiebestelle
zu übernehmen. Sie ist dazu natür-
lich gerne bereit, denn mit der Über-
nahme der ZAST umgeht die Stadt
das Problem der Zuweisung von
Flüchtlingen. Karlsruhe bleibt somit
- noch dazu nach der Verlegung des
Lagerkomplexes in ein Gebiet außer-
halb jeglicher Wohnbebauung - wei-
testgehend frei von Flüchtlingen.
- Andererseits darf die landesweite
Bedeutung nicht vergessen werden.
Mit der Wohnsitzpflicht für alle Fol-
ge antrags teller Baden- Württem-
bergs in der ZAST und der beabsich-
tigten Errichtung einer zentralen
Abschiebestelle beim Regierungs-
präsidium Karlsruhe entsteht ein In-
strument, das die immer wieder gc-
forderte rigorose Abschi ebung von
Flüchtlingen - auch in Krisengebiete
- unbürokratisch ermöglicht.

In der ganzen Auseinandcrsetzung
zwischen Stadt Karlsruhe und
Flüchtlingsra t Karlsruhe um den
ZAST-Neubau hat die Stadt immer
wieder betont, bei diesem Problem
nicht zuständig zu sein und uns an
das Land Baden- Württemberg ver-
wiesen. Deshalb unser Entschluß, die
Problematik im Rahmen eines lan-
desweiten Hearings zu diskutieren
und die Gelegenheit zu nutzen, die
Zusammenarbeit derjenigen Grup-
pen und Organisationen zu verstär-
ken, die - solidarisch mit den
Flüchtlingen - der herrschenden
Asylpolitik ablehnend gcgcniibcrstc-
hen. - (jürn, Flüchtlingsrat KA)
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Die Stadt, will die ZAST aus der Oststadt weghaben

Mit dem Verweis auf "die Zuständig-
keit des Landes" hat der Gemeinde-
rat in den letzten Jahren jede Ver-
antwortung für die Lebensbedingun-
gen der Flüchtlinge in Karlsruhe zu':
rückgewiesen. Einen Antrag der
Grünen Liste anlaßlieh der ersten
ZAST-Neubaudebatte im März 86;
die Sammellager und damit di,e,ZAST ,
aufzulösen und die Flüchtlinge in
Wohnungen oder Wohnheimen unter-
zubringen, wischte der damalige
Oberbürgermeister Dullenkopf lapi-
dar vom Tisch: "Die Unterbringung
in der ZAST (sei) ausschließlich An-
gelegenheit des Landes und' Karlsru-
he (habe) kein Mitspracherecht"
(amtsblattv z r.o j.Sö). _

Niemand wird die juristische Zu-
ständigkeit des Landes für die 'Zen-
trale AnlaufsteIle bestreiten wollen,
entschieden bestreiten muß man al-
lerdings die Behauptung der Stadt,
sie habe keinerlei Möglichkeiten" auf
die Lebensbedingungen der Flücht-
linge im Stadtgebiet Einfluß zu neh-
men. Tatsächlich hat die Stadt in der
Vergangenheit Einfluß genommen
und tut dies auch jetzt, allerdings
nicht gerade im Interesse der
Flüchtlinge. Wir wollen dies am Bei-
spiel der Durchsetzung des ZAST-
Neubaus belegen.

Die ZAST wird 'weggeplant'

In die öffentliche Diskussion kommt
ein ZAST -Neubau erstmals im Okto-
ber 1985. Aufgrund der totalen
Überbelegung der ZAST mit über
1000 Flüchtlingen - es gibt nur 12
Duschen, in i y-qm-Zirnmern wohnen
4 Leute - kommt es zu einem Hun-
gerstreik, der durch die Verlegung
der Streikenden gebrochen wird. Die
Forderungen nach besserer Unter-
bringung in der ZAST werden nicht
erfüllt. Allerdings machen sich jetzt. \
plötzlich' Anwälte' der Flüchtlinge
bemerkbar: Die FDP-Gemeinderats-
und Landtagsfraktion verlangen:
"Die ZAST muß aus der Wolfartswei-
erer Straße verschwinden. Dafür soll
an anderer Stelle ein neues Über-
gangslager gebaut werden" (Badi-
sche Neueste Nachrichten, BNN,
08.10.85). Nur so ließen sich die Pro-
bleme lösen.

Die Stadt scheint auf die Forde-
rung direkt anzuspringen. Schon im
Januar 86 wird der ehemalige Tief-
bauhof am Gaskessel als Bauplatz
für die neue ZAST präsentiert, als
humanitärer Durchbruch, versteht

sich. Das Amtsblatt rühmt: "Men-
schenwürdiges Lager für Asylbewer-
ber geplant" (arntsblatt, 31.01.86).
Nur wenigen wird dabei aufgefallen
sein, daß mit der Überbelegung der
alten ZAST, die für 840 Leute ausge-
legt ist, die Notwendigkeit einer
neuen, menschenwürdigen ZAST be-
gründet wird, die aber nur für 600
Menschen geplant wird.
In die freudigen Berichte über die

schnelle Lösung ZAST -Neubau flie-
ßen eher beiläufig Bemerkungen ein,
die offen legen, daß die Stadt schon
1984, also lange vor der Uberbele-
gung der ZAST, ein Grundstück für
einen Neubau gesucht hat (BNN, 24.
01.86). Fertige Neubaupläne liegen,
selbstverständlich "verwaltungsin-
tern", schon 1985 vor, zu einem Zeit-
punkt also, als die 'Idee' eines Neu":
baus gerade geboren wird, um huma-
nitäre Probleme zu lösen (BNN, 08.
10.85)·

Spätestens seit 1982 mit dem Wie-
deraufbau des Gottesauer Schlosses
begonnen worden ist, ist für die
Stadt klar, daß einer 'Aufwertung'
der Schloßgegend die Flüchtlinge im
Wege stehen. Schon 1984 findet ein
stadteplaner ischer Wettbewerb für
einen Oststadtpark rund um Schloß
Gottesaue seinen Abschluß, den
Stadt und Land gemeinsam ausge-
schrieben haben und der die ZAST
nicht mehr vorsieht (Der Oststadt-
bürger, April 84).

Motive für die Gettoisierung

Die angeführten Gesichtspunkte be-
legen, daß die Initiative für die Ver-
legung der ZAST eindeutig von der
Stadt Karlsruhe ausgegangen ist und
zwar lange bevor die ZAST in der öf-
fentlichen Diskussion als 'Problem'
gehandelt wurde. Diese Initiatoren-
schaft hat Oberbürgermeister Seiler
'selbst bekundet. In den BNN vom
27.08.86 wird deutlich, daß die Stadt
Karlsruhe die Übernahme der Zen-
cralsrelle für die Bearbeitung aller
Folgeanträge 'direkt an die Bedin-
gung geknüpft hat, daß das Land die
ZAST an die Durlacher Allee verla-
gert: "In der Folge des Kabinettsbe-
schlusses hofft das Stadtoberhaupt,
daß das Drängen der Stadt auf die
Verlagerung der AnlaufsteIle aus der
Oststadt in die Nähe der Autobahn
beim Gaskessel bei den zuständigen
Ministerien in der Landeshauptstadt
'Unterstützung finden wird."
, .Sozialdemagogisch erklärt Seiler,

dies sei "sowohl, im Interesse des
Umfeldes von Schloß Gottesaue und
der Oststadt als auch im Interesse

. der Asylanten zu sehen" (BNN, 27.
08.86). Dieses "Interesse der Asylan-
ten" sieht der Oberbürgermeister al-
lerdings keiner Erwähnung mehr
wert, als er. den Mitgliedern des Bür-
gervereins der Oststadt anlaßlieh
des 9O-jährigen Vereinsjubiläums
stolz verkündet: "... und ich bin
nach meinem im Juli mit dem Herrn
Ministerpräsidenten geführten Ge-
spräch voll Hoffnung, daß die Zen-
trale AnlaufsteIle für Asylbewerber
bald an der Haltestelle-am Weinweg
eine neue Bleibe finden wird. Dann'
wird es möglich sein, daß das Ge-
samtareal um das Gottesauer
Schloß, das nun bald wiederaufge-
baut in neuem Glanz erstrahlen wird,
nach preisgekröntem Entwurf ge-
staltet und zu einem neuen Anzie-
hungspunkt der .Oststadt werden
wird" (Der Oststadtbürger, Dezem-
ber 86).

Weniger offenherzig verkündet die
Stadt in Gestalt ihres Baudezernen-:
ten, Sack, ihre noch weitergehenden
Motive. Sie entspringen offensicht-
lich Vorstellungen einer 'Sozialhy-
giene'. Sack, auch fUr das ZAST-
Neubau-Grundstück verantwortlich,
hat sich im Zusammenbang mit der
Südstadtsanierung. .die zur Vertrei-
bung von Ausländern führen wird, die
die Mieten nicht mehr zahlen kön-
nen, geäußert. Das Amtsblatt vom
16.10.87 berichtet: "Ausführlich
ging der Baudezernent ... auf die
Ausländersitua tion in der Südstadt
ein. Dabei gebe es eine 'Schmerz-
grenze', die auszuloten sei, um ein
reibungsloses Zusammenleben zu
gewährleisten." 198-5wohnten in der
Südstadt 2443 Ausländer, in der Ost-
stadt 3449, ein Indiz dafür, daß auch
in der Oststadt die 'Schmerzgren-
zenübedegungen' eine Rolle gespielt
haben. '

Tatsächlich werden sie bei' der
Standortwahl für die ZAST sichtbar.
Hier hat die Stadt bisher jede Kritik
zurückgewiesen und erklärt, sie habe
kein geeigneteres Grundstück gefun-
den, Fragt sich nur, welche Bedin-
gungen nach Ansicht der Stadt ein
Grundstück aufweisen muß, um ge-
eignet zu sein? Hier gibt das Amts-
blatt selber Aufschluß: "Allen Betei-
ligten war klar, daß die Asylbewer-
ber nicht weitab von der Stadt 'auf
der grünen Wiese' wie in einem
Ghetto untergebracht werden dür-
fen: 'Andererseits müßte die neue



Seite 13

ZAST von der Wohnbebauuung so
weit entfernt liegen, daß nicht von
vornherein Reibereien mit den An-
wohnern vorprogrammiert sind. Des-
halb erscheint auch Bernd Aker der
vorgeschlagene Bauplatz besonders
geeignet" (arntsblatt, 31.01.86).

Gefunden wurde, was gesucht wur-
de: ein Ghetto. Zwar nicht auf der
'grünen Wiese', die es in der Stadt ja
eh nicht gibt, aber außerhalb jegli-
cher Wohnbebauung. Mit keinem Ge-
danken wurde auf die Vorschläge der
Grünen Liste eingegangen, die
Flüchtlinge dezentral in Wohnungen
bzw. Wohnheimen unterzubringen.
Begründung: Die vorprogrammierten
Reibereien mit den Anwohnern. Die
gab es allerdings 1984 zum Zeitpunk t
der Planung des Neubaus noch gar
nicht, wie die Untersuchung der
zeitlichen Abfolge von Planung und
'Diskussion' ergeben hat. Drängt
sich als weitere Frage auf: Wurden
die Reibereien vielleicht wirklich
programmiert, um die Flüchtlinge
aus der Oststadt zu vertreiben?

Um ein Problem beseitigen
zu können,

muß man es erst haben

Die Bürgervereinszeitschrift "Der
Oststadtbürger" (OSB) fühlt der Ost-
stadt den Puls. Ihr entgeht nichts.
Weder die Notwendigkeit eines Hun-
deklos noch das 'große Übel' der, wie
sie es nennt, 'Bordsteinschwalben '.
Man kann daher der Zeitschrift mit
gutem Gewissen glauben: wenn sie
das ganze Jahr 1984 nichts über die
ZAST zu berichten weiß, dann gab es
nichts zu berichten. Jedenfalls keine
vorprogrammierten Reibereien. Erst
die Hetzkampagne der BNN, die im
Januar 85 mit dem Artikel "Das La-
ger gleicht einer Müllkippe - An-
wohner protestieren gegen Zustände
in Asylanten-Anlaufstelle" einsetzt,
mobilisiert die. aufmerksamen Re-
dakteure des 'Oststadtbürgers': "In
den BNN waren kritische Anmerkun-
gen zur Überbelegung des Karlsruher
Asylantenlagers zu lesen, die u.a,
auf den Vergleich mit einer Müllkip-
pe hinweisen" (OSB, April 85).

Der halbseitige BNN-Artikel be-
schränkt sich zwar auf nur zwei Zeu-
gen, er beschränkt sich aber keines-
wegs in der Wiedergabe volksverhet-
zender Beschuldigungen: Als 'Verge-
hen' werden u.a, großangelegter
Fahrraddiebstahl und Prostitution
behauptet. Der "Oststadtbürger"
kann trotz bester Beziehungen in der
Oststadt und sicherlich aufrichtigem
Bemühen zunächst nichts Vergleich-
bares aufweisen. Trotzdem steht er
selbstverständlich nicht abseits: "Es
könnten viele Beispiele angeführt
werden, z.B. auf die Mentalität von
Lebensart, Religion und Kultur der
Eritreer und Ghanaesen, deren Frau- Parole an einem Nachbargebäude der ZAST.

en überwiegend Analphabeten sind.
über die beobachtete Prostitution
konnten wir bereits einmal berich-
ten" (OSB, April 85). Die Vergehen
der Ausländer, die hier ausgemacht
werden, beschränken sich auf ihre
Fremdheit, die allerdings ausreicht,
die Redakteure des Oststadtbürgers
Schlimmes vermuten zu lassen.

Das Bildungserlebnis BNN zeitigt
darüberhinaus schon im August 85
überzeugendere Früchte der Denun-
ziation: "Bei ca. 20 verschiedenen
Volksgruppen herrscht allein sprach-
lich ein babylonischer Wirrwarr, vom
religiösen, kulturellen und politi-
schen Unterschied ganz abgesehen
... Lagerstreß heizt die Gemüter
auf, führt von emotionalen Zorn- und
Wutausbrüchen zu Schlägereien. Die
Polizei kann davon ein Lied singen.
Schließlich verleitet die Einrichtung
von Selbstbedienungsläden zu La-
dendiebstahlsdelikten" (OSB, August
85)·

Erst mit einer gezielten, monate-
langen Pressekampagne, die sich auf
i\ußerungen der Stadt und des Regie-
rungsprosidiums stützen kann, ge-
lingt es, ein "Ausländerproblem" in
der Oststadt zu kreieren, eine Schar
von Ausländerfeinden gegen die
ZAST zu mobilisieren. 1m Oststadt-
bürgerverein hat dabei die CDU ein
kräftiges Wort mitzureden. Im Vor-
stand sitzen der CDU-Stadtrat
Münch, der Vorsitzende des CDU-
Verbands Oststadt und sein Stellver-
treter. Erwähnt werden muß aller-
dings auch die Mitgliedschaft des
SPD-Stadtrats und DGB-Kreisvor-
sitzenden Harald Schöpperle im er-
weiterten Vorstand des Vereins.

Erst jetzt, im August 85 wird im
"Oststadtbürger" die Verlegung der
ZAST verlangt (OSB, August 85). Die
Stimmung ist so angeheizt, daß eini-
ge fanatisierte Oststadtbürger in ei-
ner Unterschriftensammlung "Weg
mit der ZAST aus einem WohngebietJ
Verstärkt die Polizeikontrollen!"
fordern und mit "Selbsthilfe" drohen·
(OSB, Dezember 85). Die von den
Reaktionären programmierten "Rei-
bereien" sind da und dienen der Stadt
als Begründung, die längst fertigen

Pläne der Ghettoisierung der Flücht-
linge als "Problem lösung" und "BUr-
gerwunsch" zu präsentieren.

Die Möglichkeiten der Stadt

Wenn an der Durlacher Allee ein
Flüchtlingsghetto entsteht, dann ist
dafür einzig und allein die Stadt
Karlsruhe verantwortlich, die dieses
Areal ausgesucht hat und die Mehr-
heit im Gemeinderat, die dem ent-
sprechenden Bebauungsplan zuge-
stimmt hat (CDU, FPD, SPD). Diese
Mehrheit im Gemeinderat hat sich
mit der Übernahme der ZAST im
Stadtgebiet direkt die Zusage des
Landes erkauft, daß die Stadt selber
keine Flüchtlinge aufnehmen muß.
Entsprechend der Zuweisungsquote
von 2,3 Flüchtlingen auf 1000 Ein-
wohner wären das 626 Flüchtlinge,
die die Stadt mit Wohnraum versor-
gen und denen sie Sozialhilfe zahlen
müßte. Das sind etwa genausoviele
Flüchtlinge wie in der neuen ZAST
aufgenommen werden sollen (BNN,
31.01 .86). Der Unterschied besteht
nur darin, daß die Stadt Karlsruhe
jetzt für die Flüchtlinge überhaupt
nichts aufbringen muß.

Wenn es der Stadt mit menschen-
würdigen Lebensbedingungen der
Flüchtlinge ernst wäre, könnte sie
jederzeit die Weitedührung der
ZAST in Karlsruhe an Bedingungn
knüpfen: etwa der dezentralen Un-
terbringung und Gleichstellung der >

Flüchtlinge mit deutschen Sozialhil-
feempfängern. Ansonsten könnte sie
die Weiterführung der ZAST ableh-
nen und 626 Flüchtlinge entspre-
chend der Zuweisungsquote aufneh-
men. Dabei könnte sie in eigener Re-
gie demonstrieren, wie menschen-
würdige Lebensverhältnisse ausse-
hen müssen. Dies wäre zudem eine
Möglichkeit, der vom Gemeinderat
im Sommer 87 einstimmig verab-
schiedeten Resolution gegen Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit prak-
tische Konsequenzen folgen zu las-
sen. - (bab, Flüchtlingsrat KA, Ge-
gendruck, März 88)
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Diskussionsbei trag

Die Regierungspolitik begibt sich In zunehmend

offenen Ge ge ns a t z zum christlichen Menschenbild

In den zwei Jahren nach der Bundestagswahl 1987 ist es Bundesinnenminister Zimmermann nicht
gelungen, zwei der zentralen 'Reforrnvorhaben' der Regierung durchzusetzen: die 'umfassende
Neuregelung' des Ausländerrechts und die 'Harmonisierung' des Asylrechts auf europäischer
Ebene. Die z.T. offen rassistische Begründung seiner Ausländer- und Asylpolitik hat den Wider-
stand von Christen bis hinein in die Reihen der CDU mobilisiert und hat zu einer Annäherung von
Kirchen und Gewerkschaften geführt, die sich in mehreren Erklärungen gegen diese Politik aus-
gedrückt hat.

Die Ablösung Zimmermanns, die gerade in christlichen Kreisen mit Erleichterung und der
Hoffnung auf Entspannung in der Ausländerpolitik aufgenommen wurde, stellt aber keineswegs
ein Zugeständnis an diesen Widerstand dar, sondern den Versuch, ihn auszuschalten. Die ersten
Maßnahmen Schäubles im Bereich der Asylpolitik, die sogenannte 'Lockerung' des Arbeitsverbots
und die bundesweite Umsetzung des Karlsruher Modells zur Beschleunigung der Asylverfahren,
greifengezielt die Schwächen des christlichen Widerstands gegen die Asylpolitik auf und versu-
chen, diesen Teil der Opposition abzuspalten bzw. zu lähmen. Die Regierungspolitik stellt sich
dabei in immer offeneren Gegensatz zum christlichen Menschenbild, aus dem sich der christliche
Widerstand hauptsächlich speist.

Zimmermann fordert de n
christlichen Widerstand heraus

Am 20. Februar 1989 findet in Bonn eine Anhö-
rung des Bundestags-Innenausschusses zum
Thema Asyl statt, mit der die öffentliche Mei-
nung für eine Grundgesetzänderung gewonnen
werden soll. Geladen sind Vertreter der Kir-
chen, der Wohlfahrtsverbände, von Menschen-
rechtsorganisationen, Vertreter der Kommu-
nen, der Justiz und der Regierungen sowie ei-
nige Professoren.

Das Bundesinnenministerium läßt Stimmung
machen: Der Direktor des Bundesamts für die
Anerkennung ausländischer .Flüchtlinge er-
klärt, 1989 sei mit 150000 Flüchtlingen zu
rechnen, d.h. 50 % mehr als 1988. Ein Vertreter
des Bundesinnenministeriums begründet die
Notwendigkeit der Grundgesetzändetung mit
der 'Gefahr', daß die BRD sonst 1992 zum Re-
serveasylland in der EG werde.

Das bayrische Innenministerium lanciert den
Vorschlag einer Grundgesetzänderung, nach
der nur noch zwei Instanzen mit der Frage der
Asylgewährung befaßt wären: das Bundesamt
und ein Beschwerdeausschuß des Bundestags.
Flüchtlingen soll bei einer Ablehnung durch
das Bundesamt dann nur noch das Gnadenge-
such an einen solchen Beschwerdeausschuß
bleiben, der Rechtsweg soll ausgeschlossen

sein (FR, 21.02. und 22.02.89).
Die Sprecher der Wohlfahrtsorganisationen

wenden sich in der Anhörung geschlossen ge-
gen jede Grundgesetzänderung. Im Vorder-
grund ihrer Kritik steht das Arbeitsverbot, das
zu schweren psychischen Belastungen führe.
Die Vertreter in des Deutschen Paritätischen
Wohlfahrtsverbandes erklärt: IIDas fünf jährige
Arbeitsverbot trägt zur Persönlichkeitszer-
störung bei. 11 Prälat Wöste 'von den Deutschen
Bischofskonferenz nennt die fünf Jahre "uner-
trag lieh" lang: IIWerso lange hier ist, muß sein
Leben selbst in die' Hand nehmen" (FR, 21.02.
89)·

Mehrere Experten weisen auf den Zusam-
menhang von Hunger, Not, politischer Verfol-
gung und Flucht hin. Die BRD wird angegrif-
fen, für die Flüchtlingsströme mitverantwort-
lich zu sein aufgrund ihrer Unterstützung von
Diktaturen und infolge ihrer Waffenexporte.

Der Vertreter des UNHCR verlangt von der
BRD, in die Asylverfahren die Genfer Flücht-
lingskonvention einzubeziehen und kritisiert,
die Bundesregierung verbreite irreführende
Zahlen (FR, 21.02.89).

Trotz dieser scharfen Gegensätze herrscht
bei den Beteiligten der Anhörung doch "weit-
gehende Übereinstimmungll darüber, "daß die
Verfahren zur Anerkennung so schnell wie
möglich ablaufen sollen" (BNN, 21.02.). Die
Kritik an den schlimmen Wirkungen des "lan-
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gen Arbeitsverbots" wird damit zu einer For-
derungen nach "kurzen Verfahren".

Die FDP greift die Ergebnisse der Anhörung
sofort auf: Sie erklärt sich gegen eine Ände-
rung des Grundgesetzes, stattdessen müßten
die Verfahren und die Abschiebungen be-
schleunigt werden (BNN, 22.02. und 27.02.89).

Der CDU-Abgeordnete Gerster kündigt an,
noch vor Ostern solle eine Arbeitsgruppe von
Innenpolitikern der Koalition Vorschläge zur
Verkürzung der Verfahren und zur konsequen-
ten Abschiebung vorlegen (BNN, 24.02.89).

. Am 02.03.89 greifen die Cfrl.l-Soz.ialaus-
schüsse Zimmermann in ihrer Zeitschrift "So-
ziale Ordnung" scharf an. Er habe mit aufge-
blasenen Zahlen über den Ausländerzustrom
die Bevölkerung verunsichert und den Radika-
lismus herbeigeredet. Er habe die Flüchtlinge
in eine "Schmarotzerrolle gezwungen." Gefor-
dert wird, die "Panikmache" aus dem Innenmi-
nisterium zu beenden, den Mißbrauch dort zu
bekämpfen, wo er tatsächlich vorkomme: "Da-
zu gehöre eine Beschleunigung der Verfahren"
(FR,06.03·89)·

Zimmermann verschärft die Konfrontation
mit seinen christlichen Kritikern: In gleichlau-
tenden Briefen an die Kirchen und die CDA
wirft der Staatssekretär im Innenministerium,
Spr anger, den Organisationen vor, "kraft ihres
Ansehens oder eines selbst erhobenen An-
spruchs ein 'unredliches Verwirrspiel' mit Zah-
len und Fakten zu betreiben." Die Vertreter
der Kirchen äußern ihr starkes Befremden über
den Brief, er sei in einem "erstaunlichen Ton
gehalten, der im Umgang zwischen Bundesre-
gierung und Kirchen bisher einzigartig ist"
(FR, 11.03.89).

Als Reaktion auf den Brief Sprangers schlägt
die SPD Mitte März dem Bundeskanzler ein
Allparteiengespräch zur Ausländer- und Asyl-
politik vor, zu dem sich FDP und Grüne bereit
erklären. Die FDP verlangt mit Bezug auf den
Sprangerbrief, die Kirchen daran zu beteili-
gen. Die SPD signalisiert, sie sei zu "differen-
zierten Antworten" in der Asylfrage bereit.
Kohl lehnt ab (BNN, 15.03'/16.03., FR, 15.03.).

Am 19. März geht die FDP daraufhin zum
offenen Angriff auf Zimmermann über: Zim-
mermann verhindere mit seinem Beharren auf
einer Grundgesetzänderung "realisierungsfa-
hige Verfahrensbeschleunigungen" (BNN und
FR, 20.03.). Verlangt wird die Einrichtung ei-
nes "Sonderbeauftr agten'' zur Überprüfung der
Asylverfahren.

Am gleichen Tag spricht sich der Präsident
des Deutschen Caritasverbandes im Südwest-
funk gegen das "strikte Arbeitsverbot" für
Asylbewerber aus. "Dieses Verbot sei inhuman,
da es den arbeitswilligen und arbeitsfähigen

Menschen daran hindere zu arbeiten. Der
Mensch verkomme dabei, und die Bevölkerung,
die das sehe, sage, 'die Asylanten lungern auf
unsere Kosten herum'" (BNN, 20.03.89)

Am 21. März kritisieren FDP und. SPD in
übereinstimmenden Erklärungen, Zimmer-
mann sei für die lange Dauer der Asylverfah-
ren verantwortlich, da er das Bundesamt für
die Anerkennung der Asylbewerber nicht ent-
laste und die Verwaltung nicht straffe (FR,
22.03·)·

Zimmermann vertritt demgegenüber die
Auffassung, "alle Möglichkeiten zur Verkür-
zung der Asylverfahren seien erschöpft", da
"die Verfassungslage wie eine Zwangsjacke
wirke" (FR, 23.03.). Mit Verweis auf die in den
ersten Monaten gestiegenen Asylbewerber-
zahlen versucht er, die Grundgesetzänderung
zu erzwingen. Auf die Frage, ob er beim Schei-
tern seiner Forderung zurücktreten werde, er-
klärt Zimmermann: "Sehr viele in dieser Repu-
blik setzen ihre Hoffnung auf mich und meinen
Kurs" (BNN, 23.03.). - Am 13.04. übernimmt
der 'liberale Badener' Schäuble das Innenres-
sort. Zimmermann hat mit seinem Beharren
auf dem Vorran der Grundgesetzänderun den'

iders rucn von Cfiristen zur eglerungspo i-
tik vertieft una sie in ie 0 oSltlon e ne en,
statt sicn ie in esc rän tneit inrer ritl
sowohl am Arbeitsverbot a s auch an der Län e
der Verfahren zunutze zu macnen. Schauales

aßna men setzen genau ier an.

Bleibt die Zwangsarbeit als Ergebnis
des Kampfs gegen das

Arbeitsverbot?
)

Es ist schon erstaunlich: Die Kirchen, alle
Wohlfahrtsverbände, Flüchtlingsini tia ti ven,
sogar Leute in der CDU bekämpfen das Ar-
beitsverbot als persönlichkeits- oder men-
sehenzerstörend. Die Regierung präsentiert
Pläne für einen Arbeitseinsatz von Flüchtlin-
gen zu völlig rechtlosen Bedingungen (mit Ba-
rackenunterbringung direkt am Acker). Sie be-
tont ausdrücklich, es gehe keineswegs um eine
irgendwie geartete Verbesserung der Lebens-
bedingungen von Flüchtlingen, sondern allein
um die Bedürfnisse der Wirtschaft, deren Be-
darf an billigen Arbeitskräften befriedigt wer-
den solle. Und trotzdem erlebt die Regierung
keinen Sturm der Entrüstung: "Pro As 1", ein
Zusammenschluß vieler der ODen genannten
Organisationen erklärt vielmehr, "daß an _e-
sichts der 'trostlosen age der Flücht in e' je-
de r ef smöi!hc eit 'zu b _ üßen' sem-'
wenn auch "Sparge lstechen . und Erdbeer-
pflücken ... nicht die seelischen Schäden hei-
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'len (könnten), die das fünf jährige Arbeitsver-
bot für Asylbewerber anrichtet" (FR, 26.06.
89). Die Grünen im Stuttgarter Landtag ver-
langen wie auch SPD und FDP ein Einlenken
der baden-württembergischen Landesregie-
rung auf die Schauble-Linie (BNN, 13.07.89).
Schäubles Pläne werden ungeachtet ihres Cha-
rakters und ihrer Begründung als Schritt in die
richtige Richtung gesehen.

Ein weiterer Widerspruch muß aufgeklärt
werden: Obwohl CSU-Minister Kiechle, das
Arbeitsministerium wie auch der Landesvor-
sitzende des Bundes der Selbständigen in Ba-
.den- Württemberg einen Einsatz von Flüchtlin-
gen in der Landwirtschaft, der Gastronomie
und Bauwirtschaft befürworten, lehnt die
Spath-Regierung, die in den letzten Jahren die
Abschreckungspolitik wesentlich konzipiert
hat,' die Schäuble-Pläne ab (FR, 27.06.89;
BNN, 12.07.89). - Es fragt sich, warum gerade
Zimmermann der Wirtschaft die Nutzung der
billigen Arbeitskraft der Flüchtlinge verwei-
gert hat, und warum zudem entschiedene Ver-
fechter einer harten Abschreckungspolitik wie
Späth und Mayor-Vorfelder an dieser Weige-
rung festhalten wollen?

Arbeitsverbot gegen Integration

Im Februar 89 greifen mehrere baden-würt-
tembergische CDU-Politiker die christliche
Kritik an der Asylpolitik auf. Fraktionschef
Teufel spricht sich für eine Lockerung des Ar-
beitsverbots aus: "Wer das C im Namen führt,
der kann sich nur zur Gleichheit und Brüder-
lichkeit aller Menschen bekennen." Der Bun-
destagsabgeordnete Graf von Waldburg-Zeil
wendet sich gegen Späths 'Scheinasylan-
ten'-Hetze: Jeder zweite in der BRD abge-
lehnte Asylbewerber sei im Sinne der Genfer
Flüchtlingskonvention ein Flüchtling (FR, 23.
02.89)·

Auf dem CDU-Landesparteitag am 28.0 .8
in Karlsruhe kommt es in er Frage der Asyl-
politik zu einer heftigen Kontroverse. Da kein
Wortprotokoll vorliegt, kann die Diskussion
nur aufgrund des Antragsmaterials, der Späth-
und Romrnel-Rede sowie Presseberichten
nachvollzogen werden. Hau t egenstand der
Auseinandersetzung sin as A.r eitsverbq,t
und die e lante Sozialhilfekürzun um 20 %.
-Der Entschließungsantrag des Lande vo -

stands ''''DeutSche Aussie<1ler _-..-Ausländer -
e- ----Asylbewerber" vom 20'.03.89 erklärt zum Ar-

beitsverbot: "Am geltenden Arbeitsverbot für
Asylbewerber muß festgehalten werden. Es
darf keine Anreize für Flüchtlinge geben, aus
wirtschaftlichen Gründen in die Bundesrepu-

Sozialhilfeempfänger bei "gemeinnütziger Ar-
beit". Die CDU will verstärkt diese Sorte von
Zwangsarbeit in ihr Abschreckungskonzept
gegen Asylbewerber einbeziehen.
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könnten unter Hinweis auf solche Arbeits- und
Verdienst möglichkeiten noch bessere Ge-
schäfte machen. 11 Besser wäre es, wenn die
Kommunen die Flüchtlin e zu emeinnützigen.
Arbeiten hera tig.eu.(FR, 27.06.89; BNN, 28.
06.89·

Im Antrag des Landesvorstands wird bzgl.
der Aussiedler gefordert: "Arbeit und Wohnung
sind die Grundlagen für eine rasche Integra-
tion. Bei allen Eingliederungsmaßnahmen ha-
ben Arbeit und Wohnung im Vordergrund zu
stehen." Es scheint, daß die CDU Arbeit als
wesentliches Element der Integration sieht,
daß sie fürchtet, der Ausschluß aus der Gesell-
schaft, die Abschreckung würde bei Arbeits-
aufnahme abgeschwächt (Schlee: "Eine Ar-
beitsaufnahme habe zwangsläufig integra-
tionsfördernden Charakter und sei deshalb mit
einem beschleunigten Verfahren mit baldiger
Aufenthaltsbeendigung nicht vereinbar." Pres-
seerklärung, August 89, Wochendienst 31132/
1989). Daß die CDU diese Gefahr einer Ver-
minderung der Abschreckung bei den Schau-
bleplänen eher sieht als bei der 'gemeinnützi-
gen Arbeit', hängt mit dem Charakter dieser
beiden Sorten Arbeit zusammen.

'Gemeinnützige' - und
Schäubles Sorte Zwangsarbeit

für gesellschaftliche Bedürfnisse stehen
Staatsfinanzenjedenfalls nicht zur Verfügung,
da wird kostenlos und per Zwang Arbeitskraft
mobilisiert. Diese Sorte Zwangsarbeit muß
auch christlichen Widerstand hervorrufen, da
sie in klaren Gegensatz zum christlichen Men-
schenbild gerät, das davon ausgeht, daß dem
Menschen eine "eigenverantwortliche Lebens-
führung", unabhängig von "staatlicher und pri-
vater Unterstützung" garantiert werden muß
(siehe: Zuflucht gewähren 1988,' Erklärung des
Ökumenischen Vorbereitungsausschuß, S.2r).
Zudem: Bei aller Hetze gegen Flüchtlinge, sie
sind in der öffentlichen Meinung doch irgend-
wie Verfolgte, Opfer, die nicht so einfach zu
Zwangsarbeitern gemacht werden können,
ganz abgesehen von den völkerrechtlichen
Problemen, die sich die Regierung damit auf-
halsen würde: Zwangsarbeit ist im Völkerrecht
eindeutig geächtet.

Vielleicht ist das der Grund, daß die gemein-
nützige Arbeit bisher eher vorsichtig ange-
wendet worden' ist und meist auf freiwilliger
Basis. Daher können sich wohl auch Christen
positiv darauf beziehen: Mehrere Anträge von
Kritikern der Abschreckungspolitik haben auf
dem CDU-Landesparteitag die Ausweitung der
gemeinnützigen Arbeit gefordert. In der ZAST
(Zentralen Anlaufstelle für Asylbewerber) m
Karlsruhe werden Täti _keiten in der Teestube
der Sozia etreuun und der' VerwaItung-ili..
so e 'eme' nü zi e Arbeiten' erledi t.

- - '-"
Flüchtlinge die diese Arbeiten erhalten, gel-
ten eher als rivi eiert der Entzug soIdiet

rbeiten wird zur Bestrafun eingesetzt.
Schäubles Zwangsarbeit untersdiei et sich

in einem wesentlichen Punkt von der 'gemein-
nützigen' Zwangsarbeit: die Flüchtlinge wer-
den privaten Unternehmern zur Verfügung ge-
stellt, und damit ist ein Lohnarbeitsverhältnis
zwingend. Das will e auc von c au -le un.ld
Kiechle nicht in Frage gestellt (FR, 26.06.89;
BNN, 27.06.89). Dadurch ändert sich aber auch
das Bewußtsein über diese Arbeit: es wird legal
Arbeitskraft verkauft. Wie will man da verhin-
dern, daß mit dem Bauern oder dem Bauunter-
nehmer über den Lohn geredet wird, daß sich
die Gewerkschaft einschaltet? Aus solchen
Überlegungen speisen sich wohl die grundsätz-
lichen Bedenken der baden-württembergi-
sehen Landesregierung gegenüber den Schau-
ble-Plänen. Der DGB und die Gewerkschaft
Gartenbau, Lan - un orstwirtschaft haben
SIC a auc leich gegen diese IIbesondere Art
er Aus eutun " aus es rochen una ie "ge-.

rin _ste Entlohnun _ für 'sn a ~citskkäLte~
.sDg~g, fen (Nachrichtendienst 202 vom 30.
06.89; FR, 27.06.89).

Baden-Württemberg und Bayern nehmen die
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Debatte um die Schäuble-Pläne und die einge-
schränkte Kritik, daß das Arbeitsverbot kaputt
mache,jetzt zum Anlaß, die massenhafte Ver-
pflichtung von Flüchtlingen zur Sozialhilfe-
zwangsarbeit durchzusetzen, nach dem zyni-
schen Motto: Arbeit könnt ihr haben! Die bay-
tischen Bezirke haben sich dafür ausgespro-
chen, Asylbewerber ab sofort ihre Sozialhilfe
in Kommunen und Krankenhäusern "abarbei-
~en" zu' assen FR, 02.....0~8...8-9.)- Gleiche P äne
existi.er~n in Baden-Württemberg. lnnenmi-
nistet Sc lee at re Sozia ni feträger aus-
drücklich aufgefordert, "verstärkt Angebote
zur gemeinnützigen Arbeit für Asylbewerber
zu machen .... Falls eine Ausweitun der e-
meinnützigeb Täti keit nur über eine Ande-
rü"ng .des Bundessozialhilfe esetzes möglich
Sei, müsse eine ents rec e de Initiative im
Bundesr'at eingebracht werden" (Wochendienst
3 I/32/I989, S.2 .

Abschreckung als
Weltordnungspolitik

Man muß davon ausgehen, daß für Regierung
und Wirtschaft die Abschreckung der Flücht-
linge, d.h. ihre Abwehr von bzw. Vertreibung
aus der BRD absoluten Vorrang hat, nicht ihre
Nutzung als billige Arbeitskräfte, sei es durch
Sozialhilfezwangsarbeit oder Saisonzwangsar-
beit. Spath hat sich in seiner Rede auf dem

.Landesparteitag überhaupt nicht mit der Fra-
ge befaßt, was mit den Flüchtlingen hier ge-

. schehen soll, sondern einzig damit, wie man
verhindert, daß sie hierher kommen bzw. wie
rnan sie wieder los wird: "Davon abgesehen,
frage, ich mich wirklich, worin die Humanität

I bestehen soll; pro forma erst alle Asylbewer-
ber ins Land zu lassen und sie dann in einem

",. "j Schnellverfahren, mit juristischen Tricks, wie-
der hinauszuwerfen" (Spath-Rede vor dem

, - CDU-'tandesparteitag am 28.04.89 in Karlsru-
he, S. 39).

Warum liegt der Regierung so viel daran, die
nach ihren eigenen Angaben maximal 600000
Flüchtlinge. aus dem Land hinauszuwerfen, wo
die Unternehmer doch gleichzeitig von einem
schier unerrneßlichen Arbeitskräftebedarf für
~ie nächst~~ Jahre ausgehen, der nach ihrer
Ansicht auch mit den Aussiedlern nicht zu be-
friedigen sein wird (Wirtschaftswoche Nr. 7,
10.02.89)? Wenn man Späths Ausführungen
folgt, so sieht er im wesentlichen ein ord-
nungspolitisches Problem. Was wäre, wenn
sich all die Opfer der Ausplünderungs- und
Verelendungspolitik, wie sieu.a. die BRD ge-
genüber der Dritten Welt betreibt, in Bewe-
gung setzen 'würden, um zu sehen, ob es sich

am Ausgangspunkt ihres Elends nicht besser
leben ließe: "Wir können die Not der Dritten
Welt nicht dadurch lindern, daß wir alle bei uns
aufnehmen, die ihr entfliehen wollen. Wir müs-
sen vor Ort, an der der Quelle des wirtschaftli-
chen und sozialen Elends, helfend eingreifen.
Und wir könnten das in viel größerem Umfang
tun, wenn wir das Asylrecht wieder auf den
Kern zurückführen würden, den es nach dem
Willen der Väter des Grundgesetzes haben soll.
Die Länder und Gemeinden mußten 1988 2,5
Milliarden Mark allein für Asylbewerber auf-
wenden, davon 2,] Milliarden Mark für poli-
tisch Nichtverfolgte. Für Projekte der Ent-
wicklungshilfe haben die Länder letztes Jahr
rund 100 Millionen Mark ausgegeben. Was
könnte mit einer Milliarde Mark zusätzlicher
Entwicklungshilfe bewirkt werden!" (Späth-
Rede,S·39) .

Im Unterschied zu den 'Gastarbeitern' und
den 'Aussiedlern' handelt es sich ei den
Flücht in en um von der BRD unkontro lierte
Bevölker gs n erun en: Die Menscnen set-
zen sich aufgrund eigener Interessen in Bewe-
gung und bestimmen ihren Aufenthaltsort ent-
sprechend dieser Interessen. Sie entziehen sich
dabei ihrer eigenen staatlichen Gewalt, warum
nicht auch jeder anderen, wenn es nötig ist.
Die BRD hat diesen Bevölkerun sbewegungen
nicht die Stru tur i rer eigenen wirtsclia t 1-

Auslandsbeschäftigte
großer bundesdeutscher

Industrieunterneh men

1980 1981 19821983
. (Beschäftigte in 10(0)

Siemens
Volkswagen
Hoechst
Bayer
Bosch
Dairnler- Benz
BASF
Mannesmann
AEG
Thyssen
Gutehoffnungshüne'
Henkel
Varta"
Grundig

108,0
86,6
84,3
79,8
42,6
38,9
28,8
28,2
24,3
24,0
20,1
16,3
13,5
10,7

- 7,3
- 23,9
- 4,8
- 1,4
- 11,9

. - 9,7
- 3,8
- 7,6
- 51,3
- 10,9
+ 3,9
+ 6,0
- 21,9
- 22,2

.109,0
99,1
85,9
80,2
45,3
37,2
29,1
28,8
27,5
23,8
20,5
15,0
14,6
12,6

104,0
81,1
82,7
80,2
41,1
36,6
28,3

,29,0
16,5
21,6
19,8
16,2
12,9
11,1

101,0
75,4
81,8
79,1
39,9
33,6
28,0
26,6
13,4
21,2
21,3
15,9
11,4
9,8

So hat die Welt ihre Ordnung: die Maschinen zu
den Menschen! Die westdeutschen Konzerne
können in der Dritten Welt elendste Standards
bzgl. Lohn, Arbeitsschutz und Arbeitszeit
durchsetzen. (Tabelle aus R. Falk, Die heimli-
che Kolonialmacht, Köln 1985, S.II2)
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Die Bündnislinie mi t Schäuble
heißt: Abschreckende Arbeit

Die Badischen Neuesten Nachrichten be-
richten am 12.°7.89 die baden-württembergi-
sehe CDU wolle auf dem Bremer Bundespar-
teitag der CDU im September "Front gegen die
Lockerung des Arbeitsverbots" machen:
"Schäuble war mit seinen Lockerungsplänen
bereits bei einem Landesparteitag Ende April
in Karlsruhe gegen eine Mehrheit um Minister-
präsident Späth und Schlee unterlegen. Der
damalige Parteitagsbeschluß soll als Antrag
dem Bundes,parteitag vorgelegt werden" (BNN,
12'°7.89).

Der Eindruck, der hier erweckt wird, ist'
falsch: die Vorstellungen von' Späth und
Schäuble in der Frage des Arbeitsverbots sind
nicht unüberbrückbar. Die Entschließung des
CDU-Landesparteitags, wie sie nach der kon-
troversen Debatte am 28.04;89 verabschiedet
worden ist, beinhaltet bereits die Schäuble-
Pläne. Der ursprüngliche Antrag des Landes-
vorstands (Festhalten am Arbeitsverbot; keine
wirtschaftlichen Anreize, in die BRD zu kom-
men; Ausweitung der gemeinnützigen Arbeit)
wurde um folgende Passage ergänzt: "Asylbe-
werbern, die unter die Genfer Flüchtlingskon-
vention fallen und die daher auch bei einem
negativen Ausgang ihres Asylverfahrens nicht
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sondern rivaten Unternehmern. Der S at,..be-
nutzt sein Gewa tmono 01 um freie Men-
sche -die sic in einer Notsituation zu ihrem
Schutz· sdner Gewalt unterworfen a en zu,
ZWIn en zu e -'l1g1111gez ar eiten uf die
Eipfluß zu neh e er ibnen er staatlicher
Gewalt verwehrt. Das DiKtat aller Bedingun-
gen urc 'Ie nternehmer ist dadurch gesi-
chert, daß der Zugang zum' 'freien' Arbeits-
markt versperrt ist. Schäuble knüpft mit sei-
ner Saisonzwangsarbeit am faschistischen Ar-
beitsdienst an.

r
Die "Weltll argumentiert im übrigen über-

h.a.upt nicht aus.länderfeindlich: sie überlegt
ganz grundsätzlich, daß es nicht einzusehen
ist, daß einer, der arbeiten kann, "alirnen-
tiert", d.h. durchgefüttert wird. Das Bundesar-
beitsrninisteriurn ist schon dabei, dieser Dro-
hung gegenüber allen Armen (auch bei 'deut-
scher' Not) Taten folgen zu lassen: Gegenwär-
tig wird bei den Arbeitsämtern die Handha-
bung der Zumutbarkeitsklauseln überprüft.
CSU-Staatssekretär Seehofer: Es sei nicht ein-
zusehen, warum die 700000 Langzeitarbeitslo-
sen "nicht für Tätigkeiten vermittelbar sind,
die offensichtlich jeder von außerhalb
Deutschlands erledigen kannll-(BNN, 27.06.89).
Das Argument verdeutlicht die Dringlichkeit,
umgekehrt dafür einzutreten, daß bestimmte
Tätigkeiten eben niemandem zuzumuten sind.

. Damit tun sich Christen schwer.

I·.··'···;..
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Gewerkschaftsaktion für die gesellschaftliche
Achtung unzumutbarer Arbeitsverhältnisse.

Arbei tsverbot zerstört -
macht Arbeit frei?

Flüchtlingsinitiativen, Kirchen und Wohl-
fahrtsverbände haben die Kritik am Arbeits-
verbot ins Zentrum ihrer Kritik der Ab-
schreckungsmaßnahmen gestellt. Neben der
Lagerunterbringung scheint es auch die ent-
scheidende Abschreckungsmaßnahme zu sein.
Das Arbeitsverbot verhindert eine eigenstän-
dige Lebensführung, begründet die vollkom-
mene Abhängigkeit der Flüchtlinge und die
staatliche Despotie bis in die intimsten Berei-
che des Lebens. Die erzwungene Untätigkeit
und das jahrlange Warten hat viele krank ge-
macht.

Der Ausschluß aus der Gesellschaft ist aber
nicht einfach ein Ergebnis der Arbeitsverwei-
gerung, sondern der Verweigerung von Geld,
eines ausreichenden Lebensunterhaltes. Man-
cher Flüchtling würde vermutlich gern auf Ar-
beit verzichten (zumal bekannt ist, welche Ar-
beiten Flüchtlinge überhaupt bekommen) wenn
er 1000-1500 DM im Monat hätte. Solche For-
derungen nach einer bestimmten Summe Geld,
die man hier mindestens zum Leben braucht,
werden aber überhaupt nicht erhoben.

Eine Kritik an, Arbeitsverbot, die nicht die
dämit erzwungenen ce ens eain ungen als
zerstörerisch kennzeichnet, sondern den Aus- .
•.chluß von der Arbeit a sicli,_\Le Ittelteiil
Bild von er Arbei ,_das in der Vorstellungs-
welt von Akademikern anzutreffen ist: Arbeit
als individuelle Selbstverwirklichung, als Ent-
faltung der Persönlichkeit. Lohn una- Arbeits-
bedin ungen spielen hier eIne untergeordnete
Rolle. ntscnel ena ist ie mit em Beruf ver-
bun ene Stellung bei der Arbeit, in der Gesell-
schaft und die konzeptionelle und leitende Tä-
tigkeit: der Berufsstolz des Arztes, der aus der
Hierarchie erwächst, tröstet über manche
Überstunde hinweg; Lehrer nehmen gern Ein-
schränkungen ihres Einkommens hin, wenn die
Reduktion des Deputats es ihnen ermöglicht,
vom Schulbucheinpaukunterricht wegzukom-
men und stattdessen wissenschaftlich zu ar-
beiten.

Eine solche Kritik des Arbeitsverbots spie-
gelt also die Erfahrungswelt akademisch gebil-
deter Leute wieder, nicht die von ausländi-
schen Arbeitern, die unter schlimmsten Bedin-
gungen und zu den schlechtesten Löhnen arbei-
ten müssen. Die vollkommene Trennung dieser
verschiedenen Sphären des Arbeitsmarkts
spiegelt sich dann in einer MlulJg.[;)aJ;lIn.e wi-
der, wie sie Pro As 1 abg~ eben hat: wo 1I"ede_
Arbeitsmöglichle.it..:..b~e:grüßt wir . a.,......
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si ch ~ a~tis.G,h.€TS::: - g~ ,,-' e-
wertet wird,_das Persönlichkeitszerstörungen,
'Wie sie aus dem Arbeitsverbot entstanden sind,
wieder beheben könne. '

Die christliche Kritik am Arbeitsverbot er-
möglicht einige Aussagen über die christliche
Stellung zur Arbeit:
- "Im Widerspruch zu Grundsätzen des christ-
lichen Menschenbildes stehen insbesondere
solche Maßnahmen, die den Asylsuchenden ei-
ne eigenverantwortliche Lebensführung ver-
weigern und sie abhängig machen von staatli- -
eher und privater Unterstützung" (Okumeni-
scher vvorbereitungsausschuß zum Tag des
Flüchtlings 1987).
- "Dieses Verbot sei inhuman, da es den ar-
beitswilligen und arbeitsfähigen Menschen da-
ran hindere zu arbeiten. Der Mensch ver-
komme dabei, und aie Bevölkerung, die das se-
he, sage, 'die Asylanten lungern auf unsere
Kosten herum!" (Caritasverband, BNN, 20.03.
89)·

Die Kritik an der Verweigerung 'eigenver-
antwortlicher Lebensführung' stellt nicht et-
wa die Verweigerung der Souveränität und
Selbständigkeit in den Vordergrund und die
damit verbundene staatliche Despotie, son-

.dern Ansprüche gegenüber dem Flüchtling
(Menschen allgemein): Er hat gefälligst selber
für sein Leben verantwortlich zu sein, unab-
hängig von staatlicher und privater Unterstüt-
zung. Die 'eigenverantwortliche Lebensfüh-
rung' wird hier zur Pflicht, zur Arbeitspflicht.
Das Urteil 'die Asylanten lungern auf unsere
Kosten herum' wäre demnach insofern richtig,
daß wer arbeitsfähig ist, auch arbeitswillig zu
sein hat und arbeiten muß. Falsch wäre es nur,
da im Fall der Flüchtlinge der Staat diese hin-
dert zu arbeiten. Eigenverantwortliche Le-
bensführung heißt also, sich in den bestehen-
den Arbeitsmarkt einzuordnen, egal was dieser
für einen bietet. Jemand, der sich, obwohl ar-
beitsfähig, der Arbeit entzieht, handelt unver-
antwortlich. Aus dieser Sicht ist eine Kritik an
schlechtbezahlter , verschleißender Arbeit gar
nicht möglich. Sie wird umstandslos in die Hie-
rarchie der Berufe eingeordnet, es kommt nur
darauf an, alle Arbeiten zu achten. Dieses Ar-
beitsethos kommt auch der Tendenz in den
Mittelschichten entgegen, wo Dienstbotenver-
hältnisse wieder zunehmen: Man achtet seine
Putzfrau, hat keine Vorurteile und nimmt so-
gar Ausländer.

Das asketische Arm-aber-sauber-Ideal
kennt keine Mindeststandards oder Unzumut-
barkeit. Liebevoll mahnend wird manchem
Flüchtling noch vorgerechnet, wie man mit 70
DM Taschengeld im Monat glänzend über die
Runden kommen kann. Das vollkommene Zu-

I

rückweisen von Ansprüchen der armen Leute
und der Handarbeiter, das in der Pflicht zum
eigenverantwortlichen Leben zum Ausdruck
kommt, setzt christliche Kritiker gegenüber
Schäubles Plänen matt.

Karlsruher Modell -
, eine Beschleunigung, die der
Betreuung den Boden entzieht

Gegen den Rassismus in der Asylpolitik haben
viele Flüchtlingsräte und -initiativen,die oft
von christlichen und grünen Kräften getragen
werden, das Konzept der Betreuung der
Flüchtlinge gestellt. Mit der Einrichtung von
Teestuben, Vermittlung von Rechtshilfe, Be-
gleitung bei Behördengängen, Sprachunter-
richt etc. wollen sie die Flüchtlinge bei der Er-
kämpfurig des Asylrechts unterstützen und
propagieren gegen den Rassismus das solidari-
sche Zusammenleben von Deutschen und Aus-
ländern.

Das Konzept der 'Betreuung' klammert die
Frage aus, welche Gründe und Zwecke der
Rassismus der regierungsamtlichen Asyl- und
Ausländerpolitik hat. Es legt den Schluß nahe,
daß er ein Zugeständnis an irgendwelche Res- -,
sentiments einfacher Leute ist - sonst lie'ße er
sich ja nicht einfach durch "Verständigung von
unten" bekämpfen. Eine Kritik der Wirt-
schaftsbeziehungen der BRD zur Dritten Welt
kann und braucht sich so nicht zu entwickeln.
Es wird schon mal kritisiert, daß die BRD
durch Waffenlieferungen an Kriegen in der
Dritten Welt profitiert, ein Standpunkt aber,
daß die Fluchtbewegungen in der Welt Ergeb-
nis des ökonomischen Wirkens vonländern wie
der BRD ist und der von ihnen erzwungenen
weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung, ist nicht
gerade verbreitet - und damit auch nicht der
Standpunkt, daß die Flüchtlinge einen An-
spruch hätten, sich hier niederzulassen, die
BRD verpflichtet wäre, sie als Teil einer Wie-
dergutmachung für die Ausbeutung der Dritten
Welt hier aufzunehmen. Umgekehrt: der BRD
wird durchaus das Recht zugestanden, über das
Asylverfahren die Flüchtlinge zu sieben und
den Zuzug zu beschränken. Noch in der Opposi-
tion zur Regierungspolitik ist die Versicherung
enthalten, daß der Widerspruch keineswegs als
antagonistisch gesehen wird, Verständigung
mit dem Staat durchaus möglich ist, sofern
dieser sich auf seine "wahren" Zwecke- (Ach-
tung der Menschenwürde etc.) als "zivilisier-
ter" Staat besinnt.

Unabhängig von dieser Versicherung gerät
der christliche Humanismus mit seinem Kon-
zept der Betreuung da in einen ganz scharfen
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Etwa 60 Leute, vorwiegend aus christlichen Gruppen, demonstrieren im Herbst 1986 mit einer
Begrüßungsaktion ihre Solidarität mit Flüchtlingen, die in ein Wohncontainerlager im Stuttgarter
Stadtteil Heumaden einziehen müssen. Zuvor hatten Wohnungseigentümer mit Flugblättern
"Bürger wehrt Euch!" Stimmung gegen die Asylbewerber gemacht, weil ihren Eigentumswohnun-
gen eine 20 prozentige Wertminderung drohe (Stuttgarter Zeitung, 23.08., 29·08., 05.09.). .

Gegensatz zum Staat, wo er die Interessen der Flüchtlinge in ihrer Gegenwehr zu unterstut-
Flüchtlinge über die des Staates stellt. Dies ist zen (und damit auch die Verfahren zu verlän-'
nicht nur der Fall, wenn Flüchtlinge versteckt gern) und hat es vielen ermöglicht, sich der
und illegal über die Grenze gebracht Werden. Abschiebung zu entziehen {Schäuble: "Nach
Die Maßnahmen der Betreuung (Sprachunter- einem Aufenthalt von fünf bis sechs Jahren sei
richt etc.) sind auf "Integration" der Flüchtlin- eine Abschiebung nur noch schwer durchzuset-
ge gerichtet, sie laufen der Politik der Ab- zen", BNN 18.05.89).
schreckurig diametral entgegen. Der Versuch, Die Beschleunigung der Verfahren, die die.
mit diesen Maßnahmen die soziale Isolation bundesweite Einführung des 'Karlsruher Mo-
der Flüchtlinge aufzubrechen, hat der Entfes- dellsl ab 01.10.89 bringen soll, zielt darauf, die
selung der Exekutive und damit der rassisti- Unterstützung der Flüchtlinge in ihrem Asyl-
sehen Normenbildung gewisse Schranken ge- verfahren zu unterbinden und durch kurze Ver-
setzt. In der eigenen Gewißheit, eine höhere fahren Verbindungen zu Initiativen erst gar
Moralität zu vertreten, treten Christen der nicht entstehen zu lassen, so daß die soziale
staatlichen Gewalt z. T. recht ungeniert und Isolation die Bewegungsmöglichkeiten der
mutig als Kritiker und Anwälte der Humanität Flüchtlinge in der BRD so einschränkt, daß sie
gegenüber. Man sollte nicht unterschätzen, auch abgeschoben werden können, wenn sie
wie unangenehm es den Beamten der Auslän- fabgelehnt sind. .
derpolizei und des Regierungspräsidiums ist, Der Flüchtling muß nach seiner Ankunft in
als Unmenschen angegriffen zu werden. Schon der BRD bei 'der Ausländerbehörde zunächst
das Gefühl, unmoralisch, im Prinzip verbre- den Antrag stellen, er wird dann von der Aus-
cherisch zu handeln, schränkt die rechte Freu- länderbehörde über Fluchtgründe, Fluchtweg,
de beim Geschäft ein. Aufenthaltsort etc. angehört. Die Mitschrift

Die immer weitere Einschränkung des Asyl- dieser Anhörungwird an das Bundesamt für die
rechts konnte durch die Arbeit der Flucht- Anerkennung der Flüchtlinge weitergeleitet,
lingsinitiativen nicht verhindert werden, in das dann seinerseits eine Anhörung des Flücht-
den letzten Jahren sind die Anerkennungsquo- lings über seine Verfolgung durchführt und da-
ten auf jetzt unter 10 % gesenkt worden. Das nach entscheidet.Die Entscheidung wird der
Netz an Kontakten, Verbindungen und Unter- Ausländerbehörde dann mitgeteilt, sie muß die
stützungen hat aber mit dazu beigetragen, die Ausreiseaufforderung etc. erlassen. {Erst nach
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dem Abschluß dieses Verfahrens werden die
Gerichte angerufen.) Dieses Verfahren hat bis-
her 12bis 14 Monate gedauert. In Baden- Würt-.
temberg waren 119 kommunale Ausländerbe-
hörden mit den Anträgen und Anhörungen be-
faßt, alle Akten mußten zur Entscheidung nach
Zirndorf weitergeleitet werden und gingen
dann wieder zurück, damit die Ausländerbe-
hörden Abschiebungen anordnen konnten.

Die entscheidende Anhörung beim Bundes-
amt fand so erst einige Monate nach Ankunft
des Flüchtlings statt, er konnte dann schon et-
was Deutsch, hatte Kontakte zu erfahrenen
Flüchtlingen und evtl. Initiativen. Das Karls-
ruher Modell reduziert dieses Verfahren auf
maximal 4 Wochen. Alle Erst- und Folgeanträ-
ge werden nur noch in der Zentralen Anlauf-
stelle des Landes {ZAST)gestelit. Alle am Ver-
fahren beteiligten Behörden sind im Lager zu-
sammengefaßt. Die Anhörung bei der Polizei
findet innerhalb von 3 Tagen nach Ankunft im
Lager statt. Eine Außenstelle des Bundesamts,
die ebenfalls in der ZAST direkt neben der
Ausländerbehörde angesiedelt ist, führt das
entscheidende Interview schon in der folgen-
den Woche durch und entscheidet noch in der
gleichen Woche. Die Flüchtlinge haben so in
der Regel keinerlei Kenntnisse über das Ver-
fahren und keinen Rechtsbeistand. Sie wissen
häufig nicht, daß ihr Antrag "unbeachtlich" ist,
wenn sie sich bereits in einem anderen Land
drei Monate aufgehalten haben. Sie wissen
auch nicht, daß er "offensichtlich unbegrün-
det" ist, wenn sie geflohen sind, um einer "Not-
situation oder einer kriegerischen Auseinan-
dersetzung zu entgehen" (§ II Asylverfahrens-
gesetz, 06.0L87). Von der ZAST in Karlsruhe
ist bekannt, daß Beamte Flüchtlinge 'mitfüh-
lend' fragen, ob es ihnen zu Hause schlecht ge-
gangen sei und ob sie sich in der BRD eine Bes-
serung ihrer Situation erhofften. Wenn Flücht-
linge diese Fragen bejahen, werden sie als
'Wirtschaftsflüchtlinge' qualifiziert.

Den Ausschluß va eratung.ur» nforma-
tion haben sowohl der Bundesamtschef von

iedin Spiegel Nr. 24 89, 12.06.89) als auch
ie B amten ia.de ruhe Z T zum We-

sentlichen des Karlsruher M delis erklärt.
amit können "unbeachtliche" und "offen-

sichtlich unbegründete 11 Anträge nach Belie-
ben produziert werden, die Gerichte stützen
sich in ihren Entscheidungen sehr stark auf
diese Bewertungen des Bundesamts: "Auf un-
sere Einwendungen, die Flüchtlinge hätten
kaum Chancen, sich entweder mit einem So-
zialarbeiter oder mit einem Rechtsanwalt
über ihre Asylsituation zu unterhalten, wurde

Durch das sogenannte "Karlsruher Loch" wer-
den die Akten der Asylbewerber sofort nach
der Anhörung bei der Ausländerbehörde "zum
Bundesamt weitergereicht. Das "Loch" steht
für die Tendenz der Verschmelzung "unabhän-
giger" Prüfungsinstanzen im Asylverfahrens.

uns geantwortet, daß ein Flüchtling umso
wahrhaftiger ("eclit seme sy grün e aar:-
ste e e weniger er zuvor e egen elt eses-
sen habe OZiäläFl5el ern, Recn sanwätten
oder Ehrenamtlichen aus s)' kreisen seinen~
Fall darzustellen nd "t" nen durc zu is u:-
leren~~"JErklärung des AK Asyl Ba en- ürt-

temberg e.V. zum Karlsruher Modell nach ei-
nem Besuch am 06.07.89 in der ZAST).

Schäuble hat schon erklärt, "bei offensicht-
lich unbegründeten Anträgen ... könnten Ver-
waltungsgerichte in Eilverfahren entscheiden
und abgewiesene Bewerber somit schon nach
wenigen Monaten abgeschoben werden. 11 "Der
Minister betonte, daß die schnelle Abschie-
bung nicht im Gegensatz zur Rechtsmittelga-
rantie des Grundgesetzes stehe. Eine Klage {
gegen die Entscheidung sei auch vom Her-
kunftsland her möglich" (BNN, 05.06.89 und •
18.°5.89).

Baden-Württemberg hat zum OL07.89 be-
reits zwei zentrale Abschiebestellen in Stutt-
gart und Karlsruhe eingerichtet, die für die
Abschiebung aller abgelehnten Asylbewerber
zuständig sind. Sie sollen sicherstellen, daß
kommunale Ausländerbehörden auf jeden Fall
abschieben, wenn dies rechtlich möglich ist.
Die Zentralisierung soll sicherstellen, daß
Flüchtlingsinitiativen keine Möglichkeiten ha-
ben, durch Druck auf die Kommunen, Abschie-
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bungen zu verhindern.
Die Tragweite des Angriffs, der mit dem

Karlsruher Modell sowohl auf das Asylrecht als
auch auf die Unterstützungsarbeit durch
Flüchtlingsinitiativen stattfindet, wird von
den Flüchtlingsinitiativen kaum gesehen. Jah-
relang haben sie die Beschleunigung der Ver-
fahren verlangt, aus der Erfahrung, daß viele
Flüchtlinge kaputt gehen, wenn sie lange unter
so elenden Bedingungen leben müssen. Be-
schleunigung der Verfahren kann aber bei einer
Rechtsprechung, wie sie in der BRD inzwi-
schen durchgesetzt ist, nur heißen, daß die Ab-
schiebung den Flüchtling-en noch schneller
droht, daß die Bedingungen, sich dieser zu ent-
ziehen, aber extrem verschlechtert werden.. .

Das christliche Menschenbild
bildet eine Schranke
gegen den Rassismus

Der Entschließungsantrag "Deutsche Aussied-
ler - Ausländer - Asylbewerber", den der
CDU-Landesvorstand dem Landesparteitag
am 28.04.89 vorgelegt hat, wird folgenderma-
ßen eingeleitet: "Die Politik der CDU beruht
auf dem christlichen Verständnis vom Men-
schen. Das christliche. Menschenbild beinhal-
tet die Gleichheit aller Menschen, denen die
Menschenrechte unabhängig von ihrer Natio-
nalität oder Herkunft zukommen und die Ver-
pflichtung zur Solidarität gegenüber allen Mit-
menschen."

Der CDU-Landesarbeitskreis "Aussiedler/
Übersiedler" hat die folgende Abänderung des
Passus beantragt: "Das christliche Menschen-
bild geht von der gleichen Würde aller Men-
schen, denen die Menschenrechte unabhängig
von ihrer Nationalität und Herkunft zustehen,
und der Verpflichtung zur Solidarität gegen-
über allen Menschen aus." (Antrag Nr,
A 1.Ir. I) Zur Begründung wurde ausgeführt:
"Das christliche Menschenbild geht von der
Gleichheit aller Menschen vor Gott bei Viel-
falt der Charaktere, Leistungen, Rassen, usw.
aus. Hier geht es aber um die Stellung der Men-
schen in der Gesellschaft, also nicht um
Gleichmacherei, sondern um die gleiche Würde
aller, die Differenzierung nach Rechten, Lei-
stungen, usw. nicht ausschließt. Wäre es eine
gesellschaftliche Gleichheit, so wären die in
der Entschließung dann folgenden Differenzie-
rungen der Rechte nicht möglich." - Die Xnde-
rung wurde (unter Beibehaltung des ersten Sat-
zes des ursprünglichen Antrags) beschlossen.

Der Landesarbeitskreis "Aussiedler/Über-

siedler" hat recht, wenn er darauf hinweist,
daß die Einleitung des Vorstandsantrags im'
Widerspruch zum weiteren Inhalt steht. Ein
Bezug auf die Gleichheit des Menschen, selbst
die Gleichheit vor dem Gesetz, ist darin nicht
enthalten, stattdessen wird er von rassisti-
sehen Vorstellungen durchzogen: Die Haltung
gegenüber den Aussiedlern wird allein aus ih-
rem Deutschsein abgeleitet, deshalb werden'
sie zur Bereicherung für Staat und Gesell-
schaft erklärt, gegenüber den "Ausländern"
wird umgekehrt erklärt, daß die BRD kein Ein-
wanderungsland sei und man keine Rechte an-
zumelden habe, soweit man nicht Deutscher
sei. Die Sozialhilfekürzung für Flüchtlinge
wird verlangt, "damit die Sozialhilfeleistungen '
für Deutsche und Asylbewerber in einem ange-
messenen Verhältnis stehen": Selbst der
ärmste Deutsche soll noch die Herrenmen-
schengarantie bekommen, daß es dem armen
Ausländer auf jeden Fall schlechter geht.

Während der Antrag der Landesvorstands
über den Widerspruch, in den.die CDU zu ihren
eigenen programmatischen Grundlagen gerät,
einfach hinweggeht, verlangt der Landesar-
beitskreis eine Revision dieser Grundlagen, ei-
nen begründeten Angriff auf die Gleichheit.
Die "Definition" des christlichen Menschenbil-
des, die der Landesarbeitskreis geliefert und
die der CDU-Parteitag übernommen hat, be-
deutet tatsächlich aber eine' Abkehr vom
christlichen Menschenbild.

Das zweite vatikanische Konzil hat sich
1965 in der "pastoralen Konstitution über die
Kirche in der Welt von heute 'Gaudium et
spes'" ausführlich zur christlichen Vorstellung
vom Menschen geäußert: "Da alle Menschen
eine geistige Seele haben und nach Gottes Bild
geschaffen sind, da sie dieselbe Natur und den-
selben Urspruch haben, da sie, als von Christus
Erlöste, sich derselben göttlichen Berufung
und Bestimmung. erfreuen, darum muß die
grundlegende Gleichheit aller Menschen im-
mer mehr zur Anerkennung gebracht werden"
(Karl Rahner, Kleines Konzilskompendium, S.
475). Dieses Wesen des Menschen, seinen Ur-
sprung und sein Ziel in Gott zu haben, erhebe
ihn über die ganze Dingwelt, verleihe ihm eine
"erhabene Würde" und mache ihn zum Träger
"unverletzlicher Rechte und Pflichten": "Es.
muß also alles dem Menschen zugänglich ge-
macht werden, was er für ein wirklich mensch-
liches Leben braucht, wie Nahrung, Kleidung
und Wohnung, sodann das Recht auf eine freie
Wahl des Lebensstandes und auf Familiengrün-
dung, auf Erziehung, Arbeit, guten Ruf, Ehre
und auf geziemende Information; ferner das
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Recht zum Handeln nach der rechten Norm
seines Gewissens, das Recht auf Schutz seiner
privaten Sphäre und auf die rechte Freiheit
auch in religiösen Dingen. Die gesellschaftli-
che Ordnung und ihre Entwicklung müssen sich
dauernd am Wohl der Personen orientieren;
denn die Ordnung der Dinge muß der Ordnung
der Personen dienstbar werden und nicht um-
gekehrt" (S. 473).

Trotz der grundlegenden, in Gott begründe-
ten Gleichheit des Menschen geht die Kirche
durchaus von einer natürlichen Ungleichheit
aus: "Gewiß, was die verschiedenen physischen
Fähigkeiten und die unterschiedlichen geisti-
gen und sittlichen Kräfte angeht, stehen nicht
alle Menschen auf gleicher Stufe. Doch jede
Form einer Diskriminierung in den gesell-
schaftlichen und kulturellen Grundrechten der
Person, sei es wegen des Geschlechts oder der
Rasse, der Farbe, der gesellschaftlichen Stel-
lung, der Sprache oder der Religion muß über-
wunden und beseitigt werden, da sie dem Plan
Gottes widerspricht. ... Obschon zwischen
den Menschen berechtigte Unterschiede be-
stehen, fordert ferner die Gleichheit der Per-
sonenwürde doch, daß wir zu humaneren und
der Billigkeit entsprechenden Lebensbedin-
gungen kommen" (S. 476). Das Konzil erklärt,
es wolle die Achtung vor dem Menschen "ein-
schärfen". Alle müßten ihren Nächsten als ein
"anderes Ich" ansehen und auf "sein Leben und
die notwendigen Voraussetzungen eines men-
schenwürdigen Lebens bedacht" sein: "Sonst
gleichen sie jenem Reichen, der sich um den
armen Lazarus gar nicht kümmerte" (S. 474).
Der Christ wird zu tatkräftiger Hilfe aufgeru-
fen gegenüber Alten und Verlassenen, dem
"Fremdarbeiter, der ungerechter Geringschät-
zung begegnet", Heimatvertriebenen etc. und

-zu Widerstand gegenüber allem, was "zum Le-
ben selbst in Gegensatz steht" oder die Unan-
tastbarkeit der menschlichen Person verletzt.
Hier wird u.a. genannt: Mord, Völkermord, Ab-
treibung, Euthanasie, Verstümmelung, körper-
liche und seelische Folter, unmenschliche Le-
bensbedingungen sowie unwürdige Arbeitsbe-
dingungen, "bei denen der Arbeiter als bloßes
Erwerbsmittel und nicht als freie und verant-
wortliche Person behandelt wird" (S. 474 ff.).

Es ist ganz offensichtlich, daß es der Kirche
darum geht, aus ihrer Vorstellung vom Men-
schen Ordnungsprinzipien der menschlichen
Gesellschaft abzuleiten. Die Feststellung der
grundlegenden Gleichheit des Menschen wird
sofort an die Forderung gekoppelt, ihr "immer
mehr zu Anerkennung" zu verhelfen. Bei aller
"natürlichen" Ungleichheit muß die Gesell-

schaft der Tatsache Rechnung tragen, daß die
Menschen darin gleich sind, Abbild Gottes zu
sein, wie auch in ihrem Ziel, durch die Über-
windung der Sünde die "Gottebenbildlichkeit"
zu erreichen. Die Gesellschaft darf sich dem
Plan Gottes nicht dadurch widersetzen, daß sie
selber (durch Diskriminierung) Ungleichheit
schafft oder den Menschen zur Sache herab-
würdigt. Die christliche Vorstellung vom Men-'
sehen bejaht durchaus, gesellschaftliche Un-
gleichheit als etwas 'Natürliches' zu sehen, sie
erlaubt aber auch (verlangt es sogar: Lazarus),
für ihre Abmilderung einzutreten und ver-
spricht den Armen und Verlassenen Schutz ge-
gen Degradation zur Sache, Bewahrung ihres
Menschseins im Bewußtsein, vor Gott gleich zu
sein.

Auch die CDU Baden- Württemberg spricht
von der Gleichheit vor Gott, sie gibt ihr aber
eine ganz andere Bedeutung. Die Gleichheit
vor Gott wird nicht aus der tatsächlichen
grundlegenden Gleichheit des Menschen abge-
leitet, diese wird vielmehr bestritten. Die Un-
gleichheit wird zum Bestimmenden des Men-
schen erklärt. Ungleichheit wird deshalb auch
zum bestimmenden Ordnungsprinzip der Ge-·
sellschaft gemacht. Die Differenzierung nach
Leistungen und Rechten wird so praktisch zu
einer Forderung der "Natur" des Menschen,
alles andere wäre "widernatürliche" Gleich-

Antirassistisches Plakat der Evangelischen
Jugend in Nordrhein-Westfalen.
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christliche Menschenbild Ungleichheit als et-
was Naturgegebenes faßt, macht seine Be-
dingtheit aus. Die gesellschaftlichen Unter-
schiede werden ganz bruchlos aus der Tatsache
hergeleitet, daß Menschen eben unterschied-
Iich sind. Wenn die Kirche erklärt, es gebe "be-
rechtigte Unterschiede" zwischen den Men-
schen, man müsse aber IIZU humaneren und der
Billigkeit entsprechenden Lebensbedingungen

- kornrnen" , fordert sie zwar 'die Gesellschaft'
auf, die Folgen 'natürlicher Ungleichheit' ab-
-zumildern, die Abgrenzung aber, wo Unter-
schiede "unberechtigt" sind, wann Lebensbe-
dingungen "unbillig" sind, läßt \ sie voll kom men
'offen. -

Die Kritik der gesellschaftlichen Ungleich-
heit wird mit Bedacht geführt und mit Bedacht
'beschränkt geführt, Das erste hemmt die Re-
aktion, das zweite bietet ihr Einfallstore. Die
Auffassung gesellschaftlicher Unterschiede
als 'natürlich' vorhandene beinhaltet die Un-
möglichkeit, sie wirklich zu beseitigen: aus ihr
kann nie ein Recht der Unterdrückten abgelei-
tet werden, sich -zu befreien, den Widerspruch
arm/reich endgültig aufzuheben. Ihr ent-
spricht vielmehr der Appell an den Reichen,
dem armen Lazarus zu helfen, das Programm

_einer Versöhnung der Klassen.
Die Herleitung des Humanismus und de'r

Rechte des Menschen aus dem persönlich ge-
dachten Gott, der in der Schöpfung sei n e In-
teressen verwirklicht, engt den Entfaltungsan-
spruch des Menschen drastisch ein. Der einzel-
ne Mensch darf die Berechtigung seiner Inte-
ressen nur aus ihrer Identität mit dem "Schö-
pfungsplan" begründen, das' entzieht den Hu-
manismus dem Zugriff des Menschen. Es wird
ihm das Recht bestritten, aus seinen konkreten
Bedürfnissen heraus die Ans()[üche zu formu-
lieren (und evtl. sogar in DM zu fassen), was
menschenwürdiges Leben ausmacht. Warum
'sollte man dies nicht auch in "menschlichen"
Gesetzen festschreiben können?

In der Weigerung, die Bedürfnisse des Men-
, sehen selbst zum alleinigen Maßstab des Hu-

manismus zu machen, birgt der christliche
Humanismus ein inhumanes Element. Indem
'der Mensch in Gott sein Ziel findet und nicht in
seiner eigenen Entfaltung, indem 'das konkrete
Leben dem fiktiven 'ewigen' untergeordnet
'wird, begründet der christliche Humanismus
einen Asketismus, der es Christen schwer-
macht, Positionen gegen ein Leben auf Sozial-
hilfeniveau zu entwickeln und sich für mate-
rielle Forderungen einzusetzen, die ein entfal-
tetes Leben möglich machen.

macherei. ,
Wenn Gott die Menschen als gleich betrach-

tet, obwohl sie ungleich sind, so ist das allein
seine Angelegenheit, sozusagen eine göttliche
Laune. Ansprüche an die Gesellschaft können
daraus nicht abgeleitet werden. Mit der strik-
ten Trennung der gesellschaftlichen und der
göttlichen "Sphäre" soll sichergestellt werden,
daß das christliche Menschenbild nicht heran-
gezogen werden kann, um die Differenzierung
der Gesellschaft zu kritisieren. Die Gleichheit
vor Gott wird so, ebenso wie die gleiche Würde
des Menschen, zu einer bloßen Fiktion, aus der
der Gläubige Trost schöpfen kann, aber keine
Maßstäbe zur Beurteilung der Gesellschaft ab-
leiten darf.

Geht es dem christlichen Menschenbild da-
rum, mit der Betonung der gleichen Würde des
Menschen bestimmte Schranken gegen die Un-
gleichheit zu setzen, sie abzumildern, Versöh-
nung zu propagieren will die CDU gerade sol-
che Schranken einreißen. Eine 'Politik der un-
gezügelten Differenzierung der Gesellschaft
muß jeden Gedanken an Gleichheit zurückwei-
sen. Das Lazarus-Gleichnis mit seiner Ver-
pflichtung für den Reichen, dem Armen zu hel-
fen, geht der CDU dabei schon zu weit, diffa-
miert es doch den ungetrübten Genuß des
Reichtums als Unrecht und räumt dem Armen
Hilfsansprüche gegenüber dem Reichen ein.
Die CDU-"Umdefinition" des christlichen
Menschenbilds, die die gleiche Würde des Men-
schen von allen tatsächlichen Lebensbedingun-
gen loslöst, stellt den Versuch dar, dieses als
mit dem Rassismus vereinbar hinzustellen und
Christen in ihrer Kritik des Rassismus zu ent-
waffnen.

Der christliche Humanismus
verbindet Gesellschaftskritik

und Staatstreue

Die christliche Kritik der Ungleichheit er-
schwert die Abwehr dieses Angriffs. Die Kir-
che erklärt: "Durch kein menschliches Gesetz
können die personale Würde und die Freiheit
des Menschen so wirksam geschützt werden
wie durch das Evangelium Christi, das der Kir-
che anvertraut ist" (Pastorale Konstitution, S.
488). Tatsächlich scheint das christliche Men-

I sehenbild mit seinem Festhalten an der grund-
legenden Gleichheit des Menschen, unabhängig
von aller Ungleichheit, einen bedingungslosen
Humanismus zu vertreten und damit einen
wirksamen Schutz gegen Unmenschlichkeit
darzustellen. Die Tatsache, daß aber auch das (Barbara Bütikofer, Flüchtlingsrat Karlsruhe)
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Dokumentiert

Abschreckung durch Lager - die Folgen sind bekannt

Die Situation vor 1980

Noch 1979 lehnte die Landesregie-
rung von Baden- Württemberg mit
dem Asylbewerberzuweisungsgesetz
vom 3. April des Jahres die generelle
Einrichtung von Landessammella-
gern für Asylbewerber u.a. mit fol-
genden Argumenten (Lager und
menschliche Würde, 1982) ab:
- Die "zwangsläufige" Unterbrin-
gung von "Ausländern unterschiedli-
cher Nationalität, Kultur und Reli-
gion ... auf engem Raum" könne so-
wohl zu "erheblichen Schwierigkei-
ten" innerhalb des Lagers als auch zu
"Störungen im Zusammenleben mit
der deutschen Bevölkerung" führen.
- Die zentralisierte Unterbringung
von Asylbewerbern in Lagern führe
zu einem "gesteigerten subjektiven
Sicherheitsbedürfnis" der Bevölke-
rung, dem durch eine "verstärkte,
personelle Besetzung" der Verwal-
tung "nur in gewissen Grenzen Rech-
nung getragen werden" könne.
- Lager könnten einen "Nährboden
für politische Agitation und Radika-
lisierung" abgeben.
- Ein längerer Aufenthalt im Lager
könne zu "örtlichen Bindungen" ins-
besondere an andere Lagerinsassen
führen, die eine spätere anderweiti-
ge Unterbringung erschweren.
- Die Lagerunterbringung sei ko-
stenintensiv.
- Und: Die Gemeinden würden bei
einer Lagerunterbringung nicht
"gleichmäßig belastet".

Damit die Flüchtlinge der Sozial-
hilfe nicht zur Last fielen, wurden
sie zum Arbeitsmarkt vorläufig zu-
gelassen. Bis Ende 1980 sorgten so
80% aller Flüchtlinge selbst für ihren
Leben sun terha It.

Eine Strategie gegen Flücht-
linge wird entwickelt

Die Zahl der Asylsuchenden stieg bis
1980 stark an. In diesem Jahr steIl-
ten 108.000 Personen einen Asylan-
trag. Die offizielle Öffentlichkeit
reagierte erschreckt und empört auf
diese Zahlen. Schnell war die Rede
von Asylrnißbrauch, von, Wirt-
schaftsflüchtlingen und Scheinasy-
lanten. "Das Asylrecht", so tönte es,
"dürfe nicht angetastet werden",
dem Mißbrauch jedoch müsse ener-
gisch ein Riegel vorgeschoben wer-
den. Mit dieser Einsicht versehen,
steuerte die Bundesrepublik

Deutschland mit Visumzwang, Sam-
mellagern, Arbeitsverbot und Um-
stellung der Sozialhilfe auf Natura-
lien (70 DM Taschengeld im Monat)
den neuen Kurs eines Asylrechts oh-
ne Asylbewerber.

In Baden-Württemberg setzte man
nun mit dem Erlaß des Innenministe-
riums vom 28. Juli 1980 auf die aus-
nahmslose Unterbringung in Sam-
melunterkünften. Wer nach dem
Stichtag, dem 15. September 1980 in
Baden- Württemberg Asyl begehrte,
wurde in die ZAST in Karlsruhe und
anschließend in eine der damaligen 6
Sammelunterkünfte. eingewiesen,
lediglich in einigen Härtefällen wur-
den vorübergehend Erleichterungen
zugestanden. Die Argumente, die
1979 gegen eine Unterbringung in
Sammellagern sprachen, galten zu
dem Zeitpunkt nicht mehr. Erklärtes
Ziel der Landesregierung war es,
durch den Aufenthalt im Lager die
"Rückkehrbereitschaft" der Flücht-
linge zu fördern und potentielle Neu-
ankömmlinge "abzuschrecken".
Nach Ministerpräsident Lothar
Späth haben "Asylanten-Sammella-
ger" die Funktion einer "Ab-
schreckungsmaßnahme" (Stuttgarter
Nachrichten, 19.7.80).

"In Baden-Württemberg müßt
Ihr ins Lager"

3 Jahre später sah er sich in seiner
Politik bestätigt: "Die Zahl der Asyl-
bewerber ist erst gesunken, als die
Buschtrommeln signalisiert haben:
Geht nicht nach Baden- Württem-
berg, dort müßt Ihr ins Lager"
(Schwäbisches Tagblatt Tübingen,
5.5.1983). Dementsprechend sehen
die Lager heute auch aus. In den mei-
sten Lagern herrscht Überbelegung.
Oft dienen notdürftig hergerichtete
Baracken, ehemalige Kasernen,
Krankenhäuser und Schulen mit un-
zureichenden Heizmöglichkeiten
und ungenügenden sanitären Anlagen
als Unterkünfte. In Tübingen wurde
1980 die heruntergekommene Thiep-
va l-Kaserne für ca. 2 Millionen DM
als Sammellager hergerichtet. Zuvor
hatte sich die Stadt geweigert, die
Kaserne in ein Studentenwohnheim
umzuwandeln. Für diese Renovie-
rung wurden 20 bis 30 Millionen DM
veranschlagt (Lager und menschli-
che Würde, 1982). '

I Im Ausländergesetz wird für jeden
Familienangehörigen der Nachweis
von 12 qm Wohn fläche ver langt, bei

Ider Unterbringung von Asylsuchen-
den beschränkt sich das Land hinge-
gen auf eine Fläche von 4,5 qrn. Die-
sen "Standard" will das Land auch bei
der Unterbringung außerhalb der
Sammellager durchdrücken (Werk-
heft ASYL, 1987). In den Sammella-
gern herrscht bis auf wenige Ausnah-
iii'eii Kochverbot. Ende 1983 waren
ca. 25% aller Asylsuchenden in La-
gern untergebracht. Die hierfür an-
fallenden Kosten von durchschnitt-
lich 1054 DM pro Kopf und Monat
übersteigen den Sozialhilfesatz bei
individueller Unterbringung bei wei-
~ {Bundestags-Drucksache 101
1802). Erklärte Absicht der Landes-
regierung bleibt jedoch die Unter-
bringung in Sammellagern als ein-
ziger Unterbringungsform, so wie es
die Zugangszahlen zulassen. Neue
Lager wie z.B. in Rheinfelden wer-
den errichtet.

Unbeeindruck t von den Warnungen
der Kirchen, den Wohlfahrtsverbän-
den, den Menschenrechtsorganisa-
tionen und des Hohen Flüchtlings-
kommissars der Vereinten Nationen
erklärt Ministerpräsident Lothar
Späth nach der gewonnenen Land-
tagswahl 1988 mit Blick auf die ver-
lorenen Wählerschichten rechts der
CDU, "daß die Landesregierung an
ihrem harten Kurs beim Asyl und
Ausländerwahlrecht festhalten wer-
de" (FR, 22.3.1988 ).

Die Folgen für die
Flüchtlinge

Das Leben in den Sammelunterkünf-
ten lind die jahrelange Abhängigkeit
von Sozialhilfe führt zu schweren
Konflikten und Auflösungserschei-
nungen. Immer häufiger werden psy-
chische Störungen bis zu schweren
Depressionen beobachtet, die Anfäl-
ligkeit für körperliche Leiden nimmt
zu. Suizide und Suizidversuche häu-
fen sich. Es ist zu übersehen, daß das
Arsenal der "flankierenden Maßnah-
men" der letzten Jahre alles dazu
beiträgt, die FluchterIebnisse der
Betroffenen nicht aufzufangen, son-
dern sie noch zu verstärken. Eine be-
reits 198J er:.stelLte StIldip ';hpr "nie.
psychische Situation der AsvlbeweL;-
Ger aus der ~. Welt im Sammellager
T~ngen" ergab daß 60 Prozent der
L,Lntersucl1ten als clenressiv einzusr -
fen waren (Lager und menschliche
Würde, 1982). - (wow, Flüchtlingsrat
KA, Gegendruck, Mai ss:
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'Dok urn en t ier t

Die Bilanz der Zentralen AnlaufsteIle für Asylbewerber (ZAST)

. Der Gemeinderat der Stadt Karlsruhe hat in seiner Sitzung am 15.12.87 eine Anderung des Flächennutzungsplans be-
schlossen, die einen ZAST-Neubau an der Durlacher Allee vorsieht. Sind bereits die jetzigen Lebensbedingungen der
Asylbewerber in der Wolfartsweiererstraße völlig unakzeptabel, wird der geplante Neubau eine weitere Verschär-
fung der Situation der Flüchtlinge und deren nahezu vollständige Isolierung von der Karlsruher Bevölkerung zur
Folge haben.

milien in kleinen Wohnungen mit Kü-
che und Waschgelegenheit unterge-
bracht.

Eine wesentliche Veränderung der
ZAST trat ein, als ab 1980 Flücht-
linge aus 3. Welt-Ländern ebenfalls
in den Gebäuden untergebracht wur-
den. Durften diese Menschen noch
vorher in Städten und Gemeinden le-
ben und durch Arbeit für den Unter-
halt in ihrem Exil selbst sorgen, wur-
den sie mit der Anderung des Asyl-
verfahrensgesetzes vom 2. Januar
1980 restringenten Maßnahmen un-
terworfen. Hierbei zeichnete sich
das Land Baden-Wür tternberg mit
seiner christlichen Landesregierung

durch eine besonders rigide Behand-
lung der Asylbewerber aus. Neben
einer Vielzahl von Verschärfungs-
maßnahmen wurde insbesondere
auch eine Gemeinschaftsverpfle-
gung eingeführt. Um dies durchzu-

, setzen, wurden die Küchen in der
Wolfartsweiererstraße herausgeris-
sen und damit den Menschen oftmals
die einzige Möglichkeit der Auf-
rechterhaltung eigener kultureller
Gepflogenheiten weggenommen. Die
deutschen Spätaussiedler wurden
gleichzeitig aus der ZAST ausgela-
gert und in mehreren kleinen Einhei-
ten in der Stadt untergebracht.Ob-
wohl das Grundgesetz nach Artikel
3d jegliche Benachteiligung von
Menschen wegen ihrer Rasse, Reli-
gion, Abstammung oder politischen
Anschauung verbi etet, wurden auf
diese Art und Weise eine zweite
Klasse von Flüchtlingen, die eben-
falls vor Repressalien aus ihren Hei-
matländern geflohen waren, ge-
schaffen.

, Flüchtlinge zweiter Klasse

Auf eine mittlerweile fast vierzig-
jährige Geschichte kann der Gebäu-
dekomplex in der Wolfartsweier er-
straße, in dem momentan noch die
Zentrale AnlaufsteIle für Asylbe-
werber (ZAST) untergebracht ist,
''l,urückschauen. 1949 erbaut, dienten
die tristen Wohnblocks zunächst als
Unterkunft für deutsche Flüchtlinge
und Spataussiedler, Menschen, die
aufgrund von Repressalien aus ihrer
Heimat flüchten mußten. Auf eng-
.stern Raum wurden bis zu zwei Fa-

September 1985: Libanesen werden von Sendereinsatzkommandos aus der
'lAST "evakuiert", nachdem es zu einer Messerstecherei gekommen ist. In
der ZAST, die für die Aufnahme von maximal 800 Leuten ausgelegt ist, leben
'zu diesem Zeitpunkt ca. 1 100 Flüchtlinge. .

Späth'sche Abschreckung

Die konsequente Durchführung der
Späth Ischen Abschreckungsstrategie
mit der ausnahmslosen Unterbrin-
gung der Asylbewerber in Sammel-
unterkünften führte zu einer zuneh-
menden Überbelegung des zur Verfü-
gung gestellten Wohnraums. Engste
Lebensbedingungen (4 Personen in
einem 15 qm kleinen Raum, ca. 950
Betten für nahezu 1200 Flüchtlinge),
unvorstellbare hygienische Verhält-
nisse (12 Duschen für alle Flüchtlin-
ge) und das geballte, Aufeinander-
treffen untersch iedlichster Kulturen
mit daraus folgenden Verständi-
gungsschwierigkeiten führten im
Sommer 1985 zu heftigen Auseinan-
dersetzungen zwischen den Asylbe-
werbern. Anstatt sich jedoch endlich
um die unmenschlichen Lebensbe-
dingungen und damit um die Ursa-
chen für die Gewalttätigkeiten im
Lager zu kümmern, brachten die
CDU-Stadträte lngrid Kosian, Mari-
anne Krug, Günther Rüssel und Dr.
Elmar Kolb einen Antrag "zur Wie-
derherstellung der Sicherheit der
Oststadtbürger" in den Gemeinderat
ein, der einen massiven Einsatz von
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Polizeikräften mit Hundestaffeln
und ständigen Kontrollen der Asyl-
bewerber in der ZAST zur Folge hat-,
te (BNN 25.7.85)'

Diese massive Polizeipräsenz, die
der Öffentlichkeit suggerierte, daß
die ZAST eine Bastion von Kriminel-
len sei, konnte jedoch nicht verhin-
dern, daß sich die hochexplosive
Stimmung im Lager am 6.9.1985 in
einer Messerstecherei entlud, in de-
ren Verlauf ein Inder getötet wurde.
Hungerstreiks in mehreren Sammel-
unterkünften in Baden- Württem-
berg, die die menschen verachtenden
Lebensbedingungen in den Lagern
anprangerten und ein weiterer To-
desfall eines Asy Ibewerbers in Hof,
führten im Oktober 85 endlich dazu,
daß das bereits am 27.6.85 reakti-
vierte Asylzuweisungsgesetz vom
3.4.79 angewandt wurde und ein
Großteil der Flüchtlinge auf Ge-
meinden verteilt wurde. Es mußten
erst Menschen ihr Leben lassen, be-
vor sich die Landesregierung zu ei-
ner Entschärfung des Konf likts
herabließ.

Die heutige Situation

Seit am 26.8.86 die ZAST mit der
Abwicklung aller Folgeanträge in
Baden- Württemberg beauftragt
wurdevbeirn Regierungspräsidium in
Stuttgart gleichzeitig eine zentrale
Abschiebestelle eingerichtet wurde,
und seit im März 87 auch die Auslän-
derpolizeibehörde auf das mit
Drahtzäunen umgebene Areal ver-
legt wurde, ist Karlsruhe zur End-
station vieler politisch verfolgter
Menschen geworden. Mit diesem
perfektionierten Zusammenspiel

1

zwischen Verwaltungsbehörde, Bun-
desamt für die Anerkennung von
Asylbewerbern und Abschiebungsbe-
hörde werden nun Abschiebungen un-
ter völligem Ausschluß der Öffent-
lichkeit durchgeführt.

Angesichts dieser Tatsachen kön-
nen die von Lagerleiter Heinz Raißle
hervorgehobenen Verbesserungen
wie z.B. Neuanstrich der Zimmer,
Verbesserung des Aufenthaltsraums
etc. nur als öffentlichkeitswirksa-
mer Ablenkungsversuch von den un-
glaublichen Bedingungen politisch
verfolgter Menschen in Baden-Würt-
temberg aufgefaßt werden.

Der ZAST-Neubau

Um das Areal um das renovierte
Schloß Gottesaue besser zur Geltung
bringen zu können, wurde von der
Stadtverwaltung und auch vom
Stadtrat die Verlegung der jetzigen
ZAST von der Wolfartsweierer Stra-
ße auf das Gelände östlich der Bahn-
linie Karlsruhe-Mannheim beschlos-
sen (siehe Gegendruck März 88).
Dieser Neubau wird für die betroffe-
nen Menschen nur oberflächlich ge-
sehen Verbesserungen wie z.B. Zen-
tralheizung in den Räumen, geplante
Sportanlagen etc. bringen. Bei nähe-
rer Betrachtung der Planung wird je- _
doch offensichtlich, daß sich die 'Si-
tua tion der Flüchtlinge eher noch
verschlechtern wird.

Geplant ist ein Lager für 800
Flüchtlinge, von denen 480 Personen
in 4- und 6-Bettzimmern mit einer
Fläche von 4,5 qm/Person unterge-
bracht werden sollen. Wie bereits
jetzt schon, ist auch in dem neuen
Gebäudekomplex keine Selbstver-

pflegung der Asylbewerber vorgese-
hen. Außerdem sollen wiederum die
Ausländerbehörde, das Bundesamt
und die Lagerverwaltung auf dem
umzäunten Gelände untergebracht
werden. Neben diesen Punkten, die
die Lebenssitua tion der Flüchtlinge
unmittelbar berühren, zeigt ein
Blick auf den Stadtplan weitere,
weitaus schlimmere Konsequenzen
der Neubauplanung.

Die das Gelände umgebenden Ver-
kehrswege - Durlacher Allee mit
über 60000 Fahrzeugen am Tag,
Bahnlinie Karlsruhe-Mannheim mit
über 50 Zügen am Tag, Autobahn
Karlsruhe-Frankfurt und die Bahnli-
nie Karlsruhe-Stuttgart - werden
dafür sorgen, daß die Flüchtlinge ei-
ner permanenten Lärmbelästigung
ausgesetzt werden. Hinzu kommt,
daß diese Verkehrswege eine totale
Abgrenzung des Lagers von jeglichen
weiteren Wohngebieten bewirken,
was zur vollständigen Isol ierung der
Asylbewerber von der übrigen Bevöl-
kerung führt.
. Diese massiven Kritikpunkte, die

vom Planungsausschußvorsitzenden
des Gemeinderats, Bürgermeister
Sack, auf einer Ausschußsitzung mit
lapida ren Begründungen be isei tcge-
wischt wurden, wurden nun noch-
mals, mit ausführlichen Erläuterun-
gen der Kritikpunkte und der Forde-
rung nach dezentraler Unterbrin-
gung der Flüchtlinge, allen Stadträ-
ten zugeschickt. Die Resonanz auf
diese Aktion wird zeigen, wie ernst
es die Stadt und deren Vertreter mit
der im letzten Sommer verabschie-
deten Resolution gegen Ausländer-
feindlichkeit meint. - (dev, Flücht-
lingsrat KA, Gegendruck, Mai 88)

Der Standort für den Neubau der ZAST: zwischen Bahndamm, Gaskessel und einer der meistbefahrenen Straßen
Karlsruhes - weitab von Wohngebiet.
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Michael Rös s l e r

Die BRD stellt sich mit ihrer Asylpolitik an die

Spitze beim Ausbau der Festung Eur op a
"

," . Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freun-
de,

arn Gründungskongreß des CEDRI im Jahre
'! 1982 wurden wir von Freunden aus der BRD auf
, . die Situation in den Abschreckungslagern auf-
, merksarn gemacht. Daraufhin beschlossen wir,

" I .eine internationale Delegation in die Lager zu
c , entsenden, nachdem diese Abschreckungspoli-

.,,' :.'tik von humanitären und kirchlichen. Organisa-
tionen scharf kritisiert worden war. Der Be-
richt der Delegation wurde dem UNO-Hoch-
kommissariat zugestellt, das daraufhin eigene
Recherchen anstellte und die deutsche Lager-
politik scharf kritisierte. Damals kam es zum
Eklat zwischen dem damaligen UNO-Hoch-
kommissar für Flüchtlinge Hartling und Bun-
desinnenminister Zimmermann. Zimmermann

, .. -

" .'~" '

" ' . . ~

weigerte sich, Hartling zu empfangen. Was hat
sich seitdem getan?

Da die BRD einen beträchtlichen finanziel-
len Beitrag an das UNO-Hochkommissariat
leistet, wurde nicht mehr darüber geredet. Ei-
ne ganze Auflage der Zeitschrift des UNO-
Hochkommissariats, in der ein angeblich zu
kritischer Bericht über die Abschreckungspoli-
tik in der BRD bereits abgedruckt war, wurde
eingestampft. Die Abschreckungs- und Ab-
schiebepolitik in der BRD hat sich, wie Sie wis-
sen, seitdem weiter verschärft und ähnliche
Methoden wurden von anderen europäischen
Ländern übernommen. Eine sogenannte "Har-
monisierung" in der europäischen Asyl- und
Ausländerpolitik findet statt. Die Festung Eu-
ropa ist im Entstehen begriffen: Nach außen

11 , Türkisches Militär im Einsatz gegen kurdische Befreiungskämpfer in Ost-Anatolien. Für die BRDil' ' sind kurdische Flüchtlinge "Terroristen" oder "Wirtschaftsflüchtlinge". Durch Militärhilfe ist sie
! 1 direkt in den Krieg gegen die Kurden verwickelt.
I .
I



Seite 3 I

abgeschottet gegen Flüchtlinge und Imrnigr an-
en aus Diktaturen bzw. Hungergebieten der

Dritten Welt und aus der Türkei, nach innen die
polizeiliche Vernetzung, die Vermischung von
Antiterror- Einwanderungs- und Flüchtlings-
politik. Wie kam es zu dieser Entwicklung?

Bis Ende der siebziger Jahre wurde eine re-
lativ liberale Flüchtlingspolitik in ganz Europa
praktiziert. Die Mehrheit der Flüchtlinge kam
zu diesem Zeitpunkt aus Osteuropa. Für die
chilenischen Flüchtlinge nach dem Putsch
I973 gestaltete sich die Situation bereits viel
schwieriger. Jedoch durch eine breite Volksbe-
wegung (Beispiel Freiplatzaktion Schweiz)
konnte' erreicht werden, daß einige tausend
Flüchtlinge in Europa Aufnahme fanden. Mit
dem Staatsstreich der türkischen Militärs im
Jahre I980 beginnt eine grundlegende ~nde-
rung in der deutschen Flüchtlingspolitik. Eine
andere Grundhaltung wird von oben verordnet
und propagiert: Türken sind nicht assimilier-
bar, da sie aus einer anderen Kultur stammen;
alle Flüchtlinge werden als politisch gefähr-
lich eingestuft. Die in der Türkei verfolgte
Minderheit der Kurden existiert für die Behör-
den nicht.

Erste Abwehrmaßnahmen gegen die Flücht-
linge werden in Form von Gesetzesänderungen
und Verschärfungen zum Teil von sozialdemo-
kratischen Regierungen (z , B. BRD) ergriffen.
Die wirtschaftliche Krise und die europaweite
Arbeitslosigkeit dienen als Rechtfertigung
dieser Politik. Mit der Bonner "Wende' wird
die aggressive Abschreckungspolitik eingeläu-
tet. Begriffe des Kalten Krieges werden auf
Flüchtlinge und Gastarbeiter angewandt, sie
werden die Sündenböcke für alles. Das Ab-
schreckung,sarsenal wird eingerichtet: Lager,
skandalöse Rechtsprechung (u.a. wird Folter
als Asylgrund nicht mehr anerkannt), Hetze in
den Medien, Verwendung eines Vokabulars
auch in Regierungskreisen - das bis dahin
rechtsradikalen Bewegungen vorbehalten war
- nunmehr dank Regierungsvertretern wie
Zimmermann und Spranger gesellschaftsfähig
gemacht wurde. Das heutige Aufkommen der
Alt- und Neo-Faschisten wurde damit erst er-
möglicht. Die Zusammenarbeit diverser Poli-
zei- und Geheimdienste mit den "befreunde-
ten" Diensten in den Herkunftsländern gegen
die Flüchtlinge wird etabliert. Auslieferungen
trotz politischer Verfolgung gehören seitdem
zur Tagesordnung. Wir erinnern uns alle in die-
sem Zusammenhang an Cemal Altun. Die wirt-
schaftliche und militärische Zusammenarbeit
zwischen der BRD und der Türkei wird durch
die polizeiliche perfektioniert. •

Mit dieser Politik stellt sich die BRD euro-
paweit an die Spitze. In der Folge wird auf an-

dere Staaten Druck in verschiedenster Form
(von Propaganda bis Diplomatie) ausgeübt.
Durch Umlenkung von Flüchtlingen (zum Bei-
spiel von Türken und Kurden Richtung Frank-
reich) wird erreicht, daß mittels sozialer De-
stabilisierung auch dort die gewünschte Ab-
schreckungspolitik eingeführt wird. Die bisher
eher liberale Schweiz beginnt ebenfalls, sich
am Modell Deutschland zu orientieren. Folter
wird nicht mehr automatisch als Asylgrund ak-
zeptiert, die Ausschaffungshaft wird einge-
führt; seit letztem Jahr gibt es zentrale Bun-
deslager , wo die Asylsuchenden in einem
Schnellverfahren rigoros selektioniert werden.
Die Einrichtung der Bundeslager widerspricht
eigentlich völlig dem traditionellen Föderalis-
mus der Schweizer und wurde aufgrund der eu-
ropäischen Koordination der Polizeiminister
von einer mafia-ähnlichen Politikerkaste
durchgesetzt. Die zuständige Ministerin Elisa-
beth Kopp mußte wegen einer Drogengeld-
waschaffäre zurücktreten, doch ihre Flücht-
lingspolitik wird vorläufig weiterbetrieben.
Doch zum Unterschied zu anderen europä-
ischen Ländern, gibt es in der Schweiz eine
breite Bewegung des zivilen Ungehorsams, die
Teilerfolge verbuchen kann. So wurde ein vor-
läufiger Ausschaffungsstop von Tamilen er-
reicht; die evangelischen Landeskirchen der
Schweiz stellen sich hinter Pfarrer, die Kir-

Demonstration gegen die Abschiebung von
Kurden.



J

Seite 32

sten". Die ersteren werden mit allen Mitteln
aus Europa vertrieben (juristische Schritte bis
zur Zuhilfenahme xenophober Propaganda},
die als politisch gefährlich Eingestuften wer-
den mit allen Mitteln des Staatsschutzarsenals
bekämpft.

Anlaßlieh eines Staatsbesuches des za ir i-
sehen Diktators Mobutu in der Schweiz, kam es
zu einem Gespräch zwischen dem Flüchtlings-
delegierten Peter Arbenz und einem Sicher-
heitsberater Mobutus. Daraufhin wurde das
Mitglied der zairischen Exilregierung Matt-
hieu Musey mit seiner Familie durch eine quasi
militärisch organisierte Ausschaffung gegen
alle Widerstände aus der Bevölkerung direkt
nach Zaire ausgeflogen. Es ging den Behörden
darum, die Solidarit'ätsbewegung für die

chenasyl gewähren. ~hnlich wie für die Tami-
len, regt sich jetzt die Solidarität für die Kur-
den.

Ab Mitte der Soer Jahre wird eine europäi-
sche Geheimpolitik der Innen- und Polizeimi-
nister betrieben, in verschiedenen Zusammen-
schlüssen. Einer davon ist die sogenannte TRE-
VI-Gruppe: Sie umfaßt die Innen- und Justiz- .
ministerien der EG-Staaten, als Beobachter
auch einige Länder außer halb der EG. Die ur-
sprüngliche Aufgabenstellung, die "Bekämp-
fung des Terrorismus, Extremismus, Radika-
lismus und internationale Gewalt" wurde um
den Bereich Einwanderungs- und Asylpolitik
erweitert. Die sogenannte Schengener Gruppe
bildet sich aus dem harten Kern der nördlichen
EG, Länder, die dem laxen Süden zutiefst miß-
trauen. Die sogenannten Gerzensee-Nachfol-
gekonferenzen umfassen den Chefbeamten-
kreis aus ganz Europa und einigen Ilberseelan-
dern. Diese europäische Geheimpolitik ent-
behrt jeglicher legalen Basis. Selbst Forderun-
gen von Institutionen wie dem Europäischen
Parlament, das sich entschieden für eine an-
dere Politik aussprach {Bericht von Heinz Os-
kar, Vetter} wurden nicht einmal beantwortet .

.Gelingt es nicht, dagegen ein europäisches Ge-
gengewicht zu schaffen, droht das vielbesun-
gene Europa 1992 zu einer Neuauflage Metter-
nichscher Polizeistaatpolitik und einer "Heili-
gen Allianz" nach innen zu werden.

Aus einem Artikel in "Le Monde" vom 12.
März 89 geht hervor, wie sich die Innenmini-
ster der EG-Länder ihre zukünftige Sicher-
heitspolitik vorstellen. Anläßlich ihrer Sitzung
am 9. März in Sevilla, beschlossen sie die Har-
monisierung der Grenzkontrollen nach außen,
die Ausarbeitung einer gemeinsamen Asylpoli-
tik und eine aufeinander abgestimmte Praxis
der Ausstellung von Visa und langfristig eine
Angleichung der Strafgesetzgebung. Zu die-
sem Zweck wird ein ständiges Büro geschaf-
fen, das zu einem späteren Zeitpunkt auch '
über eine europäische Datenbank verfügen
soll. Gegen den Versuch, eine "europäische Po-
lizeieinheit" zu schaffen, gibt es vorläufig
noch Widerstand aus Großbritannien. Konnte
sich die BRD in letzter Zeit stets auf Nachbarn
berufen, "die ja zu den gleichen Maßnahmen
gefunden haben", werde~jetzt neue Initiativen
ergriffen: Die geplante Anderung des Auslän- ..
derrechts in der BRD soll dazu dienen, europa-
weit denkbar schlechteste Bedingungen für
Immigranten und Flüchtlinge zu schaffen, die
dann den anderen Ländern aufgezwungen wer-
den sollen. Wie sieht es heute aus? Heute wird
versucht, die Asylsuchenden und Immigranten
in zwei Kategorien zu trennen: Einerseits
Wirtschaftsflüchtlinge, andererseits "Terrori-

Demonstration in Karlsruhe gegen das von der
Bundesanwaltschaft als "Terroristenprozeß"
deklarierte Verfahren gegen 20 Kurden.

Flüchtlinge zu brüskieren und in die Resigna-
tion zu treiben, andererseits wollte man Mobu-
tu, der Milliarden auf Schweizer Bankkonten
angehäuft hat, einen Dienst erweisen. Nach
dem Sturz der Polizei- und Justizministerin
Elisabeth Kopp kritisierte die Geschäftsprü-
fungskommission die Handlungsweise von Pe-
ter Arbenz in den Fällen Musey und Masa. Die
Suspendierung des Flüchtlingsdelegierten und
allgemein die Aufhebung dieser Funktion ist
im Moment in öffentlicher Diskussion. Der
zairische Flüchtling Alfonse Masa wurde auf
Initiative des Flüchtlingsdelegierten während
Wochen in Abschiebehaft gefangen gehalten,
wofür es zu diesem Zeitpunkt keine gesetzli-
che Grundlage gab. Auf die Intervention der
Anwälte hin, beschaffte sich Peter Arbenz
Rückendeckung durch. die Bundesanwalt-
schaft, die Masa im nachhinein zum Sicher-
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heitsrisiko erklärte. Gründe dafür wurden kei-
ne angegeben. Auf öffentlichen Druck hin
konnten Masa und seine Familie schlußendlich
in ein Drittland ihrer Wahl ausreisen.

Charakteristisch für das Vorgehen der
Schweizer Bundesanwaltschaft - der "Dunkel-

.karnmer der Nation" - ist die Berufung auf das
Sicherheitsrisiko für den Staat, damit können
alle Verteidigungsmöglichkeiten des Betroffe-
nen ausgeschaltet werden. Die Vorwürfe wer-
den geheimgehalten und sind damit keiner de-
mokratischen Kontrolle unterworfen. Das
Staatsgeheim-nis ist ein Feind der Demokratie.
Was unter diesem Deckmantel geschieht, kann
nicht nur das wehrloseste Mitglied der Gesell-
schaft -den Flüchtling - treffen, sondern je-
den kritischen Bürger. Das sollten wir uns stets
vor Augen halten. Wenn wir den Wehrlosen
verteidigen, verteidigen wir uns selbst ..

In der BRD sind es die Kurden, die der Inqui-
sition zum Opfer fallen sollen. Generalbundes-
anwalt Rebmann hat Anklage gegen 16 Kurden
erhoben. Die meisten von ihnen sind seit An-
fang 1988 in Untersuchungshaft, gestützt auf
den 129 a. Dazu ist zu bemerken, daß der 129 a
eindeutig dem europäischen rechtlichen Min-
deststandard widerspricht. Für den zu erwar-
tenden Prozeß, soll in Düsseldorf ein eigenes
Gerichtsgebäude für 4,5 Millionen Mark ge-
baut werden - aus Sicherheitsgründen. Worum
geht es dabei? Der gesamte Widerstand der
Kurden soll kriminalisiert werden. Wir müssen
hier der deutschen Justiz das Recht abspre-
chen, über eine kurdische Befreiungsbewegung
zu urteilen und diese als Terroristen abzu-

L

stempeln. Den älteren Mitbürgern, die hier zu-
gegen sind, muß ich sicherlich nicht in Erinne-
rung rufen, daß während der Naziherrschaft
alle Widerstandsgruppen als Terroristen be-
zeichnet wurden. Heute jährt sich das Giftgas-
massaker in Halabja (Irakisch-Kurdistan). Wa-
rum dieses Schweigen? Unter diesem Titel fin-
det heute -eine Demonstration in Bern statt.
Jeder der schweigt, ist mitschuldig. Unsere
rechtsstaatliehen Demokratien haben allen
Grund zu schweigen. Und die Inquisition, auch
die sogenannt rechtsstaatliche, sollte ein für
alle Mal ins Mittelalter zurückverbannt wer-
den. Werden wir der Schaffung der, "Festung
Europa" tatenlos zusehen, oder werden' auch
wir uns über die Grenzen hinwegsetzen und un-
geachtet ideologischer Meinungsverschieden-
heiten einen gemeinsamen Weg finden?

Michael Rössler ist stellvertretender Gene-
ralsekretär des C.E.D.R.I. (Internationales
Komitee zur Verteidigung der Flüchtlinge
und Immigranten) mit Sitz in der Schweiz,
in Basel. Das C.E.D.R.I. vereinigt Mitglie-
der aus allen Kontinenten und sieht seine
momentanen Arbeitsschwerpunkte im Wi-
derstand gegen· die "Festung Europa" zur
Abschottung gegen Flüchtlinge. Bereits
1982 organisierte C.E.D.R.I. die Reise einer.
internationalen Untersuchungskommission
in Sammellager Bayerns und Baden- Würt-
tembergs. Der Vortrag wurde am 18.03.89
bei dem "Hearing gegen Sammellager und
ZAST-Neubau" in Karlsruhe gehalten.

"Stop der Militärhilfe für die Türkei". Allein seit dem Putsch 1980 flossen mehr als 2,5 Mrd. DM
Militärhilfe aus der BRD an das türkische Regime.
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Rede des Flüchtlingsrats beim Ausländerfest der St adt Ka rl sr uh e
. am 01.10.88

Dokumentiert

Liebe Karlsruher Bürger, liebe Fest-
besucher, liebe Freunde!. IArtikel.rö, Absatz 2 des Grundge-
setzes besagt: "Politisch Verfolgte
genießen Asyl". Schlicht und einfach
steht dieser Satz im Gesetzestext,
ohne Erläuterungen, ohne jegliche
Einschränkungen. Dieses Grundrecht
entstand aus der bitteren Erfahrung
von über 600.000 Deutschen, die
während der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft in anderen Län-
dern um Asyl'bitten mußten T und es
auch z.T. erhielten.

Das Wort Asyl ist in den letzten
Jahren zum Gegenstand kontrover-
ser Diskussionen geworden, in der
die Meinungen von Politikern, die
dieses Grundrecht gänzlich abschaf-
fen wollen und Befürwortern, denen
die heutige Handhabung dieses
Rechts völlig unzureichend ist, hart
aufeinander getroffen sind. Hierbei
wurde offensichtlich oftmals ver-
gessen, daß hinter diesem Wort Asyl
Menschen stehen, die aus. Not ihre
Heimat verlassen mußten und des-
halb hier bei uns um Schutz bitten.

"Die Stadt plant ein Getto!"

Wie sieht die Situation dieser Men-
schen hier in Karlsruhe aus? Im Juli
letzten Jahres verabschiedete der
Gemeinderat der Stadt Karlsruhe als
eines der ersten-Gerneindepar larnen-
te der BRDdie "Erklärung des Euro-
päischen Parlaments, des EG-Rats.
und der EG-Kommission gegen Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit".
Ein guter Schritt, wie man meinen
möchte - doch im Hinblick auf die
Situation' von Asylbewerbern in
Karlsruhe, stellt sich dieser Be-
schluß als Farce dar,ja es muß sogar
der Vorwurf erhoben werden, daß
durch die Politik der Stadt Karlsruhe
Ausländerfeindlichkeit geradezu
.provoziert wird.

Womit läßt sich dieser schwere
Vorwurf begründen? Bereits seit
.1985 werden von der Stadtverwal-
. tung Vorkehrungen getroffen, die
Zentrale AnlaufsteIle für Asylbe-
werber (ZAST) in der Wolfartswei-
ererstr aße aus dem Blickfeld des
mittlerweile restaurierten' Schloß
Gottesaue zu entfernen, um diesem
Prunkstück .städtebaulicher Tätig-

keit ein "würdigeres" Umfeld zu ver-
schaffen. Am 15. Dezember 1987
wurde hierzu im Gemeinderat eine
~nderung des Flächennutzungspla-
nes des Gebietes südlich der Durla-
cher Allee, imBereich des Gaskes-
sels beschlossen, der diesen Bereich
als neuen Standort der ZAST vor-
sieht. Einige der Stadträte brachten
Einsprüche gegen diesen Neubau-
platz vor, da es sich dabei um einen
ghettoartigen Standort handle, die
starke Verkehrsdichte der Durlacher
Allee, der Bundesbahnhauptlihie'
Karlsruhe-Mannheirn und der nahe-
gelegenen Autobahn zu einer sehr
starker Lärmbelastung führe und
durch die total isolierte Unterbrin-
gung von 800 Menschen auf engstem
Raum psychische Störungen bei den
Flüchtli ngen auftreten könnten .

Diesen Einwänden trat Herr Ober-
bürgermeister Seiler mit dem Argu-
ment entgegen, daß die durch-
schnittliche' Verweildauer der
Flüchtlinge in Karlsruhe ja sowieso
nur maximal zwei Wochen betragen
würde und somit diese Belastung den

'\

Der "Schandfleck" ZAST muß dem Prunkstück Schloß Gottesaue weichen.
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Personen zuzumuten wäre. Dieses
Argument warund ist falsch! Wie ei-
ne Untersuchung des Flüchtlingsrats
Karlsruhe ergab, befinden sich über
90 % dieser Menschen nach den be-
sagten zwei Wochen .noch in der
ZAST, 70 % sind länger als zwei Mo-
nate dort, 35 % länger als vier Mona-
te, 10% sogar länger als ein halbes
Jahr. Diese Zahlen wurden durch ei-
ne Erhebung des Innenrniruster iums
im März dieses Jahres bestätigt. Wä-
ren diese Zahlen, die der Stadtver-
waltung über das Regierungspräsi-
dium mit Sicherheit zur Verfügung
standen, in der Sitzung genannt wor-
den, hätten sich vielleicht doch mehr
Stadträte gegen diesen Flächennut-
zungsplan ausgesprochen, auf dessen
Grundlage nun ein abgekapseltes
Wohnghetto für Flüchtlinge errich-
tet werden soll. Allein schon wegen
seiner eindeutigen Trennung von üb-
rigen Wohngebieten werden die
Asylbewerber einer allgemein feind-
lichen Grundstimmung ausgesetzt
sein.

Aber wie müssen die Menschen nun
konkret in diesem Lager leben? In
der jetzigen ZAST sind momentan
etwa 100 Flüchtlinge untergebracht,
deren Wohnraumfläche 4,5 qm pro
Person beträgt, womit den einzelnen
Menschen keinerlei Intimbereich zu-
gestanden wird. Zum Vergleich: ein
Gastarbeiter muß 12 qm Wohnraum
vorweisen, um überhaupt eine Ar-
beitserlaubnis in Baden- Württem-
berg ~u erhalten. Das Taschengeld
beträgt 70 DM im Monat, wovon
sämtliche persönlichen Gegenstände
wie z.B, Seife, Zigaretten, Tempo-
taschentueher etc, gekauft werden
müssen. Es besteht ein absolutes
Kochverbot, das Essen wird von
außerhalb angeliefert, es ist' keine
Essensauswahl möglich, obwohl be-
kannt ist, daß die Ernährungsge-
wohnheiten der einzelnen Nationali-
täten z.T. grundlegend verschieden
sind.

Neben diesen direkten Einschrän-
kungen, die die Flüchtlinge erdulden
müssen, wirkt sich jedoch besonders
die z.T. unmenschliche, ja man muß
schon fast sagen, die menschenver-
achtende Behandlung durch Ange-
stellte der Lagerverwaltung und der
Polizeibehörde, sehr negativ auf die
psychische Verfassung der Menschen
aus. Oder wie soll man es anders nen-
nen, wenn man mit eigenen Augen
mitbekommt, wie ein Asylbewerber
von einer Sekretärin in der Polizei-
behörde auf rüde Art und Weise an-
gefahren wird, weil er sich "er-
dreistet", darauf hinzuweisen, daß er
eine Bestätigung nicht unterschrei-
ben werde, weil er den auf deutsch
abgefaßten Text nicht lesen kann.
Oder wenn man erlebt, wie eine Frau
von einem Hausmeister angeschrien
wird, weil sie zwei Minuten zu spät
zum Bettwäschewechsel kommt?

Anhörung eines Flüchtlings bei der Ausländerpolizeibehörde in der ZAST.

Oder wenn man erfährt, daß Men-
schen nachts von der Polizei aus den
Betten gezerrt werden und z.T. ohne
daß sie ihre persönlichen .Gegenstan-
de mitnehmen können in Abschiebe-
haft genommen werden? Ich könnte
noch mehr solcher Beispiele men-'
schenunwürdiger Behandlung nen-
nen, die auf dem Gebiet der Stadt
Karlsruhe Tag für Tag geschehen und
die im krassen Widerspruch zu der
verabschiedeten Resolution stehen.
Diese Behandlung führt dazu, daß
betroffene Asylbewerber in einem
Interview zum Ausdruck brachten :
"Viele von uns sind jetzt verrückt".

Sicher, in der neuen ZAST wird es
buntereFarben geben als bisher, es
wird hier und dort ein Baum ge-
pflanzt werden, es sind sogar ein
Volleyball feld und ein Bolzplatz ge-
plant. Aber an der grundsätzlichen
Konzeption der Unterbringung der
Menschen, an der Behandlung der
Flüchtlinge wird sich nichts, aber
auch gar nichts ändern. Der Stadt
Karlsruhe sind die gemachten Vor-
würfe bekannt. Allen Stadträten
wurde der Einspruch des Flüchtlings-
rates gegen denneuen Flächennut-
zungsplan zugesandt. Von den Stadt-
behörden wurde darauf bisher nur
erwidert, daß der lAST -Neubau aus-
schließlich Landessache sei und des-
halb nicht in Gemeindegremien be-
handelt werden könne. Auch dieses
Argument ist falsch! Die Ausländer-
polizei ist eine städtische Behörde:
auf die Behandlung der Flüchtlinge
auf dieser Dienststelle könnte der
Oberbürgermeister jederze it Einfluß
nehmen. In einem Gespräch mit dem

Vertreter des Regierungspräsidiu.ms
und dem Baudezernenten Herrn Sack
kam zudem zur Sprache, daß die
Stadt Karlsruhe für den Neubauplatz
noch ein viel entlegeneres Gebiet
bevorzugt hätte und daß sie ein ve-
hementes Interesse für die Verlage-
rung der ZAST vom jetzigen Stand-:
ort geltend gemacht hat. Wo ist also
der lAST-Neubau ausschließlich ei-
ne Landessache?

Und übrigens, wer zwingt die Stadt
Kar lsruhe dazu, auf ihrem Gelände
die lAST unterzubringen, zuzulas-
sen, daß Menschen entgegeh der ver-
abschiedeten Resolution gegen Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit
menschenunwürdig behandelt wer-
den? Niemand zwingt sie dazu! Sie
könnte bei der Landesregierung klar-
stellen, daß es in .dieser Stadt Maß-
stäbe gibt, die für eine menschen-
würdige Unterbringung von Personen
angewandt werden, egal ob es sich
hierbei nun um deutsche Staatsbür-
ger, Gastarbeiter oder Flüchtlinge
handelt. Sie könnte klarstellen, daß
sie nicht gewillt ist, die vom Land
praktiz ier te Abschreckungspolitik
gegenüber Flüchtlingen in ihren
Stadtgrenzen zuzulassen. Sie könnte
die lAST an das Land zurückgeben
und dafür gemäß der luteilungsrate
Flüchtlinge aufnehmen.

Schon letztes Jahr hat der Flücht-
lingsrat zum Ausdruck gebrachtL daß
die verabschiedete Resolution sehr
schnell zu einem schalen Lippenbe-
kenntnis werden kann. Das Verhalten
der Stadt im Fragenkomplex lAST-
Neubau ha t diese düstere Prognose
leider bestätigt. - (de v, FR KA)



EberhardVorbrodt

Lager zerstören Meusche n

Physische und psychische Auswirkungen der

Lagerunterbringung von Flüchtlingen

Bevor ich mich dieses im wahrsten Sinne leid-
vollen Themas annehme,ob und wie Lager
Menschen zerstören, möchte ich schon zu An-
fang einige Feststellungen treffen, die eigent-
lich an den Schluß meiner Ausführungen gehör-

ten. Es drängt mich jedoch zu dieser Umkeh-
rung, denn was anderes als die Bestätigung
meiner Thesen könnte wohl unterdem Schluß-
strich stehen? Zuvor gestatten Sie mir einige
Bemerkungen zu meinem Hintergrund:

Als niedergelassener Frauenarzt in Berlin.
und vom Schicksal vieler befreundeter Asylsu-
chender betroffen, arbeite ich seit Jahren im
Berliner Flüchtlingsrat. Im übrigen wird dieser
wegen seines Engagements den diesjährigen
Gustav-Heinemann-Preis erhalten. Wohl zum
ersten Mal wirddamiteine Flüchtlingsinitiati-
ve in Deutschland auf diese Weise zur Kenntnis
genommen. Parallel zu meiner Tätigkeit im
Flüchtlingsrat und in enger Zusammenarbeit
mit ihm, versuche ich mich mit einer kleinen

. Gruppe sozialpolitisch engagierter Arzte in
. die stark vernachlässigte medizinische Be-
treuung der Flüchtlinge. einzumischen. Be-
trachten Sie also mein Hiersein als einen wei-
teren Einmischungsversuch. Nicht' zuletzt bin
ich Mitglied der internationalen katholischen
Friedensbewegung Pax Christi, deren Arbeits-
schwerpunkt in Berlin die Gesamtheit der
Asylproblematikist,

Meine Ausführungen beziehen sich sowohl
auf eigene Erfahrungen und Beobachtungen,
aber auch auf diejenigen vieler Sozialarbeiter

_in den Flüchtlingsunterkünften, anderer Kolle-
gen, Psychotherapeuten und Flüchtlingsinitia-
tiven. Immer wieder bestätigt wird mir die
Problematik durch eine Vielzahl befreundeter
Flüchtlinge. So nehme ich an, daß ich für das
anstehende Thema motiviert bin und möchte
Sie aber auch im voraus bitten, einige viel-
leichtzu emotional gefärbte Passagen nachzu-
sehen.

Thesen

Ich stelle folgende Thesen auf:
1. Sammelunterkünfte für Asylsuchende be-

.herbergen eine Vielzahl kranker Menschen.
2. Die Bedingungen, unter denen sie in den Un-
terkünften leben müssen, produzieren Krank-
heiten.
3. Da diese Lebensbedingungen durch Gesetze
und Verwaltungsakte vorgegeben sind, ist die
Legislative und Exekutive! für eine Vielzahl der I

Erkrankungen im ,Sinne des Verursacherprin-
zips verantwortlich. .

Asylbewerberlager "Schöneberger Hof" in
Berlin.
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4. Dadurch ist es zur' Rechtsbeugung des Arti-
kel 2 Grundgesetz gekommen, in dem allen
Menschen das Recht auf körperliche Unver-
sehr theit garantiert wird. , '
5. Gesundheitspolitische. Experten, standes-
und berufspolitische Arztevertretungen, aber
auch die ,medizinische Forschung hat sich den
spezifischen Gesundheitsproblemen der
Flüchtlinge nicht angenommen. .
6. Den Arztef! verbleibende Möglichkeiten der
medizinischen' Hilfe sind.immer dann fast er-
folglos, .wenn .die Rahmenbedingungen deren
Durchsetzurig behindern.' ,
'7. Zu den gravierendsten Behinderungen gehö-
ren die Lebensbedingungen in den Sarnrnelun-
terkünften. Sie sind daher schnellstmöglich

,abzuschaffen.',',.
, 8. Unter Einbeziehung soziologischer und me-
dizinischer Erkenntnisse sind 'neue' Unterbrin-
gungskonzepte .für Asylsuchende zu erarbei-
ten.

Kasernierung - Ursache für
phys ische und 'psychische

Veränder:ung,e~

Neben Arbeitslosigkeit gehört die zunehmende
Verschlechterung der, Wohnsitu<l;tion vieler
Menschen zu den einschneidendsten Einflüssen
auf Lebensgestaltung und persönliche Ent-

.' wicklung. Für 'die in Deutschland lebenden
Asylsuchenden trifft dies.im besonderen Maße
zu. Von der Öffentlichkeit fast unbemerkt sind
Flüchtlinge, 'die das grundgesetzlich veran-
kerte Recht auf Asyl in Deutschland wahrneh-
men wollen, durch gesetzliche Bestimmungen
- festgeschrieben im Asylverfahrensgesetz -
unter' anderem zu fünf jähriger, 'Arbeitslosig-
keit durch verordnetes Verbot der Arbeitsauf-
nahme und zu einer Wohn-, und Lebensform
verpflichtet, die zur Minimierung der freien
Entfaltung der Persönlichkeit führt. '
, Je länger der dadurch reduzierte Handlun s-

s ieIraum ur 'c e e a dauert verrm-
er.t sic eren Fähigkeit zur Auseinanderset-

zun mit r p- c en un SOZla en m-
, welt. Der Verlust der Eigen5estimmung a s

Folge vorgegebener Bedingungen führt späte-
stens nach 9- bis r z-rnonatiger Unterbringung
in Samrnelunterkünften zu einet Vielzahl phy-
sischer und psychischer' Veränderungen der
Menschen.' '
" Bis .zum positiven Abschluß des 'Asylverfah-

rens, .rnindestens jedoch zwei Jahre, besteht
für Asylsuchende die Auflage, sich in Sarnrnel-
unterkünften aufzuhalten: Für Asylsuchende
aus dem osteuropäischen' Raum verkürzt sich
die Dauer auf ein Jahr. Neben anderen die Le-

bensbedingungen einengenden Maßnahmen,
gehört die Kasernierung zu den sogenannten
"anreizmindernden Maßnahmen", mit dem er-
klärten Ziel von Ländern und Gemeinden, da-
durch die von ihnen behauptete Sogwirkung auf
potentielle Flüchtlinge zu unterbinden. Außer-
demermöglicht dieses Verfahren eine fast
lückenlose Kontrolle und Verfügbarkeit der
Menschen durch staatliche Verwaltungsstel-
len, Justiz und Polizei. Als Nebeneffekt dieser
Isolation durch Konzentration ist eine sachli-
che Auseinandersetzung innerhalb der deut-
schen Bevölkerung mit der Flüchtlingsproble-
matik bewußt in die Sackgasse der Vorurteile
und Emotionen gelenkt worden.

Samnielunterkünfte für Flüchtlinge und
Asylsuchende erfüllen primär den Zweck,
Menschen zu' sammeln, ihnen, ein, Dach über
dem Kopf und Nahrung zu geben. Aufgrund
schnell wechselnder Zahlen der Ankömmlinge
müssen diese Unterkünfte auch schnell verfüg-
bar sein. Daher-bieten sich -Iast immer nur al-
te, entbehrliche Gebäude unterschiedlichster
vorausgegangener Nutzungsart an. Verwal-
tungsgebäude, Kasernen, Krankenhäuser, Al-
tenheime oder schnellvedügbare Wohnhäuser
kurz vor dem Abriß werden entweder in Regie
der Kommunen oder wie in Berlindurch Wohl-
fahrtsverbände (DRK) und Privatpersonen be-
trieben'.' Allen Gebäuden gemeinsam ist die
Konzeptionslosigke it für. den neuen Verwen-
dungszweck, die fehlende wohngerechte Infra-
struktur für Daueraufenthalt ihrer Bewohner
und fast immer der hohe Zaun als Symbol einer

'Tabu-Zone. Nach geglückter Flucht stellen
diese Gebäude, oft jahrelang, den Lebensmit-
telpunkt der Flüchtlinge dar.

\l
Abschreckungslager Thiepval-Kaserne In Tü-
bingen.
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Hier treffen sich Menschen unterschiedlich-
ster ethnischer Zugehörigkeit und extremer
sozialer. Herkunft. Der iranische Herzspezia-
list teilt das Zimmer mit dem rassisch verfolg-
ten tamilischen Fischer und dem Solidarnosc-
Aktivisten aus Warschau. Dazwischen arabi-
sche Großfamilien und elternlose Heranwach-
sende, Kranke, Schwangere oder durch Folter
zerbrochene Menschen. In diesem ständig
überfüllten Mikrokosmos herrscht naturgemäß
eine babylonische Sprachverwirrung und damit
auch Sprachlosigkeit. Die Unterkünfte beher-
bergen zwischen 40 bis 1200 Menschen, in grö-
ßeren Sammelunterkünften wurden schon bis
zu 40 Nationalitäten gezählt. Das wohl einzig
verbindende Element dieser Menschen ist de-
ren Freude über die geglückte Flucht und die
Hoffnung auf eine bessere Lebensperspektive,
gleichzeitig aber auch die grenzenlose Trauer
über den Verlust von Menschen, Heimat und
Identität.

Jeder in Deutschland lebende Mensch hat
Anspruch auf Unterbringung. Für gesellschaft-
liche Randgruppen wie Sozialhilfeempfänger ,
Ausländer oder Wohnungslose wird Wohnraum
innerhalb von festgetzten Höchst- und Min-
destgrenzen gewährt. Diese orientieren sich
nicht etwa an den Bedürfnissen der Menschen,
eher an wirtschaftlichen und politischen Vor-
gaben. Asylsuchenden wird das absolute Mini-
mum an 0 n äche zugestanden. Mit -6 m
ist ihr Lebensraum niedriger bemessen als der
eines deu scl1ei1 c äfer unes. a es in den

nter ün ten eine Zimmer is 6 qm Größe
gibt, werden natür IC ents rec ena vle e
'Ntenschen in den zur Verfü J!!lg stehenden
Räumen unter e rac t 5is die echnerische
Höchstzahl erreic t Ist.

Verlust der Selbstbestimmung
durch Heimordnung und

vorprogrammierten Tagesablauf

Es bedarf schon großer Phantasie, sich den
Tages- und Nachtablauf unter diesen extrem
beengten Verhältnissen vorzustellen. Wer die
Situation nicht aus eigener Anschauung kennt
- und das sind auch fast alle für den Zustand
Verantwortlichen - möge sich bitte seines ge-
strigen Tagesablaufs erinnern und, so ihn nicht
sein Erinnerungsvermögen im Stich gelassen
hat, alles auf 20 qm mit drei Bewohnern im
Zimmer transponieren.

Man vergesse auch nicht das Anstehen für
Essenmarken, das Essen aus der Großküche,
den Gang zur ständig überfüllten Toilette {lei-
der auch oft in doppelter Wortbedeutung}, die
Langeweile am Nachmittag, den ungestillten

~ '?7: '1,
i-
(:(
J,'/
~.

~
~
~
~
~
~
~I

. ~".-///# ~
Asylbewerber, geduldig auf seine Anerkennung
wartend.
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nung, in anderen europäischen Ländern men-
schenwürdiger behandelt zu werden, verlassen
sie Deutschland auf illegalen Wegen oder keh-
ren gar in einer Kurzschlußhandlung in ihre
Heimat zurück. Auch das Gefüge innerhalb der'
Familie steht zur Disposition, Aggressionen
machen sich Luft, Väter schlagen ihre Kinder,
verlassen ihre Frauen, und das Rollenverhalten
der Familienmitglieder wird nachdrücklich ge-
stört.

Die Auswirkungen des Lagerlebens
sind den Verantwortlichen bekannt

Bemühen wir nun nach dieser unvollkommenen
Situationsbeschreibung die sehr weit gefaßte,
ja utopische Definition der Weltgesundheitsor-
ganisation von "Gesundheit", so bleibt uns die
Feststellung, daß nur kranke Menschen die
Sarnmelunterkünfte bevölkern. Die WHO defi-
niert Gesundheit als Zustand vollkom-
menen körperlichen, geistigen und so-
zialen Wohlbefindens und nicht allein
das Fehlen von Krankheiten und Ge-
brechen ..

Aber selbst nach der Begriffsbestimmung
der klassischen Medizin, festgehalten in der
.Reichsversicherungsordnung (RVO), wonach
Krankheit als regelwidriger körperli-
cher und geistiger Zustand definiert
wird, dessen Eintritt entweder die
Notwendigkeit der Heilbehandlung
oder seine Arbeitsunfähigkeit oder
beides zur Folge hat, stellen Sammelun-
terkünfte ein Reservoir kranker Menschen dar,
und die Hinzukommenden werden vielfältigen
krankheitsauslösenden Faktoren ausgesetzt.

Die klassischen Arbeitsgebiete der Medizin,
mit deren Erkenntnissen und Möglichkeiten
dem allgemeinen Recht des Menschen auf Ge-

. sundheit und körperliche Unversehrtheit
Rechnung getragen werden sollte, versagen in
der Unterbringungspolitik von Flüchtlingen. Es
finden auf diesem Sektor keine Wechselwir-
kungen zwischen ihr, dem Gesetzgeber und den
Verwaltungen statt.

Die "Präventivmedizin" mit ihren Schwer-
punkten der Verhütung von Krankheiten und
das große Gebiet der "Rehabilitationsrnedizin''
kommt nicht im Ansatz zum Zuge. Einzig und
allein die "kurative Individualmedizin" ver-
sucht mit ihren spezifischen Mitteln bestehen-
de Krankheiten zu heilen. Sie kommt dabei
fast nie über Teilerfolge hinaus, weil sie sich
nicht in die Konflikte begibt, die aus der For-

derung nach Behebung der vielfältigen patho-
genen Ursachen enstehen würden.

Daß die Problematik nicht offengelegt wird,
kann keiner mehr behaupten. In den letzten
Jahren gelangte eine Vielzahl von Beobachtun-
gen und Analysen der physischen und psychi-
schen Auswirkungen des Lagerlebens auf
Flüchtlinge in die Öffentlichkeit. Vor allem
die in den Lagern tätigen Sozialarbeiter, aber
auch Soziologen, Psychologen, Rechtsanwälte
und Arzte erheben warnend ihre Stimmen. Es
vergeht keine Tagung der Wohlfahrtsverbände,
die nicht auf Gesundheitsaspekte bei der Un-
terbringung von Flüchtlingen hinweist. Arzt-
lieh-gutachterliehe Stellungnahmen liegen in
einer erdrückenden Vielzahl und Bandbreite
vor.

Jedoch sind leider bisher meines
noch immer eine -'- bis au le so
Thiepval-Studie - großange egten wissen-
scnaft lC en ntersucnungen oder Lan zeit-
studien erfol.,h.Auftrag- und Geldgeber wür-
en wohl mit Recht deren Ergebnisse scheuen.

Die bisherigen Beobachtungen, Erkenntnisse
und vor allem die vielen ärztlichen Cutachten
beziehen sich meist auf Einzelschicksale. Das

.aus der Vielzahl dieser Mosaiksteine entstan-
dene Bild läßt aber schon lange den Schluß zu,
Sammellager und Massenunterkünfte für Asyl-
suchende endlich zu schließen und neue Kon-
zepte für deren Unterbringung zu erarbeiten.

Obwohl im Konzert der Befürworter und
Kritiker von Sammelunterkünften gesund-
heitspolitische Erwägungen meist ausgeblen-
det werden, muß ich zur Ehrenrettung bemer-
ken, daß sich doch vereinzelt Gruppen von
Arzten, Sozialarbeitern und Psychologen in
Deutschland gebildet haben, die sich medizini-
scher Teilprobleme annehmen. Sie erarbeiten
therapeutische Konzepte für gefolterte
Flüchtlinge, bieten Hilfen bei hochgradig ge-
fährdeten Heimbewohnern im Sinne einer Kri-
senintervention an, widmen sich dem immer
größer werdenden Kreis der Alkoholkranken
oder organisieren ambulant-medizinische Hil-
fen für illegale bzw. untergetauchte Flüchtlin-
ge, die sonst bar jeglicher medizinischer Be-
treuung wären. Diese Initiativen werden von
staatlichen und berufsständischen Institutio-
nen - wenn wahrgenommen - meist toleriert,
aber auch oft beargwöhnt; sie werden, wenn
überhaupt, nur unzureichend finanziell unter-
stützt und können sich bis jetzt nur sehr selten
Gehör verschaffen. Die Erfolge stehen im um-
gekehrten Verhältnis zu ihrem Aufwand mit
den Behörden.
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dürften. Da dies aus organisatorischen Grün-
den nie sofort und effektiv erfolgt, werden
z.B. Mitbewohner und Betreuerpersonal einer
erhöhten Ansteckungsgefahr durch einge-
schleppte Infektionskrankheiten ausgesetzt.
Zwar wurden durch routinemäßige Schirmbild-
röntgenaufnahmen der Lungen von einreisen-
den Asylsuchenden kurz nach ihrer Ankunft et-
liche Tuberkulosefälle erkannt und ärztlicher
Behandlung zugeführt, dies jedoch erst nach
mehrtägigem Lageraufenthalt. Da ein Teil der
Fälle hochinfektiös war, muß also in den Un-
terkünften eine Dunkelziffer sekundär-infi-
zierter Mitbewohner existieren, die nur noch
durch entsprechende regelmäßige Untersu-
chungen edaßt werden könnten, bevor die
Krankheit klinisch manifest wird.

Meines Wissens sind jedoch derartige Rei-
henuntersuchungen, wie wir sie z.B. bei Men-
schen kennen, die in der Lebensmittelbranche
tätig sind, nie vorgenommen worden. Und
selbst wenn man damit dem Tuberkulosefür-
sorgegesetz Rechnung tragen würde, wäre
aufgrund der hohen Fluktuation in den Flücht-
lingslagern die erforderliche, möglichst
lückenlose, Erfassung sekundär-infizierter
Menschen gar nicht praktikabel. Abgesehen
von der Tuberkulosediagnostik als einzige
Maßnahme obliegt es nach der Ankunft der
Flüchtlinge nun nur noch der Beobachtungsga-
be und Aufmerksamkeit des Betreuerpersonals
sowie der Kommunikationsfähigkeit der
Flüchtlinge oder der Intensität der klinischen
Symptomatik, um Krankheiten aufzuspüren.

Liegen Krankheiten vor oder werden v.ermu-
tet war es den Flüchtlin en in Berlin noch bis
vor kurzem über au terstdann mö.lich me-
lzinische Leistungen kostenlos, d.h. mit

Krankenschein, in Anspruc zu nehmen, wenn
arzt ic erselts erst as or ie en eben dieser

ra eit em Sozialhilfeträger attestiert
wurde. Ab esehen davon, daß es in Berlin un
nicht11ur dort nur eine ennge a von Arz-
en i5t die solche rstun ersuc uns en

~Kost nl .. e, beste en aucn außeror-
entre. !.cb,wie.tig e"te be" Heimleitun und

Be ue .p"eLS.O.llal üc tingen die Notwen-
di keit ärztlicher Intervention nahezu ringen
un ies auc noc zu organisieren.

Nie t zu e z wegen er a Iirch gehäuften
Inanspruchnahme ambulanter Notdienste und
der Notfallstationen der Krankenhäuser ent-
schloß sich der Berliner Senat letztendlich zur
generellen Herausgabe von Krankenscheinen
an Asylsuchende, um dadurch die Vorausset-
zungen für die ambulante medizinische Ver-
sorgung zu schaffen. Zwischenzei tliche Versu-
che, in den größten. Flüchtlingsunterkünften
Berlins eine medizinische Basisversorgung--- --

Trotz Folter und Flucht -
ärztliche Versorgung zweiter Klasse

Flüchtlinge beenden nicht immer in gesundem
Zustand ihre Flucht. Die Fluchtursachen, indi-
viduelle oder gruppenspezifische Verfolgung,
aber auch Hunger, finden ihren Ausdruck im
Verlust der wirtschaftlichen Lebensgrundlage,
in Haft, Folter und Vergewaltigung. und haben
oft schwere Verletzungen an Körper und Psy-
che hinterlassen. So wird von der Berliner sy-
chothera eutischen eratun sstelle für Ver-
!.sl!gte Xenion geschätzt, daß unter den in
Berlin lebenden Asylsuchenden zwischen IO
u d 2 % e 0 tert wur en.

Folteropfer aus der Türkei.
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durch Vertra särzte der Heimbetreiber (DRK)_
zu organisieren, schlugen aus einer Vielzahl
von Gründen fehl. Sie wäre wohl auch ein wei-
terer Baustein zur Komplettierung der Infra-
struktur in den Sammelunterbringungen gewe-
sen. Abgesehen davon, daß sie dem Prinzip der
freien Arztwahl widersprochen hätte, wurde
mit Recht vermutet, daß damit eine Entwick-
lung zur 2-Klassen-Medizin auf niedrigstem
Niveau eingeleitet worden wäre. Die Arbeits-
gruppe, der ich in Berlin angehöre, hatte nicht
unwesentlichen Anteil daran, daß dieses Kon-
zept zu Fall kam.

Krankenhauseinweisung? -
Entscheidung nach Aktenlage

Gesundheitspolitische Veränderungen haben
ihre stärkste Triebkraft immer in finanziellen
Erwägungen. Mehrmalig führte epidemisches
Auftreten von Windpocken oder infektiösen
Lebererkrankungen bei Kleinkindern in Berli-
ner Flüchtlingslagern zur Entvölkerung der
Unterkünfte wegen notwendiger massenhafter
Krankenhausaufnahmen. War dies das Signal,
daß entsprechende staatliche Fürsorgedienste
aus der Reserve gingen und sich durch Bera-
tungen, Untersuchungen und Impfprogramme
auch der Säuglinge und Kleinkinder von Asyl-
suchenden annahmen? - Daß das öffentliche
Gesundheitswesen mit all seinen staatlichen
oder kommunalen Einrichtungen seinem ge-
setzlichen Auftrag der Erhaltung oder Wieder-
herstellung der Gesundheit bei der Gruppe der
Flüchtlinge nur sporadisch nachkommt, stellt
eine grobe Pflichtverletzung dar.

Bei einer Vielzahl von Krankheiten sind die
Betroffenen zur Bettlägrigkeit ezwungen und
bedürfen darüber hinaus besonderer ~ und
Ruhe. Die Gegebenheiten in den Sammelunter-
künften sind dafür denkbar ungeeignet. Platz-
rnangel, permanente Lärmentwicklung, dau-
ernder Zwang zur Kommunikation und fehlen-
de hygienische Voraussetzungen für die Kran-
kenpflege sind die stärksten Hindernisse.
Selbst die Pflege "platzsparender" kranker
Kinder stößt wegen der viel zu knapp bemesse-
nen Wohnfläche der Familie auf unüberwind-
bare Schwierigkeiten. Eltern und Geschwister
der Kranken verlagern ihr Tagesdasein auf
Territorien außerhalb des ihnen zugewiesenen
Raumes, um dem erkrankten Kind Ruhe und
Schlafphasen zu ermöglichen. Zwangslä.u.f..ig.
trifft sich aber die Familie in den Nachtstun-
den wieder im Raum. Die nicht ausbleibenden
Streßsituationen ü ren zu Sc afstörungen al-
er Betroffenen, .c e e ag ress·-

vem Verhalten untereinander.

I

t

"Innenausstattung" der ZAST Karlsruhe. Für
Krankenpflege denkbar ungeeignet.
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Sanitäre Mißstände - Ursache
epidi mischer Ausbrei tung

infektiöser Krankheiten

Neben den äußerst beengten Wohnverhältnis-
sen stellen die völlig unzureichenden hygieni-
schen Begebenheiten im Lager krankheitsaus-
lösende oder -begünstigende Faktoren dar.
Zwangsläufig anfallender Abfall, Schmutz und
Essensreste werden nicht korrekt entsorgt. In
den spärlich möblierten Zimmern können Klei-
dung, Gebrauchsgegenstände, sowie Nahrungs-

. und Körperpflegemittel nur aufs Engste depo-
niert werden. In Zimmern mit vorhandenen
Waschmöglichkeiten erfolgt Nahrungszuberei-
tung und Körperpflege mehrerer Menschen oft
gleichzeitig.

Die zentralen Sanitäranlagen sind quantita-
tiv meist unterdimensioniert. Durch die Viel-
zahl ihrer Benutzer treten Defekte auf, deren
Behebung oft über Gebühr lange dauert:
Waschbecken verstopfen, Toiletten laufen
über, Duschen führen nur kaltes oder heißes
Wasser. Um als Fremder in einer Sammelun-
terkunft die Toiletten zu finden, braucht er
sich nur auf seinen Geruchssinn zu verlassen.
In den sanitären Mißständen liegen wohl auch
die Hau tursachen der eidemischen Ausbrei-
tung infektiöser Darm- und Lebererkrankun-
gen.
Am a älli

Sanitäranlagen in der ZAST Karlsruhe.

Kleinkinder und va llem Säuglinge. Die Häu-
figkeit auftretender Durchfal erkrankungen
führen im Verbund mit Fehlernährung und
nicht zu gewährleistender Pflege zu erhöhter
Anfälligkeit für andere Krankheiten wie Infek- -
tionen der Atemwege und der Haut. Auf länge-
re Sicht kann es sogar zur körperlichen und
geistigen Mangelentwicklung der Kinder kom-
men. Mehrmalige Krankenhausaufenthalte im
ersten Lebensjahr sind daher an der Tagesord-
nung.

Besonders beschämend sind die baulichen
Mängel in den Unterkünften. Auch sie haben
gravierende Folgen auf Wohlbefinden und Ge-
sundheit der Bewohner. Feuchte Wände m't
Schimmelbildung, sogar Ungeziefer, fehlende

ög JC eit der Temperaturregulierung in den
Räumen und Pilzbefall in unzureichend ge-
pflegten Dusch- und Waschräumen stellen kei-
ne Besonderheiten dar. Hier liegen die Brut-
stätten für Infektionen der Luftwege sowie
bakterieller und mykotischer Hauterkran-
kungen.

Entsprechend dimensionierte und eingerich-
tete Räumlichkeiten für S ie - d.Sporrakn-
vitäten der Kinder aber auch Spielplätze au-
ßer a der Unter ünfte sind noch immer nicht
die Norm. Abgesehen von geistiger Immobili-
tät provoziert dieser Mangel auf lange Zeit
auch motorische Inaktivität mit den Folgen
statischer Fehlentwicklung des Skelett-
systems.
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Selbst strenge Sicherheitsvorschriften , für
Gebäude, in denen sich eine Vielzahl von Men-
schen aufhalten wie Hotels, Krankenhäuser,
Schulen etc. werden oft mit Wissen und stiller
Duldung der Behörden nicht eingehalten. Feu-
erlöscher sind unzureichend vorhanden, auch
schon mal funktionsunfähig. Fluchtwege bei
Bränden unzureichend und Telefonkontakte
sehr erschwert. In Berlin drohte die für Unter-
bringung zuständige Sozialstadträtin eines
Berliner Bezirkes mit sofortiger Schließung
eines Sammellagers für mehr als 1000 Perso-
nen, falls die zuständige Baubehörde, nach
Festsetzung einer gerichtlich verfügten Frist,
nicht endlich Brandschutztüren und -wände an
wichtigen Stellen des Gebäudes installieren
würde. Dem vorausgegangen war ein Kompe-
tenzstreit verschiedener Behörden, der länger
als ein halbes Jahr dauerte.

Mangelernährung durch
Gemeinschaftsverpflegung

Daß man noch immer nicht in den roßdi
sionierten amme unterkünften die Vorausset-
zun en für eigene Nahrungsmittelbeschaffung
un -zu ereltung ermöglic t nat .ste t 0

eine gezie te erwei erung eines der stärksten
e üdnisse de sc e dar. Dies kommt

verordnetem Hunger bedenklich nahe und ist
besonders verwerflich. Nicht die Einsicht der
Verantwortlichen in die Notwendigkeit, son-
dern das kollektive Aufbegehren der Flüchtlin-
ge bis hin zum Hungerstreik, die Solidarität
deutscher Flüchtlingsinitiativen und der per-
manente Protest von Kirchen und Wohlfahrts-
verbanden erzwang in Berlin die Selbstverpfle-
gung der Asylbewerber in allen Sammelunter-
künften bis auf das einzige Sarnmellager für
Neuankömmlinge.

Nicht nur bei Kindern kommt es, vor allem in
Unterkünften mit Sammelverpflegung (Groß-
küchenessen auf qualitativ niedrigem Niveau),
auch zu Fehl- und Mangelernährung.Es ist wohl
für jedermann nachvollziehbar, daß man auf
Dauer das nicht mehr ißt, was einem nicht
schmeckt oder sogar zuwider ist. Kalorisch
ausgewogene und nach ernährungswissen-
schaftlichen Erkenntnissen zubereitete Nah-
rung anzubieten, ohne auf gravierende, vor al-
lem ethnisch bedingte Geschmacksunterschie-
de Rücksicht zu nehmen, führte in Berlin dazu,
daß Flüchtlinge ihr äußerst knapp bemessenes
Taschengeld nur für für sie genießbare Nah-
rung ausgaben, Tauschgeschäfte mit Lebens-
mittel tätigten oder sogar bettelten. So be-
schämend diese Vorgänge waren, waren sie,
docli auch Zeichen des Überlebenstrainings

und nicht etwa Ausdruck von Undankbarkeit.
Daß in Lagern mit Sammelverpflegung auch

Geld an der Not der Menschen verdient wird,
steht auf einem anderen Blatt. Die Grenzen
zur Kriminalität wurden dann erreicht, wenn
verdo e e....L.ehens,!n,j,tte,LmitllheLS,du:.ittelJeJll
oder sogar . efälschtem Verfallsdatumarige--

"Die Rückkehrwilligkeit der Asylbewerber ist
mit allen Mitteln zu fördern und zu steigern."

liefert wurden. Der Tatbestand der Körperver-
letzung wäre wohl spätestens dann erfüllt ge-
wesen, wäre es dadurch zu Lebensmittelver-
giftungen gekommen. In Berlin brachte man e~ ,
kurz nach dem Reaktorunfall von Tschernobyl
~ar fertig, statt wie bisher üblich H-Milch
und Konservengemüse, nun hoch-radioaktiv
verseuchte' frisc e ' C I und Frischgh!llÜS~~
anzubieten, was sonst nicht absetzbar gewesen
wä e,

In den meisten mir bekannten Sammelunter-
künften Berlins stellte bis zum Zeitpunkt der
Eigenversorgung der Flüchtlinge die Durch-'
führung einer "rztlich verordneten Diät die
Beteiligten vor unüberwin are c wierig ei-
ten. Für etliche Sto f echset- und andere'
Krankheiten ist eine sgez' ische Diät una -
ain arer Bestandteil der Thera[2ie. Diabetes
mellitus, Ma en- und Darmkrankheiten sowie

lere - nd Blutho d ckerksankungen kJ .
men bei tls.yjs'uchettd bäuflg~r-v.Q a4-s-i,m,
Durchschnitt de.r de cb,en_ße.v.öl.k~(}t:-uf.lgre-

Nicht nur, daß die, im Lager bestehenden Le-
bensbedingungen unter Umständen auslösend
für die Mehrzahl dieser Krankheiten sind, der
Sozialhilfeträger also Mitverursacher ist" ver-
weigert eben dieser immer noch häufig die
Therapie. Entweder wird die finanzielle Mehr-
belastung einer Diät abgelehnt, oder es beste-
hen überhaupt keine Voraussetzungen der
Diätzubereitung. In Sammellagern mit kom-
pletter Vollverpflegung ist dies von vornherein



Seite 44

unmöglich. Dadurch sind schon Blutzucker-
kranke in lebensgefährliche Krisen geraten.

Mehr Fehl- und Frühgeburten
bei Asylsuchenden

Spielende Kinder in der ZAST Karlsruhe.

Die vielfältigen Restriktionen, die unsere
Gesellschaft für Asylsuchende bereithält,
stellen Schwangere zunehmend vor die Frage,
ob sie überhaupt noch ihre Schwangerschaft
austragen sollten.Das Versagen der Beratungs-
stellen ist vorprogrammiert, da sie keinerlei
Einfluß auf die Lebenssituation und der Le-
bensplanung der Schwangeren nehmen können,
und die fragwürdigen Hilfsprogramme wie
"Stiftung für Mutter und Kind" greifen erst
recht nicht, da finanzielle Hilfen den Asylsu-
chenden nur selten und völlig unzureichend ge-
währt werden. Entsprechende Hinweise durch
Heimleitung und Arzte bleiben fast immer aus.

Über die Häufigkeit von AIDS-, Gonorrhoe-
und Syphiliserkrankungen liegen mir keine In-
formationen vor. Die betreuenden Dienste in
den Sammelunterkünften stehen jedoch vor
den P üble n der erwerbsmäßi en Prostitu-
tion as lsuchender Frauen, auch junger Man-
ner, un damit aucn erpotentiefIen Ge a r
er Übertragung derartiger Krankheiten in-

nerhalb der Unterkünfte. Die kostenlose Aus-
gabe von Kondomen an Asylsuchende im Sinne
einer Krankheitsprophylaxe ist jedoch noch
immer Utopie.
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Psychosomatische Störungen als
Folge des Lagerlebens

Nicht nur unter den in der klassischen Medizin
als somatisch begriffenen Krankheiten wird in
den Unterkünften gelitten, viel mehr noch un-
ter den vielfachen psychischen Störungen, die
auch Krankheitscharakter annehmen können.
Schon unter den Ursachen, die zur Flucht führ-
ten und den Bedingungen, unter denen sie er-
folgte, finden sich viele traumatisierende Fak-
toren.Ich nenne nur die existentielle Angst vor
Verfolgung, . den Verlust des Lebensmittel-
punktes, die aufgegebenen Lebensziele und die
Identitätsbrüche durch Haft und Folter. Sie
sind schwelende Wunden, mit denen Asylsu-
chende zu uns kommen.

1!.esondere Zuwendung und Verständnis, Hi -
festellun _ bis hin Zu s chotherage t' s h n
. aßnah _ e u e'e Um _ebunK. die derart
verletzte Menschen Zonen der, Ruhe gönnt,
wären unabding ar. Statt essen geraten sie
nach i rer An l;In t In einen Teu eIs reis, aer
neue Angste sc äfft und zu einer Potenzierun '.
der Verunsic erung fü rt. Seine S t" .
ßen Arbeitsyex ot, Ausb' du gS'lerbot,
verbot Verbot der Familienzusam en ü -
rung, Verbot olitisc er Betätigung, zuneh-
,mend ri i e s Igewährun~ ze' li nicht
ü ersc au are Duldun .uncLdrobeudf hscie-
.1!!lg..

Erlebt und erlitten wird das alles in der Iso-
lation der Sammelunterkünfte. Die über einen
nicht bestimmbaren Zeitraum zu ertragende
Situation im Lager führt sehr schnell und fast
ausnahmslos zum lähmenden Gefühl des Aus-
geliefertseins. Der nach Art eines Gnadener-
lasses zugestandene Lebensraum geht mit dem
Verlust eigenbestimmter Freiräume und Hand-
Ilungsmöglichkeiten einher. Der kommunikati-
ve Mensch, aktiv und phantasiebegabt - sonst
hätte er wohl auch nicht seine Flucht vorberei-
ten und durchführen können - durchläuft unter
dem Einfluß äußerster Reglementierung seines
Lebens-im Lager zwar noch.Phasen des Aufbe-
gehrens, aber nach mehreren Monaten zeigt
die einsetzende Frustration über .die Vergeb-
lichkeit aktiven Einwirkens auf tagerleitung,
Betreuungspersonal und Behörden Wirkung.

Der Wunsch nach Kommunikation läßt nach,
Kontakte zu Mitmenschen verflachen, und et-
liche begeben sich in eine selbst gewählte Iso-
lation. Selbst die Suche nach "Sündenböcken"
wird aufgegeben, nur noch Familie, persönli-
cher Besitz und das zugewiesene privatissi-
mum wie Bett, Schrank und Stuhl werden ver-
teidigt. Eine' depressive Grundstimmung
macht sich breit, die in ihrer extremen Aus-

t
t

"Die Situation im Lager führt zum lähmenden
Gefühl des Ausgeliefertseins .."

wirkung in suizidalen Handlungen endet .
Innerhalb dieser phasenhaften Entwicklung

kommt es zu einem Komplex psychosomati-
scher Störungen. Abgesehen von schweren
Schlafstörungen gehen funktionelle Magenbe-
schwerden und Appetitlosigkeit bei vielen
Männern mitsteigendem Kaffee- und Zigaret-
tenkonsum einher. Es kommt zur Fehlernäh-
rung und Untergewichtigkeit. Suchen sie bei
intensiver Symptomatik Arzte auf, mündet die
Therapie - nach meist überflüssiger apparati-
ver Großdiagnostik- in kurzfristigen Verab-
reichungen lindernder Medikamente.

Aber auch Symptome, die durch schwere be-
drohliche organische Erkrankungen hervorge-
'rufen werden können, werden immer wieder
beobachtet. Der häufige Dauerkopfschmerz
bei Asylsuchenden muß zwangsläufig nach vie-
len Richtungen abgeklärt werden. Stenokar-
dien (Herzschrnerzen) können nicht nur funk-
tionell, sondern auch organisch bedingt sein;
ebenso die häufigen pathologischen Verände-
rungen der Blutdruckverhältnisse. Ohne l)n-
tersuchungen Menstruationsanomalien als pri-
mär psychosomatisch zu erklären, wäre ein
Kunstfehler. Eigene Erfahrungen und diejeni-
gen vieler Kollegen bestätigen in hohem Maß,
wie selten jedoch diese Symptome Ausdruck
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Depressionen und zwangsweise
Psychia trisi erung

Wenn die Versuche, über direktes Handeln Ver-
änderungen der Lebensverhältnisse zu errei-
chen scheitern, aktives Mitwirken im Asylver-
fahren auch nicht mehr möglich ist, Kontakte
- vielleicht sogar Freundschaften - zu Mitbe-
wohnern oder sogar Deutschen ausbleiben und
keine Möglichkeiten der Zukunftsgestaltung
mehr gesehen werden, beginnt für viele
Flüchtlinge die psychische Krise.

Sie wird zuerst in larvierten, später in aus-
geprägten Depressionen sichtbar. Die Hoff-
nungslosigkeit führt nicht zuletzt zum Verlust
der Fähigkeit, sich überhaupt noch aktiv in Be-
ziehungen zu Menschen und Situationen zu set-
zen. Neben Teilnahmslosigkeit, Inaktivität
(auch körperlicher) bis hin zu stuporösen Zu-
ständen wird auch die Flucht in Drogen, vor al-
lern, Alkohol, beobachtet. Auch hier befindet
sich die Medizin in handlungsunfähiger Posi-
tion. Kurzfristige Maßnahmen, z.B. Leberent-
giftung bei alkoholtoxischen Leberverände-
rungen sind noch möglich, Entwöhnung in psy-
chotherapeutischer Begleitung bei gleichzeiti-
ger Veränderung der Lebensbedingungen je-
doch nicht. .

Vor dem gleichen Dilemma steht man bei
hochgradig aggressiven Aslysuchenden, die ei-

ne Gefahr für sich selber und ihre Umgebung
darstellen. Es bieten sich nur Handlungsmög-
lichkeiten im Sinne einer Disziplinierung (z.B.
Taschengeldkürzung bis zu 50 %) oder Verle-
gung in eine andere Sammelunterkunft an.

Am eklatantesten sind Beispiele selbstmord-
gefährdeter Personen. Kommt es zu Suizidver-
suchen, erfolgt so gut wie immer die Psychia-
trisierung. Diese läuft meist nur auf Verwah-
rung und medikamentöse Ruhigstellung hinaus.
Die Durchführung therapeutischer Konzepte
versagt aufgrund vielfältigster Erschwernisse.
Meist gelingt es den Psychiatern nicht, das
vielfältige Geflecht der auslösenden Ursachen
zu entwirren. So kommt es immer wieder vor,
daß Personen mehrmals hintereinander suizi-
dale Handlungen begehen.

Forderungen

Zum Abschluß meiner Ausführungen möchte
ich meine Forderungen nicht selber artikulie-
ren. Ich zitiere stattdessen aus der Stellung-
nahme des Deutschen Roten Kreuzes bei der
Anhörung vor dem Innenausschuß des Deut-
schen Bundestags vom 17.°3.1986, die anlaß-
lieh des am 20.02.1989 erneut durchgeführten
Hearings mit der Bemerkung wiederholt wur-
de, daß sie leider unverändert gültig ist, weil
die Auswirkungen inzwischen zum Teil er-
schreckende Ausmaße angenommen haben:

"Die bisher bestehenden flankierenden Maß-
nahmen während des Anerkennungsverfahrens
haben insgesamt zu schwerwiegenden persön-
lichen Beschränkungen für die Asylsuchenden
und ihre Familien geführt. Nach den Erfahrun-
gen aller Wohlfahrtsverbände zeichnen sich
jetzt schon (986) soziale und psychische
Langzei tschäden ab."

Und aktuell: "Eindeutige Vorteile bei der
jetzigen Unterbringungsform bestehen aus der
Sicht des DRK-Landesverbandes Berlin nur
hinsichtlich des Angebots von Sprachunter-
richt ... in allen anderen Bereichen überwie-
gen die Nachteile erheblich und sind auch
durch große Anstrengungen des Verbandes im
ideellen, personellen und finanziellen Bereich
nur ansatzweise auszugleichen. 11

Weitere Stellungnahmen vor dem Innenaus-
schuß am 20.02.1989: Deutscher Paritätischer
Wohlfahrtsverband: "Die zwangsweise Unter-
bringung in Sammelunterkünften für die Dauer
des Asylverfahrens lehnt der DPWF ab. Ge-
meinschaftsunterkünfte sind für einen be-
grenzten Zeitraum von sechs Monaten akzep-
tabel. Insbesondere sind Familien grundsätz-
lich in Wohnungen unterzubringen. Unzurnut-
bar ist auch eine Unterbringung von Frauen in
mehrheitlich von Männern bewohnten Gemein-
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schaftsunterkünften." Und nach terre des
hommes verletzt der zwangsweise Aufenthalt
in Sammelunterkünften die Menschenwürde.

Wenn die katholischen Bischöfeirn gleichen
Hearing erwarten, "daß die Ärzteschaft der
Öffentlichkeit und der Politik ihre Erfahrun-
gen mit Flüchtlingen vermehrt offenlegt",
dann bin ich hiermit dieser Erwartung nachge-
kommen, nicht nur der Bischöfe, vor allem der
Flüchtlinge wegen.
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Interview mit Flüchtlingen über Abschiebungen

und Lebensbedingungen in der ZAST

v um I 9. Au g us t I 98 8

Folgeantragstellern machen sie ein-
fach die Abschiebung. Aber viele Leu-
te sind zur Polizeibehörde weggegan-
gen, und dann sind sie verschwunden.

Am 19.08.88 hat der Flüchtlingsrat
Karlsruhe mit Flüchtlingen aus der
ZAST (Zentrale AnlaufsteIle für Asyl-
bewerber) das folgende Gespräch ge-
Iühr t.in dem die Flüchtlinge ihre Ein-
drücke wiedergeben.

Alle Flüchtlinge, die nach Baden-
Württemberg kommen, werden in der
ZAST vor der Weiterverteilung er-
faßt: die Asylanträge werden entge-
gengenommen, die Flüchtlinge erken-
nungsdienstlich behandelt. Die Folge-

" antragsteller aus Baden- Württemberg
(ihre Erstanträge wurden bereits ab-
gelehnt) werden hier konzentriert.
Insgesamt leben in der ZAST ca. 840
Flüchtlinge, die Erstantragsteller
verbringen durchschnittlich IO Wo-
chen hier, die Folgeantragsteller so-
gar 4,1 Monate. Ihr Verfahren endet
häufig mit Abschiebung. Abschiebun-
gen sind rechtlich zulässig, wenn der
Asylantrag als unbeachtlich entschie-
den ist, eine Ausreiseaufforderung er-
gangen und die gewährte Frist abge-
laufen ist bzw. wenn das Asylverfah-
ren und die eingelegten Rechtsmittel
endgültig negativ entschieden sind.

"Die Leute gehen zur Polizei
und sind dann einfach weg"

dreimal die Woche. Z.B. haben Leute
Angst und schlafen deshalb in einem
anderen Zimmer. Wenn sie dann se-
hen, daß er in seinem Zimmer nicht
ist, dann durchsuchen sie jedes Zim-
mer, nachts um zwei oder drei Uhr, zu
jeder Zeit.
FR: Haben sie;':den Bangla Deschi ge-
funden und abgeschoben?
A.: Ja gefunden und einfach abge-
schoben, letzte oder vorletzte Woche.
FR: Die Polizei kommt dann ins La-
ger und durchsucht jedes Zimmer? Die
kommen dann einfach nachts ins Zirn-
mer rein und sagen "Melden, wer ist
da"? MUßt ihr dann die Ausweise zei-
gen?

"Die kommen einfach nachts
ins Zimmer"

FR: Wir haben gehört, daß auch
nachts Abschiebungen stattgefunden
haben. Habt Ihr da von etwas mitbe-
kommen, daß nachts die Polizei ins
Lager gekommen ist?
A.: Ja das ist schon häufig vorgekom-
men, z.B. bei einem Bangla Deschi, sie
haben es bei ihm fast jeden Abend ver-
sucht. Z.T. versuchen sie es zwei-,

FR: Sprechen wir zuerst über die Ab-
schiebungen. Könnt ihr erzählen, was
ihr darüber mitgekriegt habt, wie die
Abschiebungen ablaufen, in welchem
Umfang ~ die Fälle, die ihr mitbekom-
men habt?
A.: Ich weiß nichts Genaues, aber die
Abschiebungen laufen immer so mit-
tags, daß man für die Sprechstunde ein
Ladungspapier zur Polizeibehörde be-
kommt. Die Leute gehen zur Polizei-
behörde, und sind dann einfach weg,
verschwinden. Ich glaube aber, es gibt
ein Gesetz, daß wenn jemand abge-
schoben werden soll, muß er eine oder
zwei Wochen vorher informiert wer-
den. Aber jetzt wird niemandem vor-
her Bescheid gesagt, sie kommen ein-
Iach so weg. Viele Leute von Bangla
Desch, von Pakistan sind so einfach
verschwunden.
FR: Mit welcher Begründung wurden
die Leute auf die Ausländerbehörde
bestellt?
A.: Ich weiß nicht, aus welchem
Grund sie bestellt wurden. Mit den I. Mai 1989: Aktion des Flüchtlingsrats Karlsruhe gegen Abschiebungen.

\
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A.: Ja, die Ausweise muß man zeigen.
enn jemand Abschiebung hat, ist

sein Name bei der Polizei. Sie sagen
dann seinen Namen oder einfach "Aus-
weiskontrolle" nachts um 3 oder 4
Uhr, wann sie wollen.
FR: Seit wann istdas so?
A.: Schon die ganze Zeit bei Leuten
aus Bangla Deseh, Indien und Paki-
stan.
FR: Zu wievielen kommt die Polizei?
A.: Zwei oder drei.
FR: Wißt ihr wo sie hingebracht wer-
den?
A.: Nein, wahrscheinlich gleich ins
Flugzeug in Frankfurt. Für Bangla
Desch und Pakistan nehmen sie glaube
ich Frankfurt.
FR: Wird Gewalt angewandt?
A.: Nein, sie nehmen sie so mit in ihr
Auto. Manchmal lassen sie sie noch
die Tasche packen, manchmal nicht.
FR: Wißt Ihr, wieviele Leute in der
letzten Zeit abgeschoben worden

.sind?
B.: Ich selber habe vor drei Monaten
die Abschiebung eines Mädchens aus
Ghana mitbekommen. Sie ist zur Aus-
länderbehörde gegangen, um ihre Dul-
dung zu verlangen, und plötzlich ha-
ben sie sie mitgenommen. Der zweite
Fall, den ich mitbekommen habe, war
auch ein Mann aus Ghana. Er ging aus
dem gleichen Grund zur Ausländerpo-
lizei und kam nicht zurück. Dann habe
ich noch den Fall einer Zigeuner-Fa-
milie aus Jugoslawien mitbekommen,
das war vor zwei Monaten, außerdem'
habe ich die Abschiebung von zwei
Türken gesehen. In den letzten drei
Monaten haben sie ca. 15-20 Leute
abgeschoben. Es kann sein, daß sie
mehr abgeschoben haben, das ist nur

'das, was ich mitbekommen habe.
FR: Sie haben also Sinti bzw. Roma,
Türken und Leute aus Ghana abge-
schoben.
B.: Und Pakistani und Inder. Ich habe
auch einen Mann aus Senegal gesehen.
Er war erst neu ins Lager gekommen
und sollte gleich woandershin verlegt
werden. Er ist deshalb' zum Bus ge-
kommen und wollte einsteigen. Da
waren die Polizisten und haben ihn so-
fort genommen. Ich habe ihn seither
nicht gesehen.

"Viele von uns sind jetzt
verrückt"

FR: Wißt ihr, ob es Widerstand oder
Auseinandersetzungen gibt, wenn die
Polizei nachts kommt?
B.: Nein, niemand kann etwas sagen,
die Polizisten kommen und sagen
"Okay, wie ist dein Name, Ausweis,
komm mit!" - Es gibt sehr viele Pro-
bleme, weil sie sagen, wir müssen
rausgehen, das ist okay, aber dann
kann man das auch nicht tun, weil es
ein europäisches Gesetz gibt, das
sagt, wenn man hier einen Asylantrag
gemacht hat, kann man keinen mehr 'in

"Viele von uns sind jetzt verrückt".

Frankreich stellen oder in Österreich,
und dann muß man immer hier kämp-
fen, und wenn jemand nicht zurück
kann in sein Land, was kann er dann
machen? Dann muß er warten, daß die
Polizisten kommen, sie schicken ihn
nach Hause, und dann zu Hause, was
passiert mit ihm? Niemand weiß. Ich
glaube, ich bin niemand, der sagt, ich
habe Angst, aber manchmal, ich warte
auch, ich weiß nicht, was passiert bei
mir. Wenn die Polizisten kommen, ich
weiß, ich kann nichts machen. Wir
möchten nur kämpfen, daß wir hier
bleiben können. Jetzt haben wir auch
viel Zeit hier verloren und man kann
diese Zeit nicht mehr wieder holen.
Man kann nicht mehr nach Schweden,
man kann nicht in Österreich einen
Asylantrag machen oder in Holland,
das geht alles nicht, es geht nur hier in
Deutschland. Und die Leute, die rich-
tig Probleme haben, die können auch
nicht zurückgehen. Was machen die
Deutschen mit diesen Leuten? Sie sind
hier seit langem. Ich habe Leute gese-
hen, die sind hier in Deutschland seit 9
Jahren, und jetzt sind sie im Lager als
Folgeantragsteller , und diese Leute
haben keine Zunkunft. Ich kenne z.B.
die Leute, die mit mir hier waren, als
ich hierhergekommen bin, und viele
von uns sind jetzt verrückt, einfach
so, langsam sind die Leute verrückt
geworden, man kann nicht sagen, sie
sind verrückt, aber man kann sehen,
sie sind verrückt, deli,
A.: Ich kenne 3 Leute, die waren vor-
her normal, und jetzt sind sie ver-
rückt. Ich habe einen aus meiner Ge-
burtsstadt im Lager kennengelernt, da
war er ganz normal, aber jetzt, wenn
man mit ihm spricht, merkt man so-

fort, er ist ein bißehen verrückt, aber
vorher war er ein ganz normaler
Mensch. Er hat Kinder zuhause und die
Streßsituation im Lager, und er muß
immer denken, denken ... Er war vor-
her ganz normal, ein Mensch, und
jetzt ist es ganz schlimm, ganz
schlimm. -
B.: Ich habe auch 4 oder 5 Freunde,
z.B. einen aus Tunesien, er war sehr
normal und nach einem Jahr total ver-
rückt. Einer aus Athiopien, er ist hier-
her gekommen als normaler Mensch
und jetzt ganz verrückt. Sie waschen
ihre Kleidung nicht mehr, schneiden
sich die Haare nicht, und man kann
nichts mehr mit ihnen reden, sie sind

, ganz depressiv.rlch kenne auch jeman-
den aus Gambia, er war hier sehr nor-
mal, dann ging er nach Stuttgart, von
Stuttgart wurde er abgelehnt, und
dann wußte er nicht, was er machen
kann, einfach so ist er verrückt. Er
macht seine Haare rot und blau wie
die Punks, man kann nichts mit ihm
reden.
A.: Ich kenne einen Iraner. Zuerst war
er normal. Dann hab ich gehört, daß er
zurück in den Iran wi 11, weil er nicht
mehr normal ist. Heute sagt er so,
morgen so. Dann sagt die Sozialbe-
treuung "Okay, du kannst gehen",
morgen, wenn seine Papiere alle klar
sind, dann will er nicht gehen. Er ist
ganz unruhig, früher war er sehr ruhig.
B.: Ich habe Angst, weil, wenn das bei
mir passiert, weiß ich nicht, was ich
dann fühlen werde. Ich bin sicher,
wenn das bei mir passiert, ich weiß
nicht, was ich machen kann, ich kann
eine Depression haben und er auch,
das kann man nicht wissen, aber wenn
das kommt - diese Personen waren
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normal, und wenn er weiß, er muß ge-
hen, und er kann nicht in sein Land zu-
rückgehen, einfach so kann er ver-
rück t werden.
FR: Wie lange sind die Leute, von de-
nen Ihr berichtet habt, ungefähr im
Lager?
B.: Das ist verschieden, ich bin jetzt
seit fast 6 Monaten hier.
A.: Ich bin 3 Monate hier, ich kenne
einen, der ein bißchen krank ist, er ist
auch schon zweieinhalb Monate hier.

"Sie haben zwei Tage keine
Es se nsk ar t e bekom men"

FR: Wie werdet Ihr im Lager ver-
sorgt?
A.: Vor einigen Tagen ist ein junges
armenisches Ehepaar aus dem Iran ins
Lager gekommen. Sie haben zwei Ta-
ge keine Essenskarte bekommen,
Schlafzimmer haben sie ihnen gege-
ben, aber keine Essenskarte. Sie haben
kein Geld, gestern hat er mir seinen
Ehering gebracht. Er hat mich gefragt
"Wo kann ich ihn verkaufen? Ich will
meinen Vater anrufen, aber es geht
nicht." Er will seinen Ring verkaufen.
B.: Es gibt auch andere Probleme,
z.ß. wegen alten Leuten, es gibt Leu-
te, die sind über 70 Jahre oder 80 Jah-
re. Sie müssen immer in den Speise-
saal kommen zum Essen, und sie haben
Kinder. Die Kinder können nicht das
Essen für ihre Eltern holen. Sie sind
aber sehr alt und können oft nicht gut
laufen, aber sie müssen kommen. Es
gibt eine alte Frau aus Jugoslawien,
sie ist vielleicht über 70 Jahre alt, und
sie muß immer in den Speisesaal korn-
men.Vor zwei Monaten war da eine
Familie aus dem Iran oder der Türkei,
die Mutter war sehr alt, aber sie muß-
te immer in den Speisesaal kommen,
sie konnte ganz schlecht laufen. Ihre
Tochter wollte einmal das Essen holen
und der Frau auf's Zimmer bringen,
aber der Chef hat gesagt: "Nein, das

geht nicht, sie muß hierher kommen
zum Essen." Das ist schlimm für die
alten Leute.
A.: Letzte Woche ha t ein Bekannter,
der in' der Teestube arbeitet, folgen-
des erzählt: Er ist essen gegangen und
wollte das Essen für einen Freund mit-
nehmen. Er hat gesagt: "Er ist mein
Freund, er arbeitet in der Teestube,
sie können ihn rufen, ich will sein Es-
sen für ihn mitnehmen." Da hieß es
"Nein, es geht nicht, er muß selbe.r
kommen".
C.: Man kann nur ein Essen bekom-
men, wenn man mit der Essensmarke
auch seinen Ausweis zeigt. Wer keinen
Ausweis' hat, bekommt auch kein Es-
sen. Es gibt viele Familien, und wenn
der Mann oder die Frau kommt und für
die Kinder das Essen holen will, dann
wollen sie den Ausweis der Kinder
sehen, sonst geben sie es nicht raus.

"Wer mittags nicht da ist,
bekommt kein Abendessen"

FR: Wir haben gehört, daß es noch
andere Probleme mit dem Essen gibt.
Stimmt es, daß 'man erst ab 13 Uhr
Nachschlag bekommen kann, obwohl
schon ab 11.3° Essen ausgegeben
wird? .
B.: Ja, das stimmt. Das Essen ist sehr
wenig für die Leute. Z.B. heute gab es
4 oder 5 Kartoffeln mit Buttermilch
und eine kleine Suppe, das war alles.
Und als Abendessen gab es 3 Stück
Brot, eine Tomate und Butter und et-
was Wurst. Das gibt es immer, das ist
jeden Tag das Abendessen. Ab ein Uhr
mittags muß man sich das Abendessen
holen, und wenn jemand Hunger hat,
kann er das gleich alles essen und
kriegt abends nichts mehr zu essen.
FR: Um ein Uhr wird das gleich aus-
gegeben?
B.: Ja,ja, wir essen am Abend immer
kalt. Brot, Butter, manchmal ein klei-
nes Stück Käse, das ist alles. Um eins

Mit einer Essensboykottaktion protestieren Flüchtlinge am 18.02.89 in der
ZAST Karlsruhe gegen das schlechte Essen, die unerträglichen hygienischen
Bedingungen und das despotische Regime in der ZAST.

nehmen wir das auf unser Zimmer und
lassen es da bis 6, wenn jemand etwas
essen will, kann er das essen.
FR: Wer mittags nicht da ist, be-
kommt der kein Abendessen?
B.: Nein.
FR: Habt ihr einen Kühlschrank für
das Essen?
B.: Nein, niemand hat einen Kühl-
schrank.
A.: Man muß die Sachen praktisch
schon tagsüber essen.

I B.: Manchmal lasse ich meine Butter
in meinem Zimmer. Wenn es warm ist,
ist alles wie Wasser, wenn ich essen
will.
FR: Wird die Küche um eins schon ge-
schlossen? .
B.: Nach dem Essen putzen sie viel-
leicht bis halb zwei oder bis zwei, und
dann darf niemand mehr reinkommen.
A.: Kürzlich ist ein Freund morgens
zum Arzt gegangen. Er ist fünf vor
eins erst wieder ins Lager gekommen,
da gab es kein Essen mehr.
B.: Das habe ich auch gesehen. Ich
habe auch jemand gesehen, der neu ins
Lager gekommen ist. Er ist pünktlich
um zwölf Uhr gekommen, aber er hat-
te noch keine Essensmarke. Dann ist
jemand mit ihm zum Chef gegangen.
Der Chef hat gesagt, daß er um ein
Uhr kommt. Der Bekannte hatihm ge-
sagt, daß um' ein Uhr schon zu ist.
Dann hat der Chef gesagt: "Okay,
dann kann er morgen zum Frühstück
kommen, aber heute gibt es keine Es-
senskarte." Und der Mann blieb ohne
Essen. Das war vor drei Wochen.
FR: Der Mann war ganz neu gekom-
men?
B.:Ja, er ist kurz vor zwölf angekom-
men. Der Bekannte hat den Chef ge-
beten, mit den Küchenarbeitern zu-
sprechen, damit sie ihm auch ohne
Karte etwas geben. Der Chef hat ge-
antwortet: I Nein, wenn er keine Es-
senskarte hat, bekommt er nichts".
FR: Hat er auch kein Abendessen be-
kommen?
B.: Nein. Wenn jemand nach ein Uhr
kommt, bekommt er nur Essen, wenn
er Glück hat, das hängt dann von den
Hausmeistern ab. Ansonsten ist er da-
rauf angewiesen, daß ihm jemand et-
was von seinem Abendessen abgibt.
c.: Ab Freitagmittag bis Montag früh
gibt es keine Essensmarken. ,
B.: Sie sagen, daß der Chef nicht da.
ist, aber das ist nicht so wichtig. Sie
können den Leuten in der Küche ja sa-
gen, daß sie Essen herausgeben. Aber
das machen sie nicht.
FR: Werden am Wochenende Leute in
die ZAST verlegt?
B.: Folgeantragsteller kommen
manchmal am Freitagnachmittag um
5 oder 6 hierher.
FR: Bekommen Sie dann am ganzen
Wochenende nichts zu essen?
B.: Manchmal gar nichts. Aber
manchmal kann man mit dem arabi-
schen Hausmeister sprechen. Aber
wenn der andere Hausmeister da ist,
bekommen sie gar nichts. Dann rnüs-
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sen sie schauen, daß sie von den ande-
ren Flüchtlingen Brot bekommen.
A.: Ja, die Leute verteilen dann ihr
Abendessen.
FR: Kann man soviel Brot bekommen
wie man will?
B.: Wenn Leute sagen "Komm; gib mir
mehr", dann bekommen sie manchmal
mehr, aber nicht immer.
A.: Wenn der Arbeiter Lust dazu hat.
B.:· Ja, ja, aber sie können auch nein
sagen. Letzte Woche habe ich drei
ganz kleine Stück Brot vom Ende ge-
kriegt.
FR: Wenn Ihr abends Hunger habt,
könnt Ihr dann nicht noch einmal Brot
holen?
B.: Nein, nein, esgibt keines mehr.

"Das Essen ist nicht gut, aber
man darf nicht kochen"

A.: Z.T. kaufen di~ Leute sich ihr Es-
sen mit dem Taschengeld, aber dann
reicht es nicht.
B.: Manche Leute haben im Lager
auch einen kleinen Kocher. Aber wenn
der Hausmeister das sieht, dann
nimmt er ihnen alles weg. Sie sagen:
"Du darfst hier nichts kochen." Das
Essen ist nicht gut in der Küche, aber
man darf sich auch selber nichts ko-
chen.
A.: Die islamischen Leute haben alle
Angst vor dem Schweinefleisch, und
deshalb essen sie oft nichts. Für die
neuen Leute ist das ganz wichtig. Für
uns Folgeantragsteller ist es kein Pro-
blem mehr, aber den neuen ist es ganz
wichtig. Deshalb kaufen sie sich Essen
mit dem Taschengeld.
FR: Gibt es Obst?
C.: Wenig, einen Apfel manchmal
oder eine Birne. Jeden Tag gibt es ei-
nen Apfel oder eine Tomate.
A.: Letzte Woche gab's als Mittages-
sen Kartoffeln und ein Ei ~und Suppe.
Suppe gibt es jeden Tag.
FR: Wie sieht die Ernährung der Kin-
der aus?
A.: Sie bekommen zusätzlich Saft und
Milch, aber nur wenig, auch Pampers.
FR: Hat sich die Situation mit den
Duschen verbessert?
B.: Nein. Für die Männer gibt es drei
Duschräume, für die Frauen zwei. Ins-
gesamt gibt es ca. 10 Duschen für die
Männer.
FR: Gibt es Waschmaschinen?
B.: Ja, pro Wäsche muß man I DM be-
zahlen, für's Trocknen so Pfennig.
Das Waschpulver ist dann dabei.

"Die meisten Hausmeister -
niemand kann mit ihnen

reden"

FR: Könnt Ihr etwas über die Haus-
meister sagen? Sind das Deutsche?
A.: Die meisten sind Aussiedler, der
eine sagt jetzt, er ist deutsch, weil er
einen Paß gekriegt ha t. .
B.: Ein Hausmeister von Block 3, er

Geschmückter ZAST -Eingang.

ist gut,er ist aus der Türkei. Es gibt
auch einen verrückten Hausmeister.
Er hatte immer einen.Hammer. Er hat
einfach so die Leute genommen
"Komm mit!" Der Mann kommt, sitzt
hier, und er nimmt seinen Hammer
und schlägt zu. Er hat das mit mehre-
ren Leuten gemacht, letztes Mal mit
einem Iraner. Er hat zugeschlagen, er
ist verrückt. Er war Hausmeister in
Block 2. Er kam dann ins Krankenhaus.
FR: Ist das der, den sie weggetan ha-
ben, weil er jemanden angegriffen
hat?
A.: Ja, er hat einen Griechen ange-
griffen. Einem Iraner hat er das Bein
zerschlagen.
B.: Ich hab es am gleichen Tag zwei-
mal gesehen. Er hat das mit dem Ira-
ner gemacht, er hat ihm den Fuß ka-
putt gemacht, und dann .in der Nacht
um 3 hat er eine Frau aus Polen ge-
schlagen, am gleichen Tag.
FR: Mitdem Hammer?
B.: Die Frau mit den Händen, aber
den Mann aus dem Iran mit dem Ham-
mer. Und der Mann hat nichts getan,
hat nichts gesagt. Der Hausmeister
hat ihn so einfach geholt "Komm mit".

Er ist gekommen, der Hausmeister hat
gesagt "Sitz", er hatte seinen Hammer
auf dem Rücken, so hat er das Bein
kaputt gemacht. Er ist ein Verrückter.
FR: Ist er immer noch Hausmeister?
B.: Er war im Krankenhaus, aber je-
mand hat mir gesagt, daß er wieder
zurückkommen soll.
A.: Wir haben auch einen 'guten'
Pförtner, er ist glaube ich aus Polen,
er ist auch ein Unmensch. Wenn je-
mand kommt, muß er seinen Ausweis
hergeben.
B.: Deswegen ist es schlimm im La-
ger, weil die Hausmeister, die meisten
Hausmeister - niemand, kann mit die-
sen Leuten sprechen. Nur mit einem
Araber und dem Mann aus der Türkei
kann man sprechen, aber mit den mei-
sten nicht. Wenn man an's Fenster
kommt, schnauzet') sie einen an: "Hey,
Du, weg von mir".
A.: Wenn jemand zum Lagerchef
geht, dann passiert nichts, er ist ruhig.
Aber später schickt er seine Leute. Er
hat vier Leute, Araber und Iraner. Er
sagt zu ihnen: "Er ist unruhig, geh',
mach' Ordnung". Und die Leute gehen
und machen Ordnung, es ist kein Pro-
blem.
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Straßenbahn aus gesehen.
B.: Wenn sie alle Leute kontrollieren
würden, wäre das etwas anderes, aber
sie kommen nur zu uns und sagen
"Ausweis, Ausweis!" Das ist nicht
richtig.
A.: Für den Kiosk auf dem Gottesauer
Platz ist das jetzt ein gutes Geschäft.

"Hol' Dir einen Dolmetscher!"

FR: Sprechen wir noch einmal über
die Polizeibehörde. Wir haben gehört,
daß sie sich in einigen Fällen gewei-
gert hat, Asylanträge entgegenzuneh-
men. Wißt Ihr etwas darüber?
A.: Ja, das haben sie bei einer Zigeu-
ner-Familie aus Jugoslawien ge-
macht. Sie haben mehrmals versucht,
einen Antrag zu stellen, und der Chef
der Polizeibehörde hat sie immer wie:'
der rausgeschickt. Dann wollte sich
die Familie an die Sozialbetreuung
wenden, wurde aber nicht zu ihr rein-

,gelassen. Eine Sozialbetreuerin hat
dann gemeinsam mit einem Rechtsan-
walt den ganzen Nachmittag mit der
Ausländerbehörde verhandelt.
FR: Wie sieht das eigentlich aus,
wenn die Leute ihren Antrag auf der
Polizeibehörde stellen und begründen
müssen. Gibt es Dolmetscher?
A.: Das ist ganz wichtig. Auf der Po-
lizeibehörde gibt es keine Dolmet-
scher, wenn die Leute ihren Antrag
stellen.
B.: Für das Protokoll auf der Auslän-
derbehörde gibt es keine Dolmet-
scher, nur für das Interview beim Bun-
desamt. Für die neuen Leute ist das
wichtig.
A.: ICh weiß von türkischen Leuten.
die kein Deutsch können. Der Man~
auf der Ausländerbehörde hat ihnen
gesagt "Ich weiß nicht, was ihr wollt.
Das ist mir egal, Du kannst dir auf der-
Straße einen Dolmetscher suchen und
zu mir bringen."
FR: Leute aus der ZAST haben uns
berichtet, daß Erstantragsteller auf
der Polizeibehörde zuerst gefragt
würden: "Hast Du ein Auto?" Wer die
Frage nicht verstehe bzw. nicht sofort
reagiere, würde angefahren: "Hol Dir
einen Dolmetscher"
B.: Ja, das habe ich immer wieder ge-
sehen, daß sie das so machen.
A.: Bei der Polizeibehörde ist es ganz
wichtig, einen Dolmetscher zu haben.
l.B. ein Landsmann,den ich kenne. Er
kann seine Sache nicht selber erzäh-
len, ich kann es auch' nicht. Aber er
hat keinen Dolmetscher gefunden,
dann bin ich eben mitgegangen. Ich
hab seinen Lebenslauf nicht gut er-
zählt, aber ich mußte es. Er konnte es
nicht selber machen, weil es nicht
geht. Aber seine Situation ist
schlimm. Für viele Leute ist das so.
Die eine Frau von der Polizeibehörde
habe ich gefragt, warum es keine Dol-
metscher gibt. Sie hat gesagt: "Das ist
Eure Sache, Dolmetscher zu finden."
Ich hab gesagt: "Ich kann nicht helfen,
mein Deutsch ist nicht genug, das muß
doch richtig sein." Sie hat geantwor-
tet: "Das ist nicht meine Sache. In
Karlsruhe gibt es 10000 Ausländer,
der kann auf der Straße nach einem
Landsmann kucken und ihn herbrin-
gen." _
B.: Ja, das stimmt, wenn man einfach

jemanden mitnimmt, weiß man nicht,
was der Mann erzählt, ob das richtig
ist. Und wenn sie einen Dolmetscher
besorgen, dann müssen sie ihn auch
bezahlen. Aber für sie ist es nicht
wichtig, was der Asylbewerber er-
zählt, dann ist es nicht so wichtig, ei-
nen Dolmetscher zu nehmen.
A.: Ein Jugoslawe, er macht Dolmet-
scher, aber er nimmt von allen Leuten
Geld. Die Asylbewerber haben kein
Geld und müssen doch bezahlen.
B.: Wenn sie nichts bezahlen, dann
macht er nichts.
FR: Was für Fragen müssen die
Flüchtlinge bei der Polizeibehörde
beantworten?
A.: Im Büro Koch werden die Leute
z.B. gefragt: "Warum bist Du da,
kannst Du nicht in Deinem Land le-
ben? Was suchst Du hier?" Oder er
sagt auch "Oh, wieder ein Asylbewer-
ber".
-B.: Beim Ausländeramt fragen Sie
"Warum bist Du hergekommen? Was
für Probleme hast Du?"
A.: Bei Folgeanträgen haben Sie t.B.
schon gefragt: "Warum gehst Du nicht
zurück in Deine Heimat? Kannst Du
dort nicht leben?" Und wenn die Leute
dann von Ihren poli tischen Problemen
gesprochen haben, haben sie gesagt:
"Ach, Quatsch."

"Sie kontrollieren nur uns"

FR: Können wir noch mal über die
Lebensbedingungen im Lager spre-
chen? Wir haben z.B, einen Aushang
gesehen, der Alkoholkonsum im Lager
verbietet, gilt das auch für die Zim-
mer?
B.: Ja, überall im Lager. Wenn sie se-
hen, daß jemand trinkt, dann bekommt
er kein Taschengeld.
A.: Jetzt wird auf dem Gottesauer
Platz getrunken.
B.: Aber wenn es regnet, geht das
nicht, dann kann man nicht da sitzen.
FR: Werdet Ihr auf dem Gottesauer
Platz von der Polizei kontrolliert?
B.: Ja, das habe ich zweimal mitbe-
kommen. Die Polizisten sind gekom-
men und haben die Ausweise verlangt.

- Sie haben alle Leute kontrolliert, aber
nur die Flüchtlinge. Die Deutschen
waren auf der anderen Seite, alle be-
soffen, sie sind jeden Tag besoffen,
aber sie haben diese Leute nicht kon-
trolliert. Aber uns, zu uns sind sie ge-
kommen.
FR: Gibt es in der Stadt auch Polizei-
kontrollen?
B.: Sie machen es nicht so häufig, ich
wurde in den letzten 6 Monaten erst
einmal kontrolliert. Da waren wir eine
Gruppe, u.a. mehrere Afrikaner, z.T.
aus anderen Städten. Deshalb haben
sie kontrolliert. -
A.: Ich wurde noch nicht kontrolliert,
aber ich' habe schon dreimal Kontrol-
len von Flüchtlingen beobachtet, bei
einem Afrikaner, einem Türken und

'einem Araber. Ich habe das von der

Die Polizei ist in der lAST dauernd
präsent. Im Hintergrund das neu reno-
vierte Schloß Gottesaue, das zur Be-
gründung dient, das umliegende Areal
zu "bereinigen".

"Dein Geld ist noch nicht
gekommen"

FR: Das Taschengeld wird jetzt nur
noch in zwei Raten zu je 3S DM am
ersten bz w. fünfzehnten ausgezahlt.
Was bedeutet diese Regelung für
Euch?
B.: Ich glaube das ist besser für uns,
weil es sehr schwer ist, mit 70 DM bis
zum Ende des Mona ts auszukommen.
Ich rauche z.B., so kaufe ich drei
Päckchen Tabak für 12 DM, damit
kann ich 2 Wochen rauchen. Nach 2

Wochen bekomme ich wieder 3S DM.
A.: Es kommt aber auch vor, wenn
Leute am Anfang der Woche z.B, nach
Freiburg geschickt werden, und es gab
am ersten Tag eine sehr große Schlan-
ge, und sie haben ihr Taschengeld des-
halb nicht bekommen. Dann wird ih-
nen hier gesagt "Ihr bekommt es dort".
Aber dort bekommen sie es auch
nicht. Das kommt sehr oft vor.
FR: Wenn jemand am 2. des Monats
kommt und am 14. verlegt wird, be-
kommt er dann überhaupt Geld?
B.: Nein, nein. Es gibt auch andere
Probleme. l.B. gibt es Leute, die wa-

_ren in Schwalbach ein oder zwei Mo-
nate, sie haben dort kein Geld ge-
kriegt. Und sie sagen "Wenn Du nach
Karlsruhe kommst, geben sie Dir
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Geld." Und sie kommen hierher und
fragen nach dem Geld, und hier sagen
sie dann "Nein, Dein Geld ist noch
nicht gekommen." Und dann bekom-
men diese Leute vielleicht gleich eine
Verlegung am Auszahlungstag, dann
müssen sie vormittags weg und haben
ihr Geld hier auch nicht gekriegt. Das
habe ich gesehen.
A.:lch weiß von vier Kurden. Sie ha-
ben mir gesagt, daß sie von Schwal-
bach das Geld nicht gekriegt haben,
und hier haben sie es auch nicht ge-
kriegt. Die in Schwalbach haben ge-
sagt "Wenn Du nach Karlsruhe gehst,
kannst Du dort gleich das Geld für die
ganze Woche mitnehmen" und als sie
dann hier auf die Ausländerbehörde '
gegangen sind, hat Koch gesagt: "Ach,
kein Geld, kein Geld, Dein Geld ist
noch nicht gekommen." Wenn die Leu-
te von Schwalbach weggehen, sagen
die dort "Du kannst das Geld in Kar ls-
ruhe nehmen", und hier sagen sie "Du
bekommst es in Tübingen oder Frei-
burg."
B.: Und dort bekommt er dann nur die
70 DM, ab dem Zeitpunkt, wo er dort
ist, für die Wochen davor bekommt er
nichts.
FR: Wie ist es eigentlich mit Seife
und solchen Sachen? '

'A.: Das muß man alles mit den 70 DM
kaufen. Seife und Shampoo und Hand-
tuch, Unterwäsche, Socken,
Strümpfe.
B.: Alles, was man braucht, muß man
mit 70 DM besorgen.

"Die Regierung will, daß die
Leute stehlen"

A.: Nach meiner Meinung will die Re-
gierung, daß die Leute stehlen. Sie
gibt den Leuten so wenig Geld und von
70 DM kann man nicht leben. Wenn
man keine Bekannten hat, von denen
man Geld kriegt, dann muß man prak-
tisch stehlen. Und dann sagen sie:
"Hast Du gesehen, ein Ausländer!"
B.: Auch in den Geschäften, wenn ein
Ausländer kommt, dann kommen
gleich 2 oder 3 Angestellte und
kucken, was der macht. Manchmal bin
ich mit diesen Leuten böse, ich habe
immer wieder mit ihnen gesprochen:
"Warum machen Sie das?" Ich bin jetzt
vier Jahre in Deutschland, aber ich
habe noch nichts gestohlen, keine
Schachtel Zigaretten. Aber wenn ich
in ein Geschäft gehe, immer kommen
die Angestellten und schauen, immer
wenn ein Flüchtling kommt.
A.: Bei mir ist es auch so. Wenn ich in
ein Geschäft gehe, um Hosen anzu-
schauen, ich will nichts kaufen, aber
gleich kommen sie und fragen "Kann
ich helfen?".
B.: Kürzlich hatte ich Probleme mit
einer Verkäuferin. Ich hatte, ein Päck-
chen Tabak in der Brusttasche, das ich
vor zwei Wochen in dem Geschäft ge-
kauft hatte. Ich kam mit einem
Freund und wollte Saft kaufen. Da war

eine alte Dame, sie hat mich so ange-
sehen und zu der Arbeiterin - gesagt:
"Schauen Sie, er hat etwas in seiner
Tasche". Die Verkäuferin: "Ah ja, den

,frage ich gleich". Dann habe ich gleich
gesagt: "Was wollen Sie mich fragen?"
Dann habe ich ihr das Päckchen ge-
zeigt, das fast leer war. Sie: "Ah ja,
Entschuldigung". Ich habe gesagt:
"Okay, aber das ist nicht gut."
A.: Letzte Woche gab es in der Stra-
ßenbahn Fahrkartenkontrolle. Bei al-
len Leuten ha t er so kurz auf die Karte
geschaut, aber bei mir hat er sie ganz
genau angekuckt und gewendet.
B.: Die Geschäfte machen das immer
mit uns. Neben dem Lager gibt es ei-
nen Supermarkt. Jedesmal wenn ein
Asylbewerber kommt, gleich kommen
2 bis 3 Verkäufer. Jeden Tag habe ich
Probleme
C.: Und wenn man sehr wenig Geld

Durch einen Hungerstreik versuchten
Flüchtlinge im September 1985, ihre
Lebensbedingungen in der ZAST zu
verbessern.

hat, muß man die richtige Ware gut
treffen und muß viel sehen, anschau-
en, nicht sofort zack, zack kaufen.

"Erst nach 6 Monaten
gibt es Kleider"

FR: Wie sieht es mit der Kleiderver-
sorgung aus?
B.: Es gibt z.B. Kleider für die Leute,
aber erst nach 6 Monaten, für die mei-
sten gibt es hier also nichts. Vorher
bekommt man höchstens alte Kleider
vom Roten Kreuz. Die Leute, die drin-
gend Kleider brauchen, müssen diese
Kleider nehmen. Wenn jemand im No-

vember hierher kommt, ist es
schlecht, weil er hier keine Kleider
bekommt.
A.: Nach den 6 Monaten kann man mit
200 oder 210 DM einkaufen.
B.: Nein, nein, jetzt haben sie in
Block 4 oben ein Kleiderlager . Da muß
man hingehen. Dort gibt es Jeans, für
alle Leute die gleichen Jeans. Es gibt
kein Geld, keine Gutscheine mehr.
Nur noch für 25 DM kann man in den
Geschäften in der Stadt was kaufen.
FR: Früher konnte man doch immer
bei Firma Morlock in der Karlstraße
einkaufen.
B.: Ja, das weiß ich, ich war dort ein-
mal, als ich zum ersten Mal hier war.
Aber jetzt geht das nicht mehr, jetzt
ist das im Lager.
A.: Jetzt ist im Lager alles, Arzt, Po-
lizeibehörde, Bundesamt, Kleider ....
FR: Was bekommt man da für Klei-
der?
B.: Man kann vielleicht eine Hose, ei-
ne Jeans nehmen und ein Hemd, eine
Jacke vielleicht. Ich weiß nicht, ob es
auch eine Jacke gibt. Und ein paar
Schuhe. Mit einem 25 DM-Gutschein
kann man sich ein T-shirt oder Unter-
wäsche kaufen. Aber nur in bestimm-
ten Geschäften, Hertie etc .. Andere
Geschäfte sagen "Nein", aber viele
akzeptieren das.
FI~: Hosen kann man nicht im norma-
len Laden kaufen?
B.: Hosen, Hemden, Schuhe bekommt
man nur im Lager. Manchmal gibt es
Probleme. Er will z.B, eine Jeans ha-
ben, aber ich mag keine Jeans. Aber
ich muß sie nehmen, es gibt nur Jeans.
Alle Leute haben gleiche Kleider wie
im Gefängnis.
A.: Alle haben gleiche Schuhe jetzt -
wie Soldaten.
FR: Früher gab es nur eine Wartezeit
von drei Monaten für die Kleidung.
B.: Jetzt sind es 6 Monate. Früher hat
man gleich am ersten Tag ein Klei-
dungsstück gekommen, eine Hose oder
eine Jacke oder ein Hemd. Als ich zum
ersten Mal hierher kam, habe ich bei
Morlock eine Hose, eine Unterhose
und ein Hemd bekommen.
FR: Ja, so war es noch bis 1984. 1985,
als es den Hungerstreik gab, war es
schon anders. Da haben sie gesagt,
entweder Jacke oder Hose, nach 3
Monaten Wartezeit bekam man dann
Schuhe, nach weiteren 3 Monaten be-
kam man ein Hemd.
B.: Die meisten bekommen hier gar
keine Kleider, nur die Folgeantrag-
steller ,die 6 Monate hier bleiben. Ich
habe bis jetzt noch nichts bekommen.
A.: Ich habe mir alles selbst gekauft,
ich hatte nichts mehr, kein Hemd, kei-
ne Hose.
FR: Gibt es noch die Kleiderkammer
der Diakonie?
B.: Ja, die steht allen Leuten offen.
Jede Nationalität kann an' einem an-
deren Tag dort hingehen, aber das sind
keine guten Kleider, die sind alle sehr
alt. Aber wenn jemand dringend etwas
braucht, muß er sie nehmen.
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Alternativen zum Sammellagerkonzept

Menschenwürdige Unterbringung statt

Ausgrenzung und Isolation
- ------~------------------------------------~---------------------------------

Rose Glaser

Ich möchte mich jetzt nicht für die Einladung
bedanken, denn ich gehöre ja im Auftrag der
Landtagsfraktion der GRÜNEN zu denMitver-
anstalterlnnen; ich möchte mich aber an dieser
Stelle stellvertretend für viele Flüchtlingsini-
tiativen und für viele Arztegruppen, wie sie
hier von Herrn Vorbrodt dargestellt wurden,
beim Flüchtlingsrat Karlsruhe für die geleiste- .
te Arbeit bedanken, denn ohne das ehrenamtli-
che Engagement dieser und anderer Asylinitia-
tiven im ganzen Bundesgebiet würden die Le-
bensbedingungen der Flüchtlinge noch schwär-
zer und trostloser aussehen, als sie es eh schon
tun.

Vor allem von oberen verantwortlichen Stel-
len ist immer wieder zu hören, anders als durch
Lager sei das Problem der Asylbewerber gar
nicht zu bewältigen; Lager gelten als "pragma-
tische Lösung". Hier wurde und wird der Not-
stand jedoch herbeigeredet. Erst in Zusam-
menhang mit den Aussiedlern waren andere
Töne zu hören; da hieß es auf einmal, es sei
Menschen nicht länger als sechs Monate zuzu-
muten, in einem Sammellager zu leben - und
das, obwohl AussiedlerInnen vom ersten Tag an
die Möglichkeit der Selbstverpflegung haben.
Wenn sie zur LandesanlaufsteIle (LAST) kom-

.men, bekommen sie gleich ein Tablett mit dem
nötigsten Geschirr, Besteck und Töpfen, so daß
sie sich selbst versorgen können. Alles, was wir
in den Inis schon seit Jahren für die Flüchtlinge
verlangen, ist da plötzlich möglich. Anders als
in den "Asylantenlagern" sind in den "über-
gangswohnheimen" auch keine Küchen heraus-
gerissen worden.

Kritikpunkte

Doch nicht nur die fehlende Möglichkeit der
Selbstversorgung gilt es scharf zu kritisieren,
sondern auch die Zwangszuweisung, die jegli-
che Selbsthilfe untereinander unterbindet.
Wenn Flüchtlinge hier im Land schon Freunde

haben, können sie bei ihrer Ankunft nicht ein-
fach sagen: "Ich will nach Stuttgart." Sie müs-
sen an die zugewiesenen Orte. Auch wenn sie
gar nicht hilflos auf den deutschen Staat ange-
wiesen sein wollen, wird es ihnen durch die Re-
sidenzpflicht verwehrt, sich von Freundinnen
und Freunden, die schon hier sind und über ent-
sprechende Erfahrung verfügen, helfen zu las-
sen. Reisen sie aber unter Umgehung der Resi-
denzpflicht ill.egal zu ihren Freundinnen und
werden dabei zweimal erwischt, gilt ihre Fahrt
beim zweiten Mal als Straftat und nicht mehr
als Ordnungswidrigkeit.

Der dritte Kritikpunkt ist das Arbeitsverbot
für Asylsuchende. Und als viertes sind sie mit
der rigiden herrschenden Rechtsprechung kon-
frontiert, die - wie wir das heute schon gehört
haben - Folter nicht mehr als Asylgrund aner-
kennt und im unsäglichen Saulgau-Beschluß
sogar soweit geht, einen Asylgrund nur dann
als vorhanden anzunehmen, wenn einem ein-
zelnen Menschen in seinem Heimatland mehr
zugemutet wird, als der Personengruppe, zu
der er gehört. Mit Blick auf die Vorgänge in der
Nazizeit würde das bedeuten, daß die jüdi-
schen MitbürgerInnen, die der grausamen Ver-
folgungja als Gruppe ausgesetzt waren, nach
der heutigen Rechtsprechung in der Bundesre-
publik kein Asyl bekamen. Darauf hat Profes-
sor Oberndörfer, CDU-Mitglied aus Freiburg,
in der ZEIT hingewiesen. Wenn ich Kolleginnen
und Kollegen von der CDU in Diskussionen das
entsprechende Zitat vorhalte, erlebe ich es
immer wieder, daß sie darauf mit großer Ver-
wunderung bis Empörung reagieren, zum Teil
sogar regelrecht ausfallend werden. Sage ich
Ihnen dann, daß dieses Zitat von einem über-
zeugten CDU-Mitglied stammt, bekommen sie
meist den Mund nicht mehr zu. Ich halte es
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aber für wichtig, daß in diese CDU-Kreise hin-
ein der Widerspruch zwischen vorherrschender
Einstellung und Christlichkeit deutlich wird.
Und ich denke, daß da auch einiges am Aufbre-
chen ist, und meine, wir sollten um jeden Men-
schen froh sein, der von dieser Seite kommt
und sich engagiert für Flüchtlinge einsetzt.

Die rechtlichen Regelungen, die ich gerade
aufgeführt habe, führen zu Problemen, auf die
dann mit Lagerhaltung von Menschen reagiert
wird. Diese Probleme sind von der Landes- und
Bundesregierung hausgemacht. Die amtlichen
Regelungen führen in völlig unsinniger Weise
zur Konzentration von vielen Menschen und zu
den ganzen Zwängen, die daraus folgen. Folge-
antragsteller müssen beispielsweise in die
ZAST, egal wie sehr sie sich an ihrem bisheri-
gen Aufenthaltsort schon integriert haben. Es
heißt so beschönigend: "Folgeantragsteller
müssen in der ZAST Wohnung nehmen." 'Ehrli-
cher wäre, zu sagen: "Sie müssen in der ZAST
ihren Schlafplatz nehmen und ihren Stehplatz
in der Essensschlange - auch wenn sie schon 70
Jahre alt sind." JÜngere dürfen ihnen nämlich
nichts bringen.

Abschreckung durch Sammellager

Das Sammellagerkonzept der baden-wür ttern-
bergischen 'Landesregierung spielt in der Bun-
desrepublik eine Vorreiterrolle. Der Landesre-
gierung ging es von Anfang an darum, durch die
Verhältnisse in den Sammellagern potentielle
Asylsuchende abzuschrecken. Lothar Späth
soll einmal gesagt haben, es müsse bis hin zur
letzten Buschtrommel klar sein, daß es hier in
Baden- Württemberg die Flüchtlinge sehr
schwer haben; deshalb müßten die Bedingun-
gen wirklich so rigide wie möglich sein, des-
halb bräuchten wir Sammellager und sonst kei-
nerlei andere Art der Unterbringung.

[ Bis I985 hat das Sammellagerkonzept "funk-
tioniert". Dann wurde die Zahl der Asylsuchen-
den so groß, daß die vorhandenen Sammellager
die Flüchtlinge zahlen mäßig nicht mehr auf-
nehmen konnten und die Skandale in einzelnen
Sammellagern einfach zu offensichtlich wur-
den. Daraufhin wurde zugelassen, daß auch in
Städten und Gemeinden über IOOOO Einwoh-
nern Flüchtlinge Aufnahme finden konnten.
Dabei wurden aber die Finanzierungsbedingun-
gen entsprechend hart gestaltet, so daß bis
praktisch Ende I988 diese 4,5-qm-Regelung
gegolten hat. Das bedeutete von der Erstat-
tung des Landes an die Gemeinden her gese-

Wohncontainer in Weinheim: "Menschenwürde
auf Containerformat reduziert." .

hen, daß jemand, der eine Privatwohnung von
So qm zur Verfügung gestellt hat, fast 20 Leu-
te hätte unterbringen sollen, da das Land le-
diglich die Unterbringung in Lagern oder la-
gerähnlichen Unterkünften bezahlt. Seit dem
1. Januar '89 ist eine ganz kleine Verbesserung
eingetreten. Da wird pro Person bis zu 8 qm er-
stattet, so daß man jetzt "nur" noch 10 Leute
in eine Bo-qrn-Wohnung aufnehmen muß. Eine
normale Wohnung wird natürlich aber auch so
noch zur lagerähnlichen Unterkunft.

Durch diese Praxis wird die Menschenwürde
auf Containerformat reduziert. Die Sammel-
container hängen nämlich - auch wenn das
vielleicht kaum bekannt ist - unmittelbar mit
dieser Regelung zusammen, denn von der vor-
gegebenen Quadratmeterzahl her passen ge-
nau 3 Menschen in einen Container. Die kom-
munalen Spitzenverbände haben sich übrigens
sehr dagegen verwahrt, bei der Aufnahme von
Asylbewerbern ständig derlei Rechenspiele
mit der Menschenwürde anstellen zu sollen.
Aber das Ganze hat scheint's Methode: Offen-
bar sollen alle Beteiligten möglichst vergrault
werden, damit die Einstellung den Asylbewer-
berInnen gegenüber möglichst negativ ist - im
Grund genommen soll alles auf ein Rausekeln
hinauslaufen.
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Merkblatt

Den AsylbewerberInnen wird in diesen Lagern
ein Merkblatt in die Hand gedrückt, in dem es
wörtlich heißt: "Der Unterhalt und die Unter-
bringung von Asylbewerbern stellen eine er-
hebliche Belastung für das Land Baden- Würt-
temberg und die baden-württembergischen
Städte und Gemeinden dar. Es wird daher er-
wartet, daß die Asylbewerber den Anordnun-
gen der zuständigen Behörden nachkommen.
Wenn Anordnungen der Behörden nicht befolgt
werden, bringt der Asylbewerber sich selbst in
Schwierigkeiten und zeigt damit, daß eine ech-
te politische Verfolgung offensichtlich nicht
vorliegt, sondern daß er mit seinem Antrag
asylfremde Zwecke verfolgt. In diesen Fällen
wird die Abschiebung in das Herkunftsland an-
geordnet werden." Man schämt sich einfach,
wenn AsylbewerberInnen einem so etwas zei-
gen.

Selbstversorgung

I
I
I

Wenn wir uns um Alternativen zu Sammella-
gern bemühen, muß unsere erste Forderung
daher lauten, daß die genannten Regelungen
rückgängig gemacht werden, damit es zu die-
ser Ansammlung von Menschen und zu dem
Zwang, sich an einem zugewiesenen Ort auf-
halten zu müssen, erst gar nicht kommt. Wir
Grünen fordern, die momentanen gesetzlichen
Rahmenbedingungen des Asylverfahrens zu-
rückzunehmen. Und das wäre eigentlich nicht
schwer, denn dabei handelt es sich um politi-
sche Beschlüsse, die sich jederzeit aus der
Welt schaffen lassen, wenn der politische Wille
dazu da ist. Von der politischen Debatte und
Großwetterlage her läuft allerdings derzeit
alles eher auf eine Verschärfung hinaus. Der
Artikel 16 Absatz 2 des Grundgesetzes wird ja
schon längst nicht mehr eingehalten, der ist
schon allein durch die ganzen Verordnungen
unterlaufen. -

Der ZAST-Neubau ist ein Ausdruck dafür,
daß man aus den Erfahrungen der letzten Jahre
überhaupt nichts lernen will: Man hat nicht
einmal die Selbstversorgung geplant. Und die
verordnete Gemeinschaftsverpflegung hat ja,
weiß Gott, für alle. Beteiligten ringsrum die
größten Schwierigkeiten gebracht - bis dahin,
daß den Flüchtlingen in letzter Zeit auch hier
in Karlsruhe und letzten Sommer in Freiburg

verdorbenes Essen geliefert wurde. Die Ein-
führung der Selbstversorgung ist hier eine ver-
nünftige Lösung. Dennoch wird zur Zeit der
ZAST-Neubau im Bewußtsein der Schwierig-
keiten, die auftreten werden, unter Verwei-
gerung der Selbstversorgung durchgezogen.

"Gemeinschaftsverpflegung" in der ZAST
Karlsruhe. Nicht nur, daß auf Essensgewohn-
heiten keinerlei Rücksicht genommen wird:
die Qualität des Essens ist schlecht, die Por-
tionen sind zu klein, Obst und Gemüse gibt es
kaum.

..::f Dezentrale Unterbringung

Dabei muß kühl und nüchtern festgestellt wer-
den, daß dieses Abschreckungskonzept nicht·
nur keinen einzigen Asylbewerber davon abge-
halten hat, hier herzukommen, sondern daß ei-
ne dezentrale Unterbringung wesentlich
kostengünstiger wäre als die derzeit geübte
Sammellagerpraxis. Ich kann in diesem Zusam-
menhang aus einem Schreiben des Sozialmini-
sters im SPD-regierten Schleswig-Holstein zi-
tieren, in dem es heißt, der Weg einer dezen-
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tralen Unterbringung mit verbesserten Lei-
stungen für den einzelnen und einer menschli-
cheren Wohnsituation werde nicht teurer sein,
sondern sogar zu Einsparungen führen. Das
sind ja Dinge, die wir in den 'Asyl-Inis auch
schon immer gesagt haben. Die schleswig-hol-
steinische SPD-Alleinregierung, die jetzt die
Schuld nicht mehr auf einen FDP-Koalitions-
partner schieben kann, hat endlich begonnen,
Partei- und Wahlkampfversprechen einzulö-

- sen: Sie möchte jedes Jahr fünf Sammellager
auflösen. Soweit ist es natürlich nicht von
alleine gekommen, sondern dieser Schritt ist,
so denke ich, auch mit durch den Druck be-
wirkt worden, den die Asylinitiativen in den
letzten zehn Jahren gemacht haben!

Ich will hier keine SPD-Reklame machen,
aber ich empfinde es als positiven Schritt,
wenn eine Regierung die Anweisung erläßt,
Asylbewerberlnnen künftig deutschen Sozial-
hilfeempfängerInnen in der Wohnsituation
gleichzustellen - das heißt, sie können in die-
sem Bundesland in Wohnungen ziehen und die
Erstattung läuft genauso wie bei Sozialhilfe-
empfängerInnen. Im Vergleich zu den baden-
württembergischen Sammellagern, die noch
dazu weiter ausgebaut werden sollen, ist dies
ein gewisser Fortschritt. Während in' Baden-
Württernberg allein in diesem Jahr zusätzlich
zur ZAST noch vier weitere Sammellager ent-
stehen sollen, hat die Regierung Schleswig-
Holsteins den Plan, jedes Jahr fünf Sammella-
ger aufzulösen (insgesamt haben sie sechzig).
Dabei wird es allerdings auch an uns von außer-
halb Schleswig-Holsteins liegen, ob dieser Plan
wirklich in die Praxis umgesetzt wird. Die Kri-
terien für die dezentrale Unterbringung sollen
hier, wie gesagt, die gleichen wie bei Soz ialhil-
feempfängerInnen sein. 7

In den bestehenden Gemeinschaftsunter-
künfte aber muß, solange sie nicht aufgelöst
sind, als nächster Schritt die Möglichkeit der
Selbstversorgung gewährt werden. Außerdem
gilt es, die in den Gemeinschaf.tsunterkünften
- auch in der ZAST - zum Teil existierenden
unhygienischen Einrichtungen schnellstens zu
sanieren. Wesentlicher Schritt aber bleibt die
Abschaffung der Residenzpflicht. Denn ohne
eine gewisse Freizügigkeit - und das steht
auch im Kieler Regierungspapier - ist die de-
zentrale Unterbringung ja gar nicht zu ma-
chen. Deshalb will man in Schleswig-Holstein
auch Bundesgesetze weniger rigide auslegen
und im Bundesrat Vorstöße zur Anderung der
Gesetzeslage unternehmen.

Grundsätzliche t&1nderungen
statt "Make'-up"

Wir müssen jetzt allerdings darauf achten, daß
dies auch so durchgeführt' wird. Nach meiner
Ansicht ist die dezentrale Unterbringung in
Wohnungen sowie die Aufhebung vor allem der
Residenzpflicht und des Arbeitsverbots das
einzig Richtige, damit den Menschen, die mit'
ihren ganzen Problemen herkommen, hier we-
nigstens ein Leben in - zumutbaren - Umstän-
den ermöglicht wird, wie sie Menschen gebüh-
ren. Professor Oberndörfer ,den ich vorhin be-
reits erwähnt habe, sagt ganz klar: "Sarnrnella-
ger sind KZs." Da braucht man wohl nichts
mehr hinzuzufügen.

Und zu dem Neubau draußen ist zu sagen,
daß nach seiner Eröffnung längst nicht "alles
besser" werden wird, wie uns immer entgegen-
gehalten wird. Mir fällt dazu der Vergleich mit
dem Geschwür im Gesicht ein, über das man
Make-up kleistert. Das Make-up verdeckt das
Geschwür nur; nach ein paar Stunden ist die
Tünche weg, und das Geschwür kommt wieder
zum Vorschein. Es bleibt, weil praktisch nur an
der Oberfläche etwas verändert wird.

Hier in Baden-Württemberg, denke ich, müs-
sen wir die Beispiele aus anderen Bundeslän-
dern anführen. Unter Verweis auf die Erfah-
rungen dort müssen wir versuchen, im Bündnis
gegen diese unsägliche Asylpolitik unserer
Landesregierung in immer mehr Kreise einzu-
dringen, die bisher noch nicht mitmachen,
denn dann wird sich auch bei uns etwas ändern.
Ich meine, etwas optimistisch dürfen wir sein,
schließlich tut sich andernorts etwas. Wir wer-
den die von uns mit Spannung erwarteten Er-
fahrungen im Norden den hiesigen Verantwort-
lichen, die immer behaupten, etwas anderes
als Sammellager sei "nicht durchführbar", bei
jeder Gelegenheit unter die Nase reiben, damit
auch hier endlich klar wird: Anders als mit de-
zentraler Unterbringung geht es nicht! Sam-
mellager sind überhaupt kein Thema!

Rose Glaser, MdL, ist innenpolitische Spre-
cherin der Fraktion der Grünen im baden-
württembergischen Landtag. Sie engagiert
sich in besonderer Weise in der Ausländer-
und Asylpolitik. Durch Anfragen im Land-
tag und Besuche von Sammellagern ver-
sucht sie, auf die Situation der Flüchtlinge
aufmerksam zu machen und sucht dabei die
Zusammenarbeit mit Flüchtlingsinitiati-
ven. Den vorliegenden Beitrag hat sie an-
läßlich des "Hearings gegen Sammellager
Gnd ZAST -Neubau" am 18.03.89 in Karlsru-
he gehalten.
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Dokumentiert

Einwendungen des Flüchtlingsrats Karlsruhe gegen

die Änderung des Flächennutzungsplans und die da rn it

beabsichtigte Gettoisierung der Flüchtlinge

An den
N~chbarschaftsverband Karlsruhe
Lammstr. 7
7500 Karlsruhe

Flüchtlingsrat Karlsruhe
Karlsruhe, 21.°3.1988

Betr.: Flächennutzungsplan (FNP)
Nachbarschaftsverband Karlsruhe,
Öffentliche Auslegung der I. Ände-
rung 29.02.-29.°3.1988

Hier: Bedenken und Anregungen

Sehr geehrte Damenund Herren,

wir haben in den Entwurf zur FNP-Än-
derung und in die Erläuterungen Ein-
sicht genommen. Insbesondere zur
Änderung Ifd. Nr , Ka-1"Sondergebiet
ZAST" und im Zusammenhang damit
zU KA-8 "Bereich Schloß Gottesaue"
und KA-11 "Kriegsstraße-Ost/Ost-
ring" möchten wir Bedenken und An-
regungen vorbringen.

Zusammenfassung

Wohngebieten auszuweisen. Im ein-
zelnen kritisieren wir am jetzt ausge-
wiesenen Standort die hohe Lar mb c-
lästigung, unverträgliche Nut-
zungen in der Umgebung, die sozial
und räumlich isolierte Lage und die
vorprogrammierte hohe Bele-
gungsdichte des Sammellagers.

Da zumindest mehrere Hundert Be-
wohner jeweils längere Zeit in der
ZAST leben, sind diese Nachteile
nicht mit dem Hinweis auf die nur vo-
rübergehende Anwesenheit abzutun.
Unsere Gründe legen wir im folgenden
dar.

Gliederung

I. Betroffene
a) Bewohner
b) Beschäftigte
Cl Bürger
2. Lager und Beurteilung des
Standortes
a) Unmittelbare angrenzende Nutzun-
gen
b) Mittelbar angrenzende Nutzungen

c) Weitere beeinträchtigende Nutzun-
gen
d) Sonstige Nutzungen im Umfeld
e) Anbindung an vorhandene Wohnge-
biete
f) Verkehrserschließung
g) Beurteilung des Standortes
3. Ausstattung mit Wohnfolge-
einrichtungen
4. Bedeutung des FNP für die
bauliche Gestaltung der ZAST
a) Fläche
b) Lärmschutz
5. Aufenthaltsdauer in der
ZAST
6. Anregungen und Alternati-
ven

I. Betroffene

a) Bewohner
In der ZAST wohnen ausländische
Staatsbürger, die in der Bundesrepu-
blik Deutschland politisches Asyl nach
Art. 16 des Grundgesetzes beantragt
haben und nach der Landesquote (§ 22
(2) AsylVfG) dem Land Baden-Würt-

Der FNP-Änderungs-Entwurf weist
eineil neuen Standort für die Zentrale
AnlaufsteIle für Asylbewerber (ZAST)
des Landes Baden-Württemberg aus.
Dafür ist eine Fläche von ca. 1,3 ha an
der Stelle des heutigen Bauhofs Durla-
eher Allee 100 bezeichnet. Es sollen
ein Sammellager für 800 ausländische
Asylbewerber und Arbeitsstätten
(Verwaltung, verschiedene Behörden)
für ca. 70 Beschäftigte gebaut wer-
den. Der jetzige ZAST-Standort Wol-
fartsweierer Str. 7 soll zugunsten des
Oststadtparks und eventueller Erwei-
tcrungsbauten der Musikhochschule
aufgelassen werden ..

Gegen die Ausweisung dieses Stand-
ortes hat der Flüchtlingsrat Karlsruhe
schwere Bedenken. Unseres Erachtens
sind dabei die allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse nicht ausreichend be-
rücksichtigt; die Bildung einseitiger
Strukturen wird gefördert. Wir regen
an, mehrere Standorte für dezentrale
Einrichtungen im Zusammenhang mit Stand des Flüchtlingsrat Karlsruhe gegen den ZAST-Neubau am 01. Mai 1989.
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temberg zugewiesen wurden. Sie wer-
den teilweise im späteren Verfahrens-
verlauf in andere Gemeinden verlegt.

Unter den Asylbewerbern sind viele
alleinstehende junge Männer, jedoch
auch Frauen, Kinder, alte Menschen,
ganze oder getrennte Familien. Die
Asylbewerber kommen, auch wenn sie
letztlich vom Bundesamt nicht als
Flüchtlinge anerkannt werden, durch-
weg aus schwierigen Lebensumstän-
den. Nennenswertes Vermögen ist bei
den meisten nicht vorhanden, es wur-
de gegebenenfalls für die Flucht auf-
gebraucht oder mußte zurückgelassen
werden. Wenn ihr Antrag auf Schutz
vor Verfolgung hier abgelehnt wird,' so
geschieht dies in aller Regel, weil A r-
mut, Hunger, Krieg, Bürger-
krieg und Folter nicht als Asyl-
gründe gelten, weil Dokumente zum
Beleg staatlicher Verfolgung nicht
beigebracht werden konnten oder weil
die Person nur über den Umweg über
andere Länder in die Bundesrepublik
einreisen konnte. Der besonderen
Schutzwürdigkeit solcher Personen
tut dies keinen Abbruch.

Für die Dauer ihres Verfahrens sind
den Asylbewerbern Arbeit und Ausbil-
dung verboten; Erwachsene erhalten
normalerweise monatlich 70 DM Ta-
schengeld für Hygienebedarf, zusätz-
liche Genuß- und Nahrungsmittel,
Transportkosten und Freizeitaufwen-
dungen. Sie sind verpflichtet, an einer
Gemeinschaftsverpflegung teilzuneh-
men.

Die Asylbewerber kommen teilwei-
se aus anderen Kulturkreisen, größ-
tenteils aus Ländern mit anderen Kon-
sumbedingungen und mit anderen Ver-
kehrs verhaltnissen, Ihre psychische
Belastbarkeit ist gering, bedingt
durch die Flucht, ggf. vorangegangene
Haft oder Folter und durch die Bedin-
gungen des Sammellagers, aufge-
zwungenes fremdartiges Essen und
Untätigkeit.

Diese Bedingungen sind auch in der
vorbereitenden Bauleitplanung zu be-.
rücksichtigen. Die Erläuterungen zur
FNP-Anderung enthalten jedoch kei-

nerlei Hinweis darauf, daß hier Ab-
wägungen stattgefunden haben ..

b) Beschäftigte
Die in der lAST vorgesehenen Ar-
beitsplätze werden zum Großteil von
deutschen Beamten und Verwaltungs-
angestellten eingenommen ..

c) Bürger
Betroffen von der Planung sind wei-
terhin alle Bürger der Stadt Karlsru-
he, sofern durch die Bildung einseiti-
ger Strukturen negative Auswirkun-
gen zu erwarten sind.

2. Lage und Beurteilung des
Standortes

Das Umfeld der geplanten künftigen
lAST ist durch folgende Nutzungen
geprägt:

a ) Unmittelbar angrenzende
Nutzungen
- DurlacherAllee: Zur Zeit eine
der meistbefahrenen Hauptverkehrs-
straßen Karlsruhes mit 60000 Fahr-
zeugen am Tag. Auch in Zukunft
Hauptverbindungsstraße zwischen den
Stadtteilen. Keine Überquerungsmög-
lichkeit im Bereich der ZAST vorgese- .
hen. Starke Lärmquelle sowie Gcfähr-
dungspotential insbesondere für Kin-
der. Starke Trennwirkung für die
lAST gegen die Umgebung. Einziger
Ausgang der lAST liegt vermutlich an
dieser Straße.
- Hauptbahn Karlsruhe-Mann-
heim: Höhe des Bahndammes ca. 6 rn.
Viel befahrene Bundesbahnstrecke,
starke Lärmquelle, starke Trennwir-
kung.
- Gasbehälter:Es ist zwar geplant,
diesen Behälter durch andere Einrich-
tungen zu ersetzen, diese stehen je-
doch noch nicht fest; der FNP weist
die Fläche für den vorhandenen Gas-
behälter weiterhin aus.
- Kleingartengelände: Die Be-
zirksgruppe der Gartenfreunde hat
bereits in der vorgezogenen Bürgcrbe-

teiligung den lAST -Standort in der
Nachbarschaft abgelehnt. Da auch die
Landschaftsplanung "wirksame Tren-
nung und Abschirmung" der lAST,ge-
gen die Kleingärten verlangt hat, ist
zu erwarten, daß hier auf Dauer eher
mit Konfrontation als mit Koexi-
stenz zu rechnen ist.
- Tankstelle: Es bestehen Lärm-
emissionen von anfahrenden Kraft-
fahrzeugen, auch während der Nacht-
stunden.

b) Mittelbar angrenzende Nut-
'Zungen .
- Verkehrsstraße (lfd. Nr, KA-lI),
Kriegsstraße-Ost/Ostring: Direkt
westlich des Bahndammes soll die
Verbindungsstraße zw ischen der
Kriegsstraße und dem Ostring verlau-
fen. Sie soll bei der lAST in S bis 6
m Höhe über die Durlacher Allee ge-
führt werden; an diese wird sie über
Rampenfahrbahnen angeschlossen.
Die Straße stellt eine Hauptverbin-
dung zwischen Nord- und Südtangente
dar und hat direkten Anschluß zum
geplanten Autobahnknoten Killisfeld.
Starke Lärmquelle. Gefährdungspo-
tential insbesondere für Kinder. Star-
ke Trennwirkung.
'- Gleisbauwerk der Bundesbahn im
Süden: Eventuell als Lärmquelle be-
deutsam. Starke Trennwirkung.
- Straßenprostitution auf dem
Meßplatz: Es ist unseres Wissens ge-
plant, diese .von den Straßenzügen
Durlacher Allee/ Weinweg/ Gerwig-
straße hierhin zu verlegen. Gegebe-
nenfalls kann das als Anleitung für
Bewohner und Bewohnerinnen der
lAST verstanden werden. Die daraus
entstehende Konkurrenzsituation
kann auch für die Bekämpfung von
AIDS bedeutsam sein.

. "

c) Weitere beeinträchtigende
Nutzungen
- Die Autobahn BAB 5 führt in ca.
800 m Entfernung vom geplanten
lAST-Standort in, Hochlage über die
dortigen Bahnanlagen. Da. Abschir-
mungen dazwischen fast fehlen, ist je

Modell des lAST-Neubaus: Der "Männerblock" erstreckt sich direkt entlang dem Bahndamm der Strecke Kar lsruhc-
Mannheim. An der Rückseite des Gebäudes befinden sich nur kleine Lüftungsfenster. Dies hat das Rcgicrungspr asidiurn
als "modernen Lar mschutz" angepriesen.
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nach Wetterlage mit Dauerlärmein-
wirkung auf die lAST zu rechnen. \
- Hauptbahn Karlsruhe-Stutt-
gart, ca. 350 m südlich der geplanten
lAST. Auch hiervon sind Lärmein-
str ahlungen zu berücksichtigen.
- ferner wird erwogen, in diesem Be-
reich eine Müllverbrennungsan-
lage zu erstellen (s. Gemeinderats-
protokoll Karlsruhc 18.12.87, S.38).

d) Sonstige Nutzungen im Um-
feld
Die übrigen flächen der Umgebung
werden genutzt durch
- Gewerbebetriebe
- Schlachthof
- Versorgungseinrichtungen/Gaswerk
- Milchzentrale
-- Meßplatz
- Straßenbahndepot
- Vereinssportplatz
- Möbelkaufhaus Mann
Positive Auswirkungen auf die lAST-
Bewohner sind von den meisten dieser
Einrichtungen nicht zu erwarten.
Teilweise ist mit weiteren Lärm-
immissionen zu rechnen.

c) Anb indurig an vorhandene
Wohngebiete
Der lAST-Neubau liegt absei ts der
vorhandenen Wohngebiete. Die näch-
sten Wohnbauten liegen in ca. 700 m
Wegentfernung (an der Tullastr aße),
Nachbarschaftliche Kontakte zwi-
schen lAST-Bewohnern und der son-
stigen Wohnbevölkerung sind damit
ausgeschlossen.DerFlüchtlingsrat
Karlsruhe betont, daß diese Tr en- .
nung der lAST von den Wohngebieten
aus unserer Sicht das schwerwiegend-
ste Argument gegen den geplanten
Standort ist. Wären alle anderen Be-
nachteiligungen einzeln hinnehmbar,
so überschreitet diese räumliche
Trennung von der Bevölkerung eine
Sch merzgrenze.

f) Verkehrserschließung
Die Anbindung an das örtliche und
überörtliche Straßennetz ist sehr gut;
auch die Straßenbahn ist gut erreich-
bar. Diese Kriterien sind jedoch zu
werten unter Berücksichtigung, daß
die allermeisten Asylbewerber weder
ein Fahrrad noch ein Kraftfahrzeug
besitzen und daß die monatlichen 70
DM das Budget für Straßenbahnkarten
stark einschränken. Keinesfalls kann
daher die gute Verkehrserschließung
die sonst negative Beurteilung des
Standortes ausgleichen.

g ) Beurteilung des Standortes
Der geplante Standort ist räumlich
und sozial isoliert. Von allen Seiten
gibt es dauernde oder wiederkehrende
Lärmeinstrahlungen. Die Ausweisung
einer zum Wohnen bestimmten Fläche
ist hier ausgeschlossen. Die Klein-
gärtner als einzige direkte Nachbarn
stehen dieser Nachbarschaft ableh-

gen, auch eine Ermittlung des Flä-
chenbedarfs ist nicht enthalten}. Für
die vorgesehenen 800 Bewohner zu-
züglich Arbeitsstätten für ca. 70 Be-
hördenmitarbeiter, PKW-Sfellplätze
und Außenanlagen ist dies eindeutig
zu wenig.

Tatsächlich geht die Objektplanung
beim Wohnbereich für die Asylbewer-
ber nur von einer Geschoßfläche von
ca. 7 qm/Person aus; der vergleichba-
re Wert für Neuplanungen von "nor-
malen" Wohngebieten liegt bei 35
qm/Person. Damit ist abzusehen, daß
es allein durch die hohe Bclcgungs-
dichte zu Reibereien unter den Be-
wohnern kommt, die ohnehin schon
durch die erzwungene Untätigkeit ge-
fördert werden. Eine dichte Belegung
von 2-, 4-,6-, 8-Bettzimmern, die bei
Jugendherbergen be ispiclsweise noch
oft konfliktfrei angehen kann, führt in
einem Sammellager für Asylbewerber
sicher zu großen psychischen Be-
lastungen der Bewohner.

Der Männerblock der neuen lAST, direkt neben dem Bahndamm.

nend gegenüber. Es ist zu befürchten,
daß sich die Anlage als Ghetto mit
den bekannten Negativerscheinungen
darstellen wird.

3. Ausstattung mit Wohn"':
folgee in richtungen

Die Erreichbarkeit von Läden fürden
täglichen Bedarf ist schlecht. Den
nächsten Lebensmittelhandel stellt
das Wertkauf-Center in knapp I km
Wegentfernung dar. Das monströse
Self- Service-Angebot dort dürfte zu
Konflikten führen, was den Erfahrun-
gen aus der Anfangszeit der Selbstbe-
dienungsläden und der deutschen
Wohnbevölkerung entspricht. Kleine-
re Einzelhandelsgeschäfte, in denen
auch beraten wird, befinden sich erst
in größerer Entfernung.

Für die Asylbewerber relevante so-
ziale Einrichtungen und Möglich-
keiten sinnvoller Freizeitgestaltung
sind in der Nähe nicht vorhanden. Ge-
meinbedarfseimichtungen, in denen
die Begegnung zwischen Bewohnern
und Bürgern stattfände, sind nicht
vorhanden. Gemeinschaftsräume in
der lAST, zu denen Bürger erst nach
Ausweiskontrolle und Registrierung
der Besuchszeit Zugang haben, können
solche Einrichtungen nicht ersetzen.

4. Bedeutung des FNP für die
bauliche Gestaltung der lAST

Die Objektplanung ist nicht Gegen-
stand der vorbereitenden Bauleitpla-
nung: Wechsel wirkungen durch die
vorgegebene Größe und Lage der aus-
gewiesenen Fläche sind jedoch vor-
handen.

a) Fläche
Die im FNP dargestellte Fläche für
die lAST beträgt ca 1,J ha. (Die ge-
naue Angabe fehlt in den Erläuterun-

b) Lärmschutz
Die oben genannten Lärmquellen in
der Umgebung sind nur zu sehr gerin-
gem Teil an der Entstehungsstelle
selbst zu mindern. Dies kann in Ab-
schnitten des Bahndamms und der
Durlacher Allee durch Lärmschutz-
wände geschehen; die Abtrennung
wird dadurch jedoch wieder verstärkt.

Im wesentlichen sind passive Lärm-
schutz-Maßnahmen an den Gebäuden
selbst erforderlich (Schallschutzfcn-
ster). Die geplanten Außenanlagen -
Kinderspielplatz u.a. - sind relativ
ungeschützt dem Lärm ausgesetzt;
der Aufenthalt der Bewohner ist da-
mit auf die Enge des Gebäudeinnern
konzentriert. Insofern gibt die Flä-
chenausweisung im FNP negative Be-
dingungen vor, die auch durch eine
gutwillige Objektplanung nicht mehr
zu reparieren sind.
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5. Aufenthaltsdauer in der
ZAST

An die Ausstattung der ZAST und ihre
Einpassung in die Umgebung sind un-
seres Erachtens die gleichen Ansprü- .
che zu stellen wie an ein Wohnge-
biet mit einer vergleichbaren Bewoh-
nerzahl. Die ZAST soll Unterkunft für
ca. 800 Asylbewerber sein, die ver-
pflichtet sind, dort ihre Wohnung zu
nehmen (§ 20 (2), § 22 (4), § 23
AsyIVfG). Das Wohnen in einer ande-
ren Wohnung eigener Wahl ist ihnen
nicht gestattet. ,

In der Gemeinderatssitzung Karls-
ruhe am 15.12.1987 sagte Oberbür-
germeister Prof. Seiler, die Au-
fenthaltszeit der Asylbewerber in der
ZASTbetrüge "zwischen vier Ta-
gen und zwei Monaten, durch-
schnittlich 2,5 Wochen" (nach
Sitzungsprotokoll. S. 38). In der Folge
wurden die Einwände gegen den neuen
Standort der ZAST zwar von Spre-
chern aller Fraktionen teilweise aner-
kannt, letztlich jedoch mit dem Hin-
weis auf die Aufenthaltsdauer von
"zwei Wochen" abgetan. (Siehe bei-:
spiels weise die Zwischenrufe des
Stadtrats Dr. Maul und des Vorsitzen-
den Prof. Seiler, Sitzungsprotokoll, S.
39: "zwei Wochen".)

Dies wird der tatsächlichen Situa-
tion in der ZAST nicht gerecht. Auch
die Erläuterungen des FNP lassen
nicht erkennen, daß hier eine gerechte
Abwägung zwischen den öffentlichen
Belangen und denen der Betroffenen
stattgefunden hat. Die von OB Seiler
zuerst genannten Zahlen mögen für
einen Teil der Asylbewerber in der
ZAST zutreffen, die sog. Er s t ari-
tragssteIler. Auch unter diesen ist
jedoch ·dieAufenthaltszeit in der
ZAST sehr ungleich verteilt. Asylbe-
werber aus europäischen Ostblocklan-
dern, die 1987 knapp die Hälfte der

Eingereisten ausmachten, werden tat-
sächlich schnell in andere Gemeinden
verlegt, teilweise innerhalb weniger
Tage. Für aus den Ländern Afrikas
und Asiens Geflohene dauert der
ZAST -Aufenthalt bis zur Verlegung
jedoch wesentlich länger; sie wohnen
in der Regel einige Wochen bis mehre-
re Monate in der ZAST.

Für den anderen Teil der Asylbe-
werber in der ZAST, die sog. Folge-
antragsteller, sind die von OB Sei-
ler genannten Zahlen gänzlich unzu-
treffend. Uns liegt eine Statistik von
Ende Januar 1988 über die aktuelle
Aufenthaltsdauer von 130 Folgean-
tragstellern (bei einer ZAST -Cesarnt-
belegung von gut 600 Personen) vor.
Danach sind nach den im Gemeinderat
betonten 2 Wochen 93 Prozent (121
Personen) der Zugänge noch in der
ZAST. 70 % sind länger als-zwei Mona-
te dort, 35 % länger als vier Monate,
10 % sogar länger als ein halbes Jahr.
Die mittlere Aufenthaltsdauer be-
trägt mit 14 Wochen, mehr als ein
Vierteljahr. Hiermit verdeutlichen
wir, daß die im Gemeinderat in 'den
Vordergrund gestellte Zeitgrenze von
2 Wochen für rund 300 bis 400 Per-
sonen gar nicht eingehalten wird
(nämlich die Hälfte der Erstantrags-
steIler und 90 % der Folgeantragstel-
ler).

Entsprechend sind bereits im FNP
bei der Ausstattung und Einbindung
der neuen ZAST auch die Belange von
länger dort Wohnenden zu berücksich-
tigen. Für die vorgesehenen Arbeits-
stätten gelten die Vorbehalte ohnehin
ohne Einschränkung. Die Ausweisung
als Sondergebiet entledigt den Pla-
nungsträger nicht da von, entspre-
chend der vorrangigen Zweckbestim-
mung für das Wohnen für eine ange-
messene Ausstattung Sorge zu tragen.
Dies geschieht analog auch bei ande-
ren Sondergebieten mit vorwiegender
Wohn-Nutzung (z.B. Studentenwohn-
heime, Altenpflegeheime),

Aktuelle Aufenthaltsdauer der am
15.3.88 untergebrachten Asylbewerber
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Basis = 6.89/149 Personen, Lesebeispiel:
48 % der Bewohner sind am Stichtag .

seit mehr als 1 Monat inder ZAST

Flüchllinge gesamt -e- Folgeantragsteller

Zur.Aufenthaltsdauer der Flüchtlinge in der ZAST Kar lsruhc,

6. Anregungen und
Alternativen

Wir bitten insbesondere die betroffe-
ne Stadt Karlsruhc, sich auf ihre noch
1987 bekräftigte Absage an den Frem-
denhaß und auf ihr gutes Herz zu be-
sinnen; auch die Bauleitplanung muß
die ungerechtfertigte Benachteili-
gung von Ausländern verhindern hel-
fen und Bedingungen schaffen, die ge-
genseitiges Verständnis und nachbar-
schaftliches Zusammenleben fördern.
Die Stadt gibt mit der Flächenauswei-
sung im FNP bereits Vorgaben für Ein-
richtungen, die selbst dem Land un-
terstehen.

Die am Standort Ka-1 geplante Ein-
richtung ist am falschen Ort, und die
vorgesehene Bewohnerzahl ist zu'
hoch. Die Bedingungen in der jetzigen
ZAST sind für die Bewohner schlecht.
Die bisher in der Presse genannten
Gründe für die Beseitigung der jctzi-
gen ZAST orientieren sich jedoch fast
ausschließlich an gestalterischen
Maßstäben und rechtfertigen nicht,
sich über die Wohn ansprüche von 800
Menschen hinwegzusetzen. (So wird
die Herstellung des Areals KA-8 "Ost-
stadtpark" einschließlich ZAST-Abriß
so geplant, daß das ehemalige Lust-
schloß des Markgrafen im alten Stil
recht gut zur Geltung kommt. Dies
kann in einer demokratischen Gesell-
schaft natürlich nicht ernsthaft vor-
rangiger Maßstab der Siedlungspolitik
scin.)

Grundsätzlich steht der Flücht-
lingsrat 'der Einrichtung umzäumter
Sammellager für Ausländer kritisch
gegenüber. Die Notwendigkeit oder
gesetzliche Vorschreibung von Lagern
jedoch vorausgesetzt, müssen Min-
destanforderungen gestellt werden,
die die Bildung von Ghettos verhin-
dern. Unseres Er achtens sind kleinere,
dezentrale Einrichtungen innerhalb

, von Wohngebieten eher geeignet.

Mit freundlichen Grüßen

FLÜCHTLINGSRAT KARLSRUHE
i.A.
G. Schulz-Ehlbeck
(Freundeskreis für Asylbewerber
Karlsruhe e.V.)

Kopie an:
Stadt Karlsruhe. OB Seiler. Stadtpla-
nungsarnt, Stadträte Kar/sruhe, Par-
teien, Verbände, Kirchen, Mitglieder,
Einzelpersonen

Mitglieder des Flüchtlingsrats
Karlsruhe:
Aktion Partnerschaft Dritte Welt,
amnesty international Karlsruhe, Ar-
beitskreis Entwicklungshilfe, Arbeits-
kreis gegen Ausländerfeindlichkeit,
Grüne Liste, Karlsruher Liste, Freun-
deskreis für Asylbewerber Karlsruhc
e. V., Freundeskreis für Asylbewerber
Waldbronn, Volksfront gegen Reak-
tion, Faschismus und Krieg, Evangeli-
sche Studentengemeinde, Pax Christi,
Arbe iterwohlfahrt.

14
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Die Behandlung von Asylbewerbern und Aussiedlern

unwillkommene und willkommene Flüchtlinge

Offiziell gibt es nur eine Sorte
Flüchtlinge

~ Am 6. Oktober 1989 erklärte der Vertreter der
Bundesrepublik Deutschland vor dem Exeku-
tivkomitee des UNO-Hochkommissariats für
Flüchtlinge in Genf, daß die Bundesrepublik
dieses Jahr weit mehr als 500000 Flüchtlinge
aufnehmen werde. In diesem Jahr kamen bis
zum Oktober 235000 Aussiedler, mehr als
120000 Umsiedler und rund 86000 Asylbewer-
ber. In der Erklärung vor der UNO erscheinen
alle Flüchtlinge als gleich, behandelt werden
sie höchst unterschiedlich. In der Öffentlich-
keit werden die Aus- und Übersiedler als Be-
reicherung der Bundesrepublik verkauft, mit
den Asylbewerbern wird Angst- und Panik-
mache betrieben.

In den Jahren als sich die Zahl der Asylbe-
werber bei etwa 10000 Menschen pro Jahr be-
wegte und die Mehrzahl von ihnen aus dem
kommunistischen Machtbereich aus Osteuropa
kam, wurde das Grundrecht auf Asyl als Men-
schenrecht betont. Als sich aber die Anzahl
der Flüchtlinge in den Soer Jahren erhöhte -
viele kamen ietzt aus Afrika und Asien - und
die 100000-Grenze überschritten wurde, wur-
den sie zur "Belastung" erklärt. An die Stelle
des Kriteriums der Menschenrechte trat das
staatliche Definitionsmonopol über die soge-
nannte Zumutbarkeitsgrenze.

Mit der Einführung der Visumspflicht für die
Herkunftsländer der Flüchtlinge, Anerken-
nungskriterien für Asylbewerber, die sich nach
den hiesigen nationalen Interessen und nicht
nach der Menschenrechtssituation in den
Fluchtländern richteten, wurde das Grund-
recht auf Asyl faktisch abgeschafft. "Asylmiß-
brauch ", "Überfremdung", "Wirtschaftsflücht-
linge" und "durchrasste Gesellschaft" wurden
Reizworte im Umgang mit den ausländischen
Flüchtlingen.

Die Kampagnen gegen Asylbewerber und
Ausländer wurden mit folgenden Argumenten
geführt: Die Bundesrepublik Deutschland sei
kein Einwanderungsland. Schon heute lebten
zu viele Menschen auf zu wenig Raum, eine
Zuwanderung würde zu unlösbaren sozialen
Konflikten führen. In der Bundesrepublik gäbe

I

11

es mehr als 2 Millionen Arbeitslose, um die
sich der Staat zuerst kümmern müsse, Auslau-
der dürften den Deutschen keine Arbeitsplätze
wegnehmen. Darüberhinaus wären die Auslän-
der nicht integrationsfähig und anpassungswil-
lig. Sie würden "unser" soziales Netz belasten.
"Unsere" Bildungseinrichtungen, "unser" Ge-
sundheitssystem, "unser" Rentensystem und
"unser" Wohnraum könnten nicht allen Men-
schen zur Verfügung gestellt werden.

Auf ihrem Bundesparteitag in Bremen im
September 1989 nahm die CDU diese Argu-
mente wieder auf und behauptete, daß derjeni-
ge Ausländerfeindlichkeit schüre, der nicht für
die weitere Einschränkung des Asylrechts und
für einen "Einwandererstop" eintrete.

Mit ihrer Aussiedlerpolitik widerlegt
die Bundesregierung all ihre

ausländerfeindlichen Argumente

Insgesamt fällt auf, daß alle Argumente, die
gegen den Aufenthalt der Asylbewerber und
Ausländer vorgebracht wurden, für die Um-
und Aussiedler nicht gelten. In diesem Jahr
werden weit mehr als 150000 DDR-Bürger er-
wartet. Jeden Tag kommen etwa 400 DDR-
Bürger mit einer regulären Ausreisegenehmi-
gung in die Bundesrepublik. Über 50000 kamen
allein im September und Oktober 1989 nach
Öffnung der Grenzen in Ungarn über Öster-
reich. In den nächsten Jahren rechnet die Bun-
desregierung mit insgesamt 3.5 Millionen Aus-
und Übersiedlern. Die Zahl der Neubürger ist
in den letzten 2 Jahren rapide gestiegen. Vor 3
Jahren kamen nur 40000, 1988 waren es schon
~oooo Menschen.

[:
Die Bundesregierung unternimmt nun den

Versuch, den Bundesbürgern plausibel zu ma-
chen, daß einerseits in der Bundesrepublik kein
Platz für Asylbewerber sei, daß sie der Bevöl-
kerung zur Last fielen und andererseits, daß
das Land die Aus- und Umsiedler dringend
brauche. In den letzten Monaten überschlugen
sich die Medien mit positiven Berichten über
die Umsiedler. Das Schicksal und die Flucht-
wege der DDR- Bürger wurden ausführlich ge-
schildert und es vergeht kein Tag, an dem nicht
zu einer Solidaritätsaktion aufgerufen oder
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Begrüßung von DDR-Flüchtlingen durch den
Karlsruher Oberbürgermeister. Die örtliche
Presse wirbt täglich für Spenden.

von einer solchen berichtet würde.
Diese Informationsflut hatte zur Folge, daß

sich die Haltung der Bevölkerung gegenüber
den Umsiedlern verbesserte. Nach einer
Emnid-Umfrage des "Spiegel" (39h989) spra-
chen sich im September 62 % der Bundesbürger
dafür aus, alle DDR-Flüchtlinge aufzunehmen
und sogar der Anteil derer, der die Aufnahme
aller politischen Flüchtlinge befürwortete, er-
höhte sich auf S4 %. Die Stimmung war nicht
immer so gut. Aus einer repräsentativen Mei-
nungsumfrage im April 1989 ging hervor, "daß
die Bevölkerung mehr Angst vor Aussiedlern
als vor einem Krieg habe."r:-Diese Erfahrungen zeigen, daß es durchaus
möglich ist, durch Aufklärung über die Lage
der Flüchtenden, die Aufnahmebereitschaft
der Bevölkerung zu beeinflussen. Wenn Politi-
ker und Regierungen sich darauf berufen, daß
die Bevölkerung feindlich gegen die Flücht-
linge eingestellt sei und daß deshalb das Asyl-
recht eingeschränkt werden müsse, so ist die-
ser zitierte Volkswille genau das Ergebnis ih-
rer ausländerfeindlichen Propaganda.

Die Politiker erklären, daß eine Eingliede-
rung der Aus- und Umsiedler in der Bundesre-
publik möglich sei. Sie verweisen darauf, daß
es in der Vergangenheit schon einmal möglich
gewesen sei, unter weitaus schlechteren wirt-
schaftlichen Bedingungen, ungefähr 12 Millio-
nen Flüchtlinge aufzunehmen und. zu integrie-
ren. Die Zahl der sogenannten "deutschen"
Flüchtlinge ist 1989 mit ungefähr 400000 etwa
4 mal so hoch wie die Zahl der Asylbewerber.
Die Zahl der Asylbewerber, die seit 1949 in der
BRD eine dauernde Bleibe gefunden haben, be-
läuft sich auf etwa 180000. Trotzdem wurde

mit einer beispiellosen Hetze gegen die Asyl-
bewerber Politik und Wahlkampf gemacht. Wie
kommt es zu dieser unterschiedlichen Behand-
lung?

Im Merkblatt "Deutsche Aussiedler" macht
die Bundesregierung deutlich, "daß Aus- und
Urnsiedler kraft Herkunft und Gesetz Deut- ,
sehe sind". IINur Deutsche können als Aussied-
ler anerkannt werden." Hier wird deutlich, daß
die Haltung der Bundesregierung gegenüber
den politschen Flüchtlingen und den Umsied-
lern wenig mit der individuellen Lage dieser zu
tun hat, sondern allein von nationalistischen
Erwägungen bestimmt ist. Als Deutsche ge-
nießen sie sofort alle Rechte, die den Auslän-
dern verwehrt werden. Bei den Aussiedlern
wird zum wichtigsten Ziel die Integration in
die Bevölkerung erklärt.

Die Aussiedler im Kalkül
der Wirtschaft

Betrachtet man die Stellungnahmen der deut-
schen Wirtschaft zur Immigration der Um- und
Aussiedler, so wird deutlich, daß es hier kei-
neswegs um Fürsorge und Mitmenschlichkeit
für die Brüder und Schwestern aus dem Osten
geht, sondern daß auch sie eiskalt zum Objekt
der Wirtschaftsinteressen degradiert werden.
Norbert Walter, Ökonom in der Deutschen
Bank, sieht im Zustrom der Um- und Aussied-
ler eine Verjüngungskur der deutschen Wirt-
schaft. Die deutsche Bevölkerung drohe zu
vergreisen und dem wirke der Aussiedlerstrom
entgegen. Die Zuwanderer würden für mehr
Flexibilität am Arbeitsplatz sorgen und eine
wichtige Rolle bei der Auflösung verkrusteter
Strukturen spielen. Er beklagt, daß trotz der
hohen Arbeitslosigkeit in Regionen mit hohem
Wirtschaftswachstum, Unternehmen bereits
heute Schwierigkeiten hätten, Arbeitskräfte
für bestimmte Tätigkeiten zu finden. Daß Ar-
beitskräfte und selbst Arbeitslose heute kaum
noch bereit wären, einen einmal ausgeübten
Beruf oder einen angestammten Wohnort zu
wechseln. Für ihn sind in einer Zeit rasanten
technischen Fortschritts und eines permanen-
ten Strukturwandels mobile Arbeitskräfte
aber eine wesentliche Voraussetzung für ein
kräftiges Wirtschaftswachstum. Er erinnert an
den Beginn der fünfziger Jahre, wo Zuwande-
rer aus dem Osten schon einmal für einen Wirt-

!
'schaftssch,ub gesorgt hätt~n: I~Sieließen si,ch in
den' Wachstumszentren nieder und ergriffen
jene Berufe, die gefragt waren. Mit ihrer Hilfe
blieb der Anstieg der Löhne hinter der Pro-
duktionsentwicklung zurück 11 (FAZ, 05.08.89).

Norbert Walter sagt, wie auch andere, mit
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, beitnehmer sind selbstbewußt und lassen sich
nicht alles gefallen. Sie sind gewerkschaftlich
organisiert und haben die Errungenschaften
der letzten Jahre miterkämpft. Sie sind solida-
risch mit den deutschen Arbeitnehmern und sie
lassen sich nicht als Streikbrecher einsetzen.
Mit ihnen ist ein Abbau der Arbeitnehmerrech-
te nicht möglich gewesen. Deshalb wird ihnen
auch die Mitwirkung bei politischen Entschei-
dungen verwehrt und das Kommunalwahlrecht
verweigert. Gerade ihre Integration macht sie
so unbeliebt bei den Arbeitgebern.

Ganz ähnliche Überlegungen spielen bei der
Behandlung der Asylbewerber eine Rolle. Viele
von ihnen waren politisch aktiv. Der Wider-
stand gegen ihre Regierung und die Flucht
stellen einen Akt der Rebellion dar. Schon das
macht sie für die Wirtschaft wenig inte-
ressant. Hinzu kommt, daß viele keine Ausbil-
dung haben. In der Bundesrepublik konnten sie
sich wegen des Arbeits- und Ausbildungsverbo-
tes nicht qualifizieren. Ihr Durchschnittsalter
liegt deutlich über dem der Aus- und Umsied-
ler. Oft leiden sie unter traumatischen Störun-
gen und sind krank. Folter und Verfolgung ha-
ben ihre Spuren hinterlassen. Vom langen War-
ten sind sie zermürbt und wenig belastbar. Die
Wirtschaft sieht in ihnen allenfalls billige Ar-
beitskräfte, die bei Bedarf zu Saisonarbeiten
in der Landwirtschaft, zum Obstpflücken, bei
der Weinlese oder zu Drecksarbeiten herange-
zogen werden können. Auch der Gesetzgeber
und die Behörden schrecken nicht davor zu-
rück, die Notlage der Asylbewerber auszunut-
zen und sie im Rahmen des Bundessozialhilfe-
gesetzes zu billiger gemeinnütziger Arbeit zu
zwingen.

Die massenweise Immigration von Aus-und
Umsiedlern führt zu einer drastischen Ver-
schärfung des Kampfs um Arbeitsplätze und
billige Wohnungen. Obwohl die Anwerbung der
Aussiedler von der Bundesregierung betrieben
wurde und der Bedarf an billigen Wohnungen
absehbar war, wurde die Förderung von Sozial-
wohnungen eingestellt. Bis heute hat die Bun-
desregierung kein tragfähiges Konzept für die
Eingliederung der Neubürger vorgelegt. Den
Übersiedlern wird jetzt klargemacht, daß sie
zwar herzlich willkommen sind, daß sie aber
gefälligst keine Ansprüche zu stellen haben.
An den Aussiedlern wird zur Zeit exemplarisch
vorgeführt, was auch Deutschen, eben in Not-
fällen, zuzumuten ist. Die geringen Einglie-
derungshilfen wurden kurzerhand zu "Privile-
gien" erklärt und gekürzt, das Recht auf freie
Wahl des Wohnortes wurde für 2 Jahre einge-
schränkt.
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Stellenangebot vor einem Flüchtlingslager In
Budapest.

ungeschminkter Offenheit, worum es beim
Einsatz der Um- und Aussiedler geht. Sie sol-
len dazu benutzt werden, gewerkschaftliche
Standards, die in den letzten Jahrzehnten er-
richtet wurden, einzureißen. Es soll keine
Schranken mehr geben hinsichtlich umfassen-
der Mobilität der Arbeitnehmer, der Flexibi-
lität der Arbeitszeiten und der Absenkung der
Löhne. Soziale Bindungen der Arbeitnehmer
haben zurückzutreten gegenüber den Interes-
sen der Wirtschaft. Die 2 Millionen Arbeitslo-
sen spielen in diesem Kalkül keine Rolle. Die
Bundesanstalt für Arbeit erklärt, es handle
sich zum großen Teil um Leute, die wegen ge-
sundheitlicher Probleme, wegen ihres Alters
oder 'wegen mangelhafter Qualifikation den
Anforderungen des Arbeitsmarktes nicht ge-
nügten und deshalb keine Arbeit fänden. Zu-
sammengefaßt erklärt Walter: "Die Dynamik
der Wirtschaft ist aber - nicht zuletzt wegen
der Überbetonung sozialer Aspekte in den sie-
benziger Jahren mehr und mehr erlahmt. Not-
wendig ist eine weitreichende Deregulierungs-
offensive" (FAZ 5.8.89).

Eine ungewollte Integration
der Ausländer

Wenn die Wirtschaft die große Nützlichkeit
der Umsiedler betont, um "starre soziale
Strukturen 11 aufzubrechen, beurteilt sie damit
unausgesprochen eine andere Gruppe von
Immigranten, die Ausländer. Offenbar ist es
nicht gelungen, sie für dieses umfassende Kon-
zept der Deregulierung einzusetzen. Die in der
Bundesrepublik lebenden ausländischen Ar- (Wolfgang Werner, Flüchtlingsrat Karlsruhe)
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Neubau der Zentralen Anlaufstell,e für Asylbewerber

des Landes Baden-Württemberg (ZAST) in Karlsruhe

Stationen einer Auseinandersetzung

1979/ 80 Einrichtung der ZAST in Karlsruhe.
Wohnblocks aus den yoer Jahren an der

Wolfartsweierer Strasse werden zum Flüchtlingslager
umgebaut. Das Diakonische Werk der evangelischen
Kirche richtet eine Beratungsstelle im neuen Lager
ein.

Juli 83 Die Stadt Karlsruhe und das Land Ba-
den-Württemberg vereinbaren den Wie-

deraufbau der Ruine Gottesaue, die direkt neben der
ZAST liegt; der Bau soll bis 1987fertig sein. Dabei ist
auch der Abriß der ZAST und anderer Häuser nach
1993vorgesehen.

Sept. 85 DieZAST ist mit etwa 1100 Bewohnern
völlig überbelegt. Die gespannten Ver-

hältnisse führen zu Gewalttätigkeiten. Flüchtlinge
protestieren mit einem Hungerstreik gegen die Un-
terbringung.

30.06.87 Der Gemeinderat der Stadt Kar lsruhe
beschließt auf Antrag der SPD eine Er-

klärung gegen Rassismus und Ausländerfeindlichkeit.
Im Lauf der Diskussion fällt von der CDU die "Auße-
rung", Karlsruhe sei ohnehin als "Stadt des guten Her-
zens" bekannt und brauche so eine Erklärung nicht.
Die Resolution verurteilt u.a, jegliche Form der Aus-
grcnzung von Ausländern.

Mitte 87 Der Karlsruher Flüchtlingsrat wird ge-
gründet. Verschiedene Organisationen

aus Karlsruhe und .Urngebung, die in ihrer Arbeit
hauptsächlich oder gelegentlich mit Flüchtlingen zu
tun haben, beschließen, ihre Tätigkeiten in diesem
Gremium zu koordinieren.

I
~

I

Erstes Fest des Flüchtlingsrates auf
dem Kronenplatz zum "Tag des Flücht-
lings".

30. I 1.87 Der Flüchtlingsrat erfährt von den Plä-
nen der Stadt, die ZAST vom jetzigen

Standort an den Gaskessel zu verlegen. In einern Brief
an den Planungsausschuß des Gemeinderats werden
schwere Bedenken gegen diese Maßnahme vorge-
bracht. Insbesondere wird die isolierte Lage kritisiert
und eine Unterbringung.in intakten Wohngebieten ge-
fordert.

15. I 2.87 Der Gemeinderat berät über die Ande-
rung des Karlsruher Flächennutzungs-

planes (FNP), die den ZAST -Ncubau planerisch absi-
chern soll. Auch die Kritik des, Flüchtlingsrates
kommt zur Sprache. Oberbürgermeister G. Seiler
schmettert jegliche Kritik mit dem Hinweis auf eine
angeblich nur kurze Aufenthaltszeit der Flüchtlinge

im Lager ab. Grüne Liste und Karlsruher Liste lehnen
das Vorhaben ab. Die SPD glaubt, es gäbe später noch
einmal eine weitere Entscheidungsmöglichkeit und
stimmt "zunächst einmal" zu. Die FDP gibt .an, die
Kritik des Flüchtlingsrates teilweise mitzutragen,
stimmt aber trotzdem zu. Die CDU-Fraktion stimmt
ohne Vorbehalte zu. Damit wird die FNP-Anderung
beschlossen. Bau-Bürgermeister Erwin Sack (SPD)
gibt gleichzeitig eine mündliche Zusicherung, daß der
Gasbehälter "weg" kommt.

18.12.87 Bürgermeister Sack beantwortet den
Brief des Flüchtlingsrates, um dessen

Bedenken auszuräumen. Er legtu.a. dar, "der Stand-
ort ... wurde gewählt, weil das Gelände in städtischer
Hand, erschlossen und schnell verfügbar ist." Er bie-
tet ein Gespräch zur Klärung an.

. 3°.01.88 Der Flüchtlingsrat schreibt wiederum
an Bgrn. Sack, die Bedenken seien kei-

neswegs ausgeräumt, vielmehr sei die Lagerkonzep-
tion insgesamt verfehlt und die Kritikpunkte am
Standort bestünden weiterhin. In der örtlichen Tages-
zeitung "BNN" wird ein entsprechender Leserbrief
des Flüchtlingsrates veröffentlicht.

25.02.88 Bgm. Sack weist nunmehr darauf hin,
daß die Stadt eigentlich nicht zuständig

sei, sondern vielmehr das Land. Das angebotene Ge-
spräch soll im Regierungspräsidium, gemeinsam mit
dem zuständigen Beamten, stattfinden.

29.02.88 Die Anderung des FNP wird für einen
Monat der Öffentlichkeit zur Stellung-

nahme vorgelegt.

21.03.88 Der Flüchtlingsrat erhebt beim Pla-
nungsträger Einwände gegen die FNP-

Anderung, soweit sie den ZAST -Neubau betrifft.
Hauptkritikpunk te sind der isolierte und lärmbelaste-
te Standort und die beabsichtigte dichte Belegung.
Der Flüchtlingsrat widerspricht hier auch der Be-
hauptung von der nur kurzen Aufenthaltdauer und
weist nach, daß viele Flüchtlinge monatelang - bis
über ein Jahr - in der ZAST wohnen. Der Flüchtlings-
rat gibt allen Gemeinderäten seine Einwendungen zur
Kenntnis.

23.04.88 Das Stuttgarter Innenministerium v, ..r-
öffentlicht auf Anfrage genauere Zah-

len über die Aufenthaltszeit der Flüchtlinge in der
ZAST. Es stellt sich heraus, daß die 689 Personen, die
am Stichtag (15.03.88) in der ZAST wohnen, im
Durchschnitt 2,2 Monate dort sind, ein Flüchtling so-
gar seit 22 Monaten. Der Flüchtlingsrat teilt diese
Zahlen dem Gemeinderat und anderen Verbänden mit.
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19.08.88 Interview des Flüchtlingsrats mit·
Flüchtlingen aus der lAST. Drei Asyl-

bewerber schildern die bedrückenden Verhältnisse im
Lager aus eigener Anschauung. Abschiebungen, psy-
chische Belastungen, Schikanen der Lagerverwaltung
und der Hausmeister, Mängel beim Essen und der
Kleiderversorgung kommen zur Sprache. Der Inter-
viewtext wird den Medien übergeben und bei mehre-
ren Informationsständen des Flüchtlingsrates öffent-
lich verteilt.

19.05.88 Ein Gespräch zwischen Vertretern des
Flüchtlingsrates. Bürgermeister E.

Sack, Baudirektor Bürger vom Regierungspräsidium,
dem Lagerleiter Raißle und seinem Stellvertreter
Weiß findet statt. Bgm. Sack stellt das bauliche Kon-
zept der neuen lAST dar. Wesentlich Neues ergibt
sich dabei nicht. Sobald es um die schlechte Behand-
lung der Flüchtlinge geht, weist Bgm. Sack auf eine
Nichtzuständigkeit der Stadt hin, Herr Bürger ver-
weist auf seine Anweisungen, die von der übergeord-
neten Landesregierung kommen. Bgrn. Sack verweist
auf eine Stellungnahme des Pfarrers Kar! vom Diako-
nischen Werk, der den Neubau teilweise gutheißt.
Nach dem Gespräch schließt Bgm. Sack mit der Fest-
stellung, man hätte den Bau ha lt besser schon vor der
Gründung des Flüchtliugsra tes errichten sollen.

20.05.88 Die Badischen Neuesten Nachrichten
berichten unter dem Titel "Flüchtlings-

rat kritisiert erneut ,lAST-Neubaupläne" erstmalig
über die Kritik des Flüchtlingsrat. In einem Kommen-
tar "Schlechtes Gewissen" wird deutlich, daß die
Stadt die Gettoisierung der Flüchtlinge will. In einem
Leserbrief (18.06.88) bekräftigt der Flüchtlingsrat
seine Kritik an der Stadt und der Position des Diakoni-
schen Werks.

29.06.88 Der Nachbarscha ftsverband Karlsruhe,
das offizelle Entscheidungsgremium,

beschließt auf Antrag der Stadt Karlsruhe die ~nde-
rung des FNP wie beabsichtigt. Die Bedenken des
Flüchtlingsrates werden zurückgewiesen: "Die Verla-
gerung der lAST vom jetzigen Standort an der Wol-
fartsweierer Strasse ist insbesondere wegen der z.Z:
unzulänglichen Unterbringung der Asylbewerber,
aber auch wegen der Umgestaltung des Areals um das
Schloß Gottesaue (Stadttcilpark u.a.) erforderlich.
Stadt Karlsruhe und Land Baden- Württemberg haben
sich einvernehmlich für das Verbleiben der lAST in
Karlsruhe entschieden. Diese kann jedoch aus organi-
satorischen Gründen nicht in kleinere, dezentrale
Einrichtungen aufgeteilt werden (u.a, wegen Verwal-
tung und Sozialbetr euung). Bei Überprüfung von 1I
Standortalternativen hat sich das Gelände des alten
Bauhofs in der Durlacher Allee als der noch am ehe-
sten geeignete Standort für den Neubau der lAST er-
wiesen. lwar ist die dominante Lärmquelle die Bahn-
linie Karlsruhe-Mannheim, Untersuchungen ergaben
jedoch, daß durch Maßnahmen am Projekt selbst
(Grundriß, Eigenabschirmung, passiver Schallschutz)
ein ausreichender Schallschutz möglich ist. Mit der
Einrichtung der lAST soll auch der wichtige Stadtein-
gang von Osten her aufgewertet werden, u.a, durch
eine anspruchsvolle bauliche Gestaltung ~er lAST
selbst und durch den Abbruch des Gasbehälters." (Mit-
teilung des Nachbarschaftsverbandes Karlsruhe vom
21.06.1988) Damit ist der Weg zum Neubau des Sam-
mellagers frei.

27.06.88 Ein Gespräch zwischen Vertretern der
SPD-Fraktion des Gemeinderates und

Vertretern des Flüchtlingsrates findet im Haus Solms
in Karlsruhe statt. Dabei wird deutlich, daß die SPD-
Fraktion keine grundsätzliche Kritik an der lAST hat.
Es werden lediglich Detailveränderungen an Speise-
plänen und der Nationalitäten-Zusammenstellung in
den Zimmern angestrebt.

26.08.88 Die SPD-Fraktion teilt dem Flücht-
lingsrat mit, daß weitere Diskussionen

über das Thema lAST nur noch im Ausländerbeirat
der Stadt stattfinden sollen.

Aug. 88 OB Seiler lehnt einen Antrag der GL-
Frak tion, seitens der Stadt Karlsruhe

ein öffentliches Hearing zum Neubau der lAST
durchzuführen, ab. Die Standortfrage der lAST sei
wiederholt beraten und bereits entschieden worden.
Bauliches Konzept, psychologische Fragestellungen
sowie eventuelle Alternativen lägen allein im Zustan-
digkeitsbereich des Landes.

07.09.88 Sitzung des Ausländerbeirates der
Stadt Karlsruhe: unter anderem wird

der ZAST-Neubau besprochen. Die Sitzung ist nicht
öffentlich, eine öffentliche Vorstellung der lAST-
Pläne wird vom Regierungspräsidium abgelehnt. Die
Erläuterung der alterna tiven Standorte, die in Erwä-
gung gezogen worden waren, zeigt, daß die Stadt noch
weitaus schlechtere Möglichkeiten als die jetzt be-
schlossene bevorzugt ha tte. Eine Diskussion zwischen
Bürgermeister Vöhringer und Herrn Bürger vom Re-
gicrungspräsidium bestätigt, daß die Stadt Karlsruhe
die treibende Kraft bei der Verlagerung der lAST war'
und ist. Pfarrer Kar! vom evangelischen Gemeinde-
dienst begrüßt den Neubau ausdrücklich. Der Vertre-
ter des Flüchtlingsrates stellt seine Ablehnung der
Neubaupläne dar. Einwände der ausländischen Bei-
ratsmitglieder gegen den lAST -Neubau werden von
Bürgermeister Vöhringer mit dem Hinweis zurückge-
wiesen, daß nur das Regierungspräsidium für die Pla-
nung zuständig sei.

2 1.09.88 Der Flüchtlingsrat widerspricht der Po-
sition der SPD, die lAST nur noch im

Ausländerbeirat zu behandeln, in einem Schreiben an
den Fraktionsgeschäftsführer Fischer. Der Flücht-
lingsrat stellt weiter die Forderung nach einer öffent-
lichen Anhörung über die lAST -Neubaupläne.

01.10.88 Beim "Fest des ausländischen Mitbür-
gers" auf dem Kronenplatz in Karlsruhe

erhebt der Flüchtlingsrat öffentlichen Protest gegen
die ZAST -Plane der Stadt. Bei der oberflächlich "aus-
länderfreundlichen", aber völlig unverbindlichen Er-
öffnungrede von Oberbürgermeister G. Seiler wird ein
Transparent aufgebaut: "Stadt Karlsruhe will ein neu-
es Ghetto für Flüchtlinge. Wir nicht." Der OB geht da-
rauf nicht ein. Ein Informationsstand und ein Rede-
beitrag des Flüchtlingsrates konkretisieren die Kri-
tik.

(

10.10.88 Stadträtin Aune Riehle (GL) erkundigt
sich in einer Gemeinderatsanfrage bei

der Verwaltung nach einer vermuteten Kontaminie-
rung des lAST -Bauplatzes mit Schwermetallen und
anderen Giftstoffen.
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13.12.88 Im Gemeinderat wird die Anfrage der
Stadträtin Riehle zu Giftstoffen auf

dem lAST-Bauplatz beantwortet. Die Existenz von
erheblichen Konzentrationen von Blei, Kupfer und
link im Boden wird zugegeben. Da die Schwermetalle
jedoch nur zum geringeren Teil in wasserlöslicher
Form vorliegen, hält die Verwaltung eine Sanierung
nicht für erforderlich. Weiterhin wird zugegeben, daß
aus dem Boden in Teilbereichen permanent Methan-
Gas entweicht. Daher soll in den nicht unterkellerten
Bereichen eine Belüftung des Gebäudesockels vorge-
sehen werden; wo für die Unterkellerung (des Verpfle-
gungsgebäudes und eines Teils des Männerblocks) Bo-
den ausgehoben werden muß, soll nachher unver-
seuchter Boden eingebaut werden, der Bodenaushub
muß auf eine Mülldeponie gebracht werden; ansonsten
muß überall eine Schicht unbelasteten Bodens aufge-
tragen werden. Die Kontaminierungen werden durch
eine alte Hausmülldeponie an dieser Stelle erklärt. In
der gleichen Sitzung beschließt der Gemeinderat, das
in städtischem Eigentum befindliche Grundstück an
die Landesentwicklungsgesellschaft LEG für 50 Jahre
in Erbpacht zu geben. Wegen der festgestellten Gift-
stoffe wird der LEG eine wesentliche Minderung des
Pachtzinses zugestanden: Von der an sich zu erheben-
den Pacht von 107000 DM pro Jahr erläßt die Stadt
deswegen 36000 DM pro Jahr; vom Rest erläßt die
Stadt weitere drei Viertel, solange des Gelände als
lAST genutzt wird, so daß nur noch ein Pachtzins von
18000 DM pro Jahr (für 20000 qm Bauland) verbleibt.
Die Stadt trägt weiterhin das Risiko von allen später
noch bekannt werdenden Altlasten, die weitere
Kosten verursachen.

Dez. 88 Die Stadt Kar lsruhe erteilt der LEG die
Baugenehmigung, unter Befreiung vom

geltenden Bebauungsplan, der jegliche soziale Ein-
richtungen in diesem Gebiet ausschließt. Der Flücht-
lingsrat beauftragt eine Karlsruher Rechtsanwalts-
kanzlei, die Möglichkeit von Rechtsmitteln gegen
diese Entscheidung zu prüfen. Es zeigt sich, daß alle
von seiten des Flüchtlingsrates einlegbaren Rechts-
mittel nur eine geringfügige Verzögerung des Baues
bewirken könnten und keinen entscheidenden Einfluß
haben könnten.

Dez. 88 OB Seiler entwickelt die Idee, Karlsru-
he für eine Bundesgartenschau um die

Jahrtausendwende vorzuschlagen. Das Gelände soll
auch die jetzige lAST umfassen.

01.01.89 lnkrafttreten des "Karlsruher Modells"
in Kar lsruhe: Die Anhörungen der Asyl-

bewerber durch die Ausländerbehörde und durch die
AußensteIle des Bundesamtes finden innerhalb einiger
Tage nach der Ankunft in Karlsruhe in der lAST statt.
lu nächst gilt dieses Verfahren nur fUr einige Her-
kunftsländer.

01.01.89 In Baden-Württemberg tritt das neue
"Asylbewerber Unterbringungsgesetz

(AsyIUG)" in Kraft. Es enthält zahlreiche Verschlech-
terungen für die Situation der Asylbewerber in den
Gemeinden.

J an. 89 Baubeginn an der neuen lAST Karlsru-
he durch die Rastätter Baufirma Wei-

ßenburger und das Spezialtiefbauunternehmen GKN
Keller.

18.02.89 Protestaktion von etwa 100 Flüchtlin-
gen in der (alten) lAST. Ein Essensboy-

kott soll auf die Lebensbedingungen in der lAST hin-
weisen: - Wenig und schlechtes Essen,
- unhygienische Duschen und Toiletten,
- unzureichendes Taschengeld,
- unzulängliche Versorgung mit Kleidung,
- schikanöse Kontrollen ander Pforte und im Lager,
- Besondere Belastungen für Folgeantragsteller ,
- keine Gesprächsbereitschaft der offiziellen Stellen.
Vier Mitglieder des Flüchtlingsrates, die auf Bitte der
Flüchtlinge als Beobachter anwesend sind, erhalten
von der Lagerleitung Hausverbot, das auf Protest
nach einigen Wochen wieder zurückgenommen wird.
Eine Presseerklärung veröffentlicht den Protest des
Flüchtlingsrates. Verbesserungen der Lagerverhält-
nisse werden nicht erreicht.

18.03.89 Der Flüchtlingsrat veranstaltet ge-
meinsam mit der Landtagsfraktion der

Grünen eine eintägige öffentliche Expertenanhörung
(Hearing) "Gegen Sammellager und lAST-Neubau" in
Karlsruhe. Daran anschließend findet ein Besuch der
alten lAST statt, der die dargestellten Mißstände be-
stätigt.

25.08.89 Der Freundeskreis für Asylbewerber
Karlsruhe fragt beim lAST -Bauherrn

LEG nach Informationen über den Bau und den beab-
sichtigten Bezugstermin an. - Nach 4 Wochen lehnt
die LEG nach Rücksprache mit dem Regierungspräsi-
dium und der Landesregierung die Preisgabe jeglicher
Informationen mit dem Hinweis auf "Sicherhe itsas-
pekte" ab.

12.09.89 Der Gemeinderat der Stadt Karlsruhe
beschließt die Bewerbung für die Bun-

desgartenschau 2001. Dabei soll auch die Kriegstraße
Ost als Schnellstraße entlang der neuen lAST ausge-
baut werden. - Der Bau an der neuen lAST ist mitt-
lerweile weit fortgeschritten. Der größte Teil des 190
m langen "Männerblocks" entlang des Bahndamms ist
im Rohbau fertiggestellt. Der "Frauen-/Familien-
block" ist im Rohbau fertig. Die Ausbauarbeiten be-
ginnen. Die Arbeiten am Verwaltungs- und Verpfle-
gungsgebäude laufen. Der Gasbehälter besteht wei-
terhin.

01.10.89 Bundesweites Inkrafttreten des "Karls-
ruher Modells": Auf Beschluß aller In-

nenminister der Länder soll die Dauer der Asylverfah-
ren extrem beschleunigt werden. Dadurch ist auch
beabsichtigt, eine Information der Flüchtlinge über
ihre Rechte und über das geltende Asylverfahren zu
unterbinden. Flüchtlingsräte und Asylgruppen aus der
ganzen BRD lehnen das Verfahren als weiteren Bei-
trag zur Abschaffung der Asylgewährung ab. Der
Flüchtlingsrat Karlsruhe hat seine Kritik am Modell
in Presseerklärungen veröffentlicht und seine bisheri-
gen Erfahrungen mit dem Modell am Ort den Asyl-
gruppen bundesweit zur Verfügung gestellt.

Ok t , 89 Parallel zur "Anne-Frank"-Ausstellung
des Stadtjugendausschusses Karlsruhe

zeigen Mitglieder des Freundeskreises für Asylbewer-
ber und des Flüchtlingsrates eine öffentliche Ausstel-
lung "Flüchtlinge heute"; dabei wird auch die Proble-
matik des Karlsruher Sammellagers und des lAST-
Neubaus dargestellt.

(Gerhard Schulz-Ehlbeck, Flüchtlingsrat Karlsruhe)
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